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Operation Grenada 
" li I der US-Invasio n auf der oSlkaribi­
sehen Insel Grenada ist der Kriegs- und 
Interventionskurs der Reagan-Adm ini­
slrat ion blutiger Ernst geworden. Unser 
Sonderte il beschäf tigt sich m it den welt ­
polit ischen Konsequenzen der Aggres­
sion, mil der dam it heraufbeschworenen 
Bedrohung Nika raguas. der salvadoria­
nischen Fo\IL r>: und Kubas. Und erbilan­
ziert die Innenentwicklung und Krise der 
grenadischen Revolution. 

Libanon 
Mit der ßombardierung syrischer Stei­
lungen eskalierten die USA Anfang De­
zember 1983 den Libanonkonflikt aufs 
neue . T rotz erster Ergebnisse am Genfer 
Verhandlungstisch ist das Projekt einer 
innerlibanesischen Versöhnung damit 
wieder in die Ferne gerückt. Noch unge­
wisser stellt sich nach der Sch lacht von 
Tripoli die I'erspektive der PLO dar_ Wir 
decken die Hintergründe auf. 

Südafrika 

Kach dem monströsen Verfassungsrefe­
rendum steuert das Apanhe idregime 
mehr und mehr in Richlung einer Ein­
Mann- und Militärdiktatur. Doch gegen 
diesen Härtekurs regt sich Widerstand 
und Widerspruch nicht nur seilens der 
schwarzen ~ lehrhei t ... 
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Aktueller Kommentar: Wie weiter nach Stationierungsbeginn? 

Wenn diese Zeilc:n erscheinen, werden im 
Rakctcnstützpunkt Mutlangen bei 
Schwäbisch Gmünd die ersten 13 von 
insgesamt 108 für die Bundesrepublik 
bestimmten Pershing 1I aufgestellt und 
einsatzbereit sein. Diese neuen atomaren 
US-Mittelstreckenraketen sollen zusam­
men mit 112 neuartigen Marschflugkör­
pern (GTuise Missile) in den nächsten 
fUnf Jahren in der Bundesrepublik statio­
niert werden. 

Mit dem Beginn der Stationierung muß 
die Friedensbewegung nüchtern konsta· 
tieren: Sie hat ihr Etappenziel nicht er· 
reicht. Aber ist sie damit am Ende? 
SchlLngert sie jetzt, wje der Spiegel 
schrieb, "zwischen Resignation und 
Radikalisierung"? 
Oder bricht die Friedensbewegung gar 
auseinander, wie der Stern sogleich in 
der Woche nach den Volksversamm­
lungen fUr den Frieden am 22. Oktober 
letzten Jahres mutmaßte? 

Die Me hrheit mob ilisieren! 

"So hätten sie es gern, die Stationie­
rungsbefürworter", meinte neulich je­
mand in der kleinen Friedensinitiative 
vor Ort, in der ich mitarbeite. 
In der Tat: Selbst diese konservativ-reak­
tionäre Regierung KOhl/Genscher, die 
sich nach dem MOllo "Die demonstrie­
ren, wir regieren ,. über den Mehrheitswil­
len der Bevölkerung hinwegsetzte, wird 
auf die Dauer nicht gegen diese Mehrheit 
regieren und einen mehrjährigen Statio­
nierungsprozeß politisch durchhalten 
können. Vorausgesetzt freilich, die Frie­
densbewegung wird die Dynamik, mit 
der sie sich in den letzten Jahren zur 
größten demokratischen Massenbewe· 
gung in der Geschichte dt:r Bundesrepu­
blik entwickelte, auch in der vor uns 
liegenden Zeit beibehalten können. 
Dies ist da entscheidende Punkt. Zwei­
fellos befindet sich die Friedensbewe­
gung gegenwärtig in einer schwierigen 
Phase des Obt:rgangs. Es geht jetzt nicht 
mehr nur um die Verhinderung der Sta­
tionierung. Es gdn darum, den angelau­
fenen Stationierungsprozcß zu stoppen 
und wiedt:r rückgängig zu machen. Dies 
ist eine neue Situation, die viele neue 
Fragen aufwirft. 
Um zwei zt:ntrale Erkenntnisse jedoch 
wird die Strategiedebatte, die die Frie­
densbewt:gung jetzt begonnen hat.letzt­
lich nicht herumkommen: 
Erstens gibt es keine sinnvolle Alterna­
ti\-e zur Mobilisierung der Mehrheit ge­
gen die Raketen. Das aber heilh: Die 
AktionsorientierunI!: der Friedensbewe-

gung muß darauf ausgerichtet sein, aus 
der demoskopischen Mehrheit der Sta­
tionierungsgegner eine handelnde Mehr­
heit zu machen. In diesem Zusammen· 
hang kommt dem Ausbau des sich ab­
zeichnenden Bündnisses der Friedens­
bewegungmit der Arbeiter- und Gewerk­
schaftsbewegung die entscheidende Rol­
lezu. 
Zweitens ist es eine Illusion zu glauben, 
daß die Friedensbewegung in irgendeiner 
weitergehenden Frage einen konkreten 
Erfolg erzielen könnte, wenn es ihr nicht 
gelingt, die Stationierung zu verhindern 
bzw. rückgängig zu machen. Die Konzen­
tration der Kräfte auf diese hage ist 
übrigens kein zufalliges Ergebnis einer 
pragmatischen Suche nach dem vielzi­
tienen Minimalkonseos. Sie ist vielmehr 
das inhaltlich begründete Resultat eines 
langjährigen Diskussionsprozesses inner­
halb der Friedensbewegung, der den zen­
tralt:n Stellenwert der neuen Atomrake­
ten in der globalen Kriegftihrungskon. 
zeption der gegenwärtigen Administra­
tion der USA und der !'\ATO deutlich 
gemacht hat. 
Insofern ist ein Themenwechsel, wie er 
von einigen Kräften innerhalb der Frie· 
densbewegung gefordert wird, in Bezug 
auf die Aktionsorientierung der Be~e­
gung nicht angezeigt. Notwendig aber ist 
es, ausgehend von der zentralen Funk­
tion der Erstschlagswaffen Pershing 11 
und eruise Missile die globalstrategi­
schen Zusammenhänge aufzuzeigen. in 
denen die "Nachrüstung·· steht. 

Aktionsperspektive 1984 

Das "Air Land Battle"-Konzept der USA 
und der NATO (siehe den Beitrag von W. 
Brönner im letzten und in diesem Heft) 
macht nicht nur vollends die Wende der 
westlichen l\Iilitärstrategie zu einem of­
fensiven (atomar/chemischen) Krieg­
flihrungskonzept deutlich, das per ato­
marem Ersuchlag ganz offen die "Ent­
hauptung" des weltpolitischen Wider­
parts UdSSR anvisiert. Es enthüllt auch 
die Globalität der herrschenden Krieg­
ftihrungsdoktrin. die zugleich auf die ge­
waltsame Erstickung und Zurückdrän­
gung jeder Befreiungs- und Unabhängig­
keitsbe ..... egung in der Dritten Welt c:ielt. 
Gerade die Solidaritäts- und Dritte-Weh­
Bewegung kann und muß zur Aufklä­
runI!: dieses Zusammenhangs eine Menge 
beitragt:n. 
Schon heute fordert die Konfronta­
tions-, Droh- und Intcrvt:ntionspolitik 
der Reagan-Administration und ihrer 
lokalen Verbündeten blutigc Opfer in 

Mittelamerika und der Karibik (Gremt­
da!), im Nahen Osten und im Südlichen 
Afrika. Sollte das von den Reagan-Leu­
ten angestrebte ErslSchlagspotential erst 
einmal komplett zur Verftigung stehen, 
dann würde die Dritte Welt vollends zum 
Freiwild des US·lnterventionismus wer­
den. 
Umgekehrt könnte jeder regional be­
grenc:te Konflikt (im Sinne der "horizon­
takn Eskalation" von US-Verteidigungs. 
minister Weinberger) zum Anlaß eines 
atomaren Weltkriegs werden. 
Auch aus der Sicht der Solidaritätsbewe­
gung ist also zu fordern, daß die Rake­
tenfrage Ausgangspunkt der weiteren 
Orientierung bleibt. Von da aus kann die 
Perspektive eines atomwaffenfreien Eu­
ropa ebenso aufgezeigt werden wie die 
Notwendigkeit einer friedlichen Zusam­
menarbeit mit den Völkern der Dritten 
Welt, die erst in einem Klima der Ent· 
spannung und der Abrüstung gedeihen 
kann. 
Für die unmittelbar vor uns liegende 
Etappe in der Auseinandersetzung um 
die Raketenstationierung ist schließlich 
entscheidend, daß die Friedensbewe­
gung trOtz aller Unkenrufe und Spal­
tungsversuche über eine einheitliche 
Aktionsperspektive verfUgt, die vorerst 
bis in den Sommer 1984 reicht. Dac:u 
gehört die Organisierung bundesweiter 
Protest- und Widerstandstage, wie am 
12.12.1983, dem 4. Jahrestag des 
NATO-Raketenbcschlusses, und am 
30.1.1983, dem Jahrestag der faschisti­
schen Machtergreifung; dazu gehören die 
Ostermärsche 1984, deren Vorbereitung 
allenthalben begonnen hat; und dazu ge­
hören die Organisierung einer autono­
men Volksbefragung zur Jahresmitte 
und die FortfUhrung der zahlreichen 
Kampagnen vor Ort, die die Schaffung 
von atomwaffenfrcien Straßen, Städten 
und Gemeinden zum Ziel haben. 
Die Friedensbewegung ist also keines­
wegs am .Ende. Zur Resignation besteht 
kein Grund. Vieles spricht vielmehr da­
fUr, daß die endgültige Entscheidung 
noch vor uns liegt. Rainet Falk 
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Walid Burhani 

Die PLO - gezeichnet 
von der Schlacht 

um Tripoli 

Mill e Dezember 1983 blockierten israe­
lische Kriegsschiffe noch immer die Eva­
kuierung von 4.000 Käm pfern der Palä­
sti nensischen B ef Tei ungsorganis3tion 
(PLO) und ihres Vorsitzenden Vassir 
Arafat aus der nordlibanesischen Hafen­
stadt Tripoli. So blieb es unklar, aufweI­
che Weise eines der tragischsten Kapitel 
in der Geschichtt' des palästinensischen 
Widerstands enden wird. 
Seit dem 3. November 1983 hatten 
15.000-25.000 Mann der palästinensi­
sehen Rebellen und syrischen Armee die 
Eingeschlossenen mit Rakd enwerfern, 
Artilleriegeschülzcn und Panzern unter 
Beschuß genommen. Nach ihrer Erobe­
rung der nahegelegenen Flüchllingslager 
Nahr AI-Bared und Baddawi (am 16. 
November) konnten die Angreifer erst 
im In nern Tripolis, wenige hundert "Ie­
ter vom Hauptquartier Arafats entfernt, 
zum Stehen I/:ebrarht werden. 

Rebellenkomm andant Ahmed jibril, 
Führer der Volksfront fti r die Befreiung 
Pa lästinas - Generalkommando (PFLP­
Ge), fordert e den PLO·Vorsitzenden 
ultimativ zur Kapitulation auf: "Die 
Schlacht ist nun am Ende angelangt, 
und so auch Arafat. Ihm bleibt nichts 
übrig, als sich der revolutionären Er­
hebung und der PLO zur Bestrafung zu 
stellen."l 
Die Belagerten gaben jedoch nicht auf. 
Sie verteidigten ihre Stellungen in Tri· 
poli und enwangen am 25. November 
einen Waffenstillstand. der von Syrien 
und Saudi Arabien vermittelt und mitge­
tragen wurde. Die Vereinbarung schrkb 
vor: 
• einen "stabilen und dauerhaften Waf­
fenstillstand" rur Tripoli und Umge­
bunl/:; 
• den Abzug aller paläst inensischen be­
waffneten Kräfte aus dem Gebiet, der 
von einem libanesischen Koordinic­
rungsausschuß unter R. Kararne (~atio-
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nale Errettungsfront) überwacht wuden 
soll; 
• die Lösung der innerpaläst inensischen 
Probleme "durch einen po[itisehen Dia­
log und mit friedlichen ,\,Iindn, um die 
Einheit der PLO zu gewährleisten". 2 

Zweifellos durchlebte die PLO während 
der Schlacht um Tripoli die schwärze­
sten Tage seit dem "Schwarzen Septem­
ber" des jahres 1970, als das Hussein· 
Regime ein Massaker unter den damals 
hauptsächlich in j ordanien stationierten 
pa [ästinen sischen W idersta ndskäm pf ern, 
den Fedayin, anrichtete. Nach der Ver­
treibung ihrer überlebenden vom jor­
danu fer fanden sie im I.ibanon Zunucht. 

Der "Schwarze Nove mber" 

Als sk dann im September 1982 als Ver­
teidiger Beiruts aus der libanesischen 
Hauptstadt abziehen muß ten, hatten sie 
zumindest einen Achtungserfolg im 
direkten Kamp f mit den Invasionstrup· 
pen Israels. also gegen ihren eigentlichen 
lIauptgegner im Kampf um Palästina er· 
rungtn. 

Die PLO-Fühmng machte aus der mili­
tärischen Niederlage einen politischen 
Erfolg, als sit auf dem Arabischen Gipfel 
,'on Fes Anfang September [982 erst­
malig eine gemeinsame arabische Platt­
form für eine politische Lösung des Nah­
ost konflik ts UZ\\. d,'r I'alästin"frage aus· 
handelte. Nur Lib}'l'IJ versagte dem 
Friedensplan von Fes3 die Zustimmung, 
der {'inen unabhängigen Palästinenser­
staat (im okkupit.'r ten Westjordangebict, 
Gaza undjerusakm) untl'r Führung d~'r 
I'LO und untl'r implizitl'r Anerkennung 
au<.:h des Existenzrechts Israels vorsah . 
Zugleich aber Wolr der dam,,[ige Verlust 
ihrer Bastionen Südliuanon und West­
beirut für die PLO offenbar der Auftakt 

rur die letztendliche Einbuße auch ihrer 
noch verbliebenen bewaffneten Präsenz 
im Ost- und :'>lord libanon. Denn eben 
dieser allgemeine Rückzug und die dar­
aus abgeleiteten kontroversen Schlußfol­
gerungen in den Reihen der PLO über 
ihre künftige Strateg;" wurde turn An­
stoßpunkt für die schwere Krise, in die 
die bewährte Dachorganisation der 4,5 
Mio I'alästinenser in der zweiten jahrts· 
hälfte 1983 hineinschlitterte. 

Auf der 16. Tagung des Palastinensi· 
sehen Nationalrates (PNC) im Februar 
1983 in A!gier 4 hatte es noch ganz an­
ders ausgesehen. Was damals nach außen 
drang, klang eher nach einer festeren 
Einheit und inneren Kompromißrahig­
k.eit über die "Iarsehroute dtr PLO. Auch 
war die Position Yassir Arafats. des zen· 
tristischen Führtrs der Fatah, eher ge­
stärk.t worden. Dies durch seine erstmals 
direkte Wahl seittns des I'NC sowie 
du rch die Bestätigung des Friedensplans 
von Fes und des palästinensiseh-jordani. 
schen Dialogs. Die schon damals schwe­
lenden Widersprüche in den Reihen der 
Fatah waren in Aigier nicht offen tU tage­
gttreten. die maximalistischell Gegtn­
positionen der PFLP-GC eine Rander­
schdnun~ ~eblkbcn. 

Was in Algicr unter der Obo:rlläche gärte, 
sollte sich bald darauf zur Rcbellion ge­
gen Yassir Arafat und die gewählte I'LO· 
Führung (Exckuth'komitee und Zentral­
rat. in denen die Mitgliednorganisatio­
nen dtr I'LO sämtlich vertreten sind, die 
Fatah überproponio naJ) auswachsen. 
Sie WUrdl' l'röffnet vom opponien'nden 
Fatah-Flügcl um Abu Moussa und Abu 
Sakh . später mitgetragcn von A. jibeils 
PF LI'-GC, der prosyriseht'n Saika und 
von Tl'ilen der regulärtll Palastil1~'nsi ­

scht'n Bl'frtiungsarmee (J'LA). 

Im j anuar 1983 traten die Fatah-Offi· 
zier<: Abu Moussa (<:r leitete im j uli l 



AuguSl 1982 die Veneidigung Beiruts) 
und Abu Saleh mit grundsätzlichen Kri· 
tikpunkten am Kurs der PLO hervor, so 
ersterer auf einer Tagung des Revolu­
tionsrats der I'atah in Aden und letzterer 
über die Medien in Damaskus. 
Sie wandten sich u.a. gegen den Abzug 
aus Beirut, gegen Arafats Bemühen um 
eine politische Verhandlungslösung in 
der Palästinafrage und verlangten die 
Einberufung eines Fatah-Generalkon­
gresses, um dort noch vor der PLO­
Nationalratstagung von Algier die Leh­
ren aus dem Libanonkrieg auszudisku­
tieren. Der Zentralrat der Fatah reagierte 
ablehnend, schloß Abu Saleh aus seinen 
Reihen aus und ließ auch in Algier kei­
nen der Rebellen zu Wort kommen. 
Die erste Zuspitzung des inneren Kon­
flikts ergab sich dann Mitte Mai 1983, als 
es im syrisch kontrollierten Bekaa-Tal 
zur Meuterei in mehreren Einheiten ge­
gen Arafats Ernennung zweier loyaler 
Oberste, Abu l\Iussatem und lIaj Ismail, 
die man der Feigheit vor dem Feind im 
Libanonkrieg bezichtigte, zum ersten 
bzw. stellvertretenden Oberkommandie­
renden aller fatah-Einhciten im Libanon 
und in Syrien, kam. 
Obgleich Arafat jene Ernennung wieder 
zurücknahm und rur Ende Mai eine Dis­
kussion mit den Rebellen im Rahmen 
des Revolutionsrats anberaumte, war der 
Bruch nun nicht mehr auf.l.uhalten. 
Zwar waren die Forderungen der Rebel­
len nach inneren Reformen der Fatah­
und PLO-Organe (Sitzverteilung, finan­
zen, zu geringe Kontrolle des Vorsitzen­
den, KOlTUptionsanzeichen usw.) und 
ihr Nein zu den überzogenen Zugeständ. 
nissen Yassir Arafats in den Geheim­
verhandlungen mit jordaniens König 
Hussein (swu.) vollauf berechtigt. Doch 
sie selbst schlugen jetzt mit ihrem Über­
gang zu bewaffneten Angriffen am 
25./26. Mai 1983 auf loyale PLO-Ver­
bände im Ostlibanon, dann auch in 
Damaskus, die Tür zum Dialog zu. 

Die PLQ-Krise ist hausgemacht 

Syrien gab ihnen dabei die nötige Rük· 
kendeckung und die Waffen. Es wies 
Arafat und scinen Stellvertreter Abu 
jihad im Juni aus Syrien und dem kon­
trollierten Teil des Libanon aus. Im Sep' 
tember iGwangen Syrkns Truppen die 
rund 1.200 loyalen PLO-Kämpfer, aus 
dem B<:kaa-Tal und den libanesischen 
Bergen abiGuzichen,just als Arafat in Tri­
poli eingetroffen war. Im Oktober dulde­
te man den Sturm der Rebellen auf die 
Büros d<:r loyakn PLO-Kräfte in Damas­
kus. Im ~ovemher 1983 nahmen syri­
sche Streitkräfte an der Belagerung Tri­
polis teil. 
Daß Damaskus ungeachtet seiner Er­
munterung der Rebellion sich weiter den 

Anschein gab, als verhielte es sich völlig 
neutral, als mische es sich in keiner Weise 
in die inneren Angelegenheiten der I'LO 
ein, wirkte natürlich in den Augen der 
Betroffenen als Provokation. Und Yassir 
Arafat ließ sich, entgegen seinen sonsti­
gen diplomatischen Gepflogenheit, pro­
vozieren. 
Um von der hausgemachten Krise der 
PLO abzu lenken, ging er frühzeitig zu 
verbalen Angriffen auf Syrien und 
Libyen über. 
Indem er die innere Krise des palästinen­
sischen Widerstands :tU einer einge· 
schleusten, reinen "syrisch-libyschen 
Verschwörung" verzerrte, trug er weder 
zur Bereinigung der Innenkrise noch ZI.I, 

Verbesserung der Beziehungen mit den 
immerhin radikalsten, antiimperialisti­
schen frontstaaten im Nahostkonflikt 
bei. Und diese Beziehungen waren wegen 
der vorausgegangenen harten PLO-Kritik 
an den Regierungen Assad und Ghad­
dafi, weil sie es während des israelischen 
Libanonkrieges 1982 tatsächlich an nen· 
nenswerter Hilfe rur die bedrängten Palä· 
stinenser und Libanesen hallen fehlen 
lassen, ohnehin schlecht genug. 
Yassir Arafat trug nun mit den überzoge­
nen Schuldzu weisungen gegenüber 
Damaskus unnötig zur Verschärfung des 
Konflikts I'LO-Syrien bei. 
Angesichts des vermehrten militärischen 
Drucks der USA und Israels gegen Syrien 
mutet Y. Arafats Vorwurf umso u'nein­
sichtiger an, Syrien stünde im Libanon in 
einer Front mit der Reagan-Administra­
tion. 5 

Der "Flirt" mitJordanien 

Es war gewiß kein Zufall, daß der Kon­
flikt des PLO-Vorsitzenden mit dem 
syrischen Baath-Regime erstmalig im 
April/Mai 1983 an Schärfe gewann. Ara­
fat selbst gab Anfang April Anlaß rur 
Alarmzeichen, als er sich bei den palästi­
nensisch.jordan isch en Geheim verhand­
lungen tU unzulässigen Zugeständnissen 
hinreißen ließ. In einem mit König Hus­
sein in Amman ausgehandelten Vertrags· 
entwurf hatte er die Kompetenz, mit der 
er au f dem I'NC-Gipfel in Algier ausge· 
stattet worden war, .l.umindest in drei 
Punkten überschritten: 
Das Dokument - so ergab der Vergleich 
Eric Rouleaus - "benannte nicht die 
I'LO als Verhandlungspanei in mÖg· 
lichen Gespr<ichen mit Israel; es aner­
kannte nicht das Recht des palästinensi. 
sch<:n Volkes, seinen eigenen souveränen 
Staat zu errichten, bevor es sich jorda­
nkn anschließen sollte; und vor allem -
und dies auf Insistieren König Husseins 
hin - erwähnte es insbesondere nur den 
Reagan-l'lan unter den 'verschiedensten 
Projekten', welche zu einer Regelung 
führen kÖnnten."6 

Das PLO-Exekutivkomitee wie das Zen­
tralkomitee der J-'atah versagten dem 
Dokument jedoch die Zustimmung, 50 
daß der jordanisch-palästinensische Dia­
log erst einmal abgebrochen werden 
mußte. Daß er mit dem Reagan-I'lan vom 
September 19827 verknüpft werden 
sollte, verstieß gleichfalls gegen die Be­
schlüsse von Algier, wo dieser grundSätz­
lich abgelehnt worden war. Mit ihm hat­
le Washington erstmals die Idee einer 
"Selbstverwaltung der Palästinenser im 
Westjordanland und im Gazastreifen in 
Assoziation mit jordanien" ins Spiel ge­
bracht, allerdings am engen Rahmen der 
Separatverhandlungen von Camp David 
(1978 begonnen von Israel, Ägypten und 
den USA, mit J ordanien als weiterem 
Wunschpartner) und am Nein zu einem 
unabhängigen Palästinenserstaat festge­
halten. 

Doch die Tatsache, daß Yassir Arafat 
seine Bereitschaft angezeigt halle, die 
palästinensische Eigenstaatlichkeit im 

jordanischen Konförderationsprojekt 
hintanzustellen und dem Reagan·Plan 
positive Elemente abzugewinnen, ver­
tiefte den Argwohn gegen seinen Kurs 
gerade in Damaskus. 
Für Syriens Regierung Assad war dies der 
Punkt. "grünes Licht" rur die volle Un­
terstützung der Rebellen in der Bekaa­
Ebene iGU geben. Obwohl sie zu nächst 
nur einige hundert Fedajin umfaBten 
(die I'LO hat rund 20.000 Mann unter 
Waffen), rechnete man sich aufgrund der 
eigenen militärischen Vorherrschaft im 
Ost- und ;\:ordlibanon und wegen der 
vermuteten politischen Isolation Arafats 
beste Chancen aus, den Rebellen inner­
halb der PLO zum Sieg zu verhelfen. 
Die 1'1.0 so unter Kontrolle J.U bringen, 
hätte Syrien fortan die Möglichkeit be­
schert, die I'LO als ständigen Störfaktor 
im Libanon zu beseitigen und die palästi· 
nensisehe "Karte" rur Nahost-Verhand· 
lungen selbst in den Griff zu nehmen. 

5 



Doch es glück te den Rebellen trotz aller 
militärischen Bevorteilung im Libanon 
und ungeachtet aller Irrwege der Fatah­
fillm-ng 8 nicht, diese in politisches 
Ubergewicht innerhal b des palästinensi­
sehen Widerstands um:wmünzen_ 
Anfangs waren ihre Forderungen nach 
demokratischen Reformen oder ihre Kri­
tik an Arafats Vabanquespiel mit Jor­
danien ersl e inm al auf weitgehende 
Sympalhien und UnIerstützung in den 
Reihen der PLO und unter der palästi­
nensischen Bevölkerung ges toßen. Die 

stärksten Linksgruppierungen in der 
P LO , die Volksfron l (PFLP) des G. lI ab­
bash und die Demokratische Front 
(DfLP) des N. Hawatmeh, griffen in ei­
ner gemeinsamen Erklärung vom 
2.6. 1983 diese Forderungen ausdrück­
lich auf. Sie beharrl en aber gleich1.eitig 
auf d er Legitimität der gewählten PLO­
führung und einer Lösung der Krise über 
den demokratischen Dialog in nerhalb 
der Dachorganisation, unter Bewahrung 

ihrer Einheit und Un abhängigkeit. 
Diese Linie setzte sich auch auf der PLO­
Zentralratstagung Anfang August 1983 
in Tunis durch. Sie bestätigte die 
PNC-Beschlüsse von Algier, forderte die 
unven:ügliche Einslel lung der innerpalä­
stinensischen bewaffneten Zusammen­
stöße im ß ekaa und beauftragte einen 
Sonderausschuß damit, den demokra­
tischen Dia log und die Aussöhnung in­
nerhalb der Fatah wie zwischen der PLO 
und Syrien voram:ubringen. Der Zen-

tralrat sah darin - ausgenommen A. 
J ibrils Generalkommando - den einzi­
gen Ausweg aus der Krise, mit dem so­
wohl die Einheit und Eigenständigkeit 
der PLO gewährleistet als auch ihre 
demokratische Umstrukturierung ange­
bahnt werden könnte. 9 

Um ihren Willen zur Stärkung der 1'1.0· 
Einheit zu untersIreichen, entschieden 
sich die PFLI' und OFLI' am 25.6.1983 
zur Bildung einer Vereinigten Führung, 
die sich in den Vermittlungsbemühungen 
besonders engagierte. Sie unterstrich. 

daß es "keine Alternative lur PLO gibl, 
und unsere Rolle darin besteht, in ihr zu 

bleiben und sie zu stärken" (O FU'­
SprecherJamil Hilal).lO Am 16.10.1983 
legte sie ein ,.Programm rur die Einheit 
und demokratische RcCormen in der 
PLO" (siehe Kaslen ) vor, das den demo­
kratischen Dialog in den Reihen des palä­
stinensischen Widerstands neu beleben 
helfen sollte, ohne von der revolutio­
nären Linie des Nationalrats von Algicr 
Abstriche zu machen. 

Absage an den Dialog 

Abu l\loussa griff ferner Sehlüsse!aussa­
gell des Nationalrats von Algier an: Den 
dort als Minimalplattform rur eine poli­
tische Verhandlungslösung angenom· 
menen Fes-Plan disqualifizierte er als 
.,amerikanisches Komplott". Stattdes­
sen empfahl der RebelienfUhrer die volle 

Gemeinsame Erklärung der palästinensischen Linken 
zu den Ereignissen von Tripoli 

6 

Aufgrund der äu6ent gef<ihrlichen Lage, die 
durch die bewaffne te Auseinandersetzung 
im Nordlibanon und die Bombardierung der 
palästinensischen Flüchtlingslager enutan­
den iSI, fand (am 6. NO"ember 1983 in 
Damaskus; d. Red.) eine gemeinsame Sit­
zung der Führungen der Volksfront für die 
Befreiung Palästinas (PF LP), der Demokra· 
tisehen Front für die Befreiung Palästinas 
(DFLP), der Befreiungsfront Palästinas 
(PLF) und der Palä5tinensischen Kommuni· 
stischen Partei (PCP) stau. Sie kamen zu 
folgenden Ergebnissen: 

I. Sie "erurteilcn entschieden die bewaffne­
ten Auseinandersetzungen und die Bombar­
dierung der Fliichtlingslager, die als Vemre­
ehen am palästinensischen und libanesischen 
Volk bezeichnet werden, und die die Einhe;t 
der PLO und die Revolution bedrohen. Dies 
dient den Zielen der Feinde unseres Volkes, 
dem Imperialismus und den Zioni,ten, die 
die totale Zerstörung der Errungenschaften 
unseres Kampfes und die Zenplillerung der 
Standhaftigkeit der PLO erreichen wollen_ 

2. Sie fordern duu auf, sämtliche Kämpfe, 
das Beschie6en und die Bombardierung der 
Flüchtlingslager, der Stadt Tripoli und der 
libanesischen nationalen Kräfte sofon einzu­
stellen. NUT so wird eine Rückkehr der Mas­
sen, die zahlreiche Opfer durch diese zerstö­
rerische Auseinandersetzung zu beklagen 

haben, zum normalen Alltagslcben möglich 
sein. 
3_ Dies~ blutige Auseinandersetzung findet 
zu einer Zeit statt, in du die Drohungen der 
USA und die Angriffe der Israelis gegen alle 
libanesischen nalional~n Kräfte, die PLO 
und Syrien massiv zunthm~n, und die nichts 
anderes darstellen als die Vorbereitung einer 
breiten Aggression gegen diese nation.al~n 
Kräfte. Dies~ Auseinandersetzung findet in 
einer Zeit stat t , in der die Auhtände unsere.! 
Volkes in den besenten Gebieten stark zu· 
n~hmen . Trotz aller veröffentlichten Motive, 
die die bewaffnete Ausein,mdersetzung zu 
rechtftrtigen versuchen, kann diele objektiv 
nur den Zielen unseres Feindes dienen. 
Ganz gleich wie das Ergebnis der bewaffne· 
ten Auseinandersetzung aussehen wird. sie 
kann keinesfalI. zu einer Lösung der politi· 
schen MeinungsvtTschiedenhciten in der 
PLO fUhren, sondern nur zur Z<:nlörungder 
Eigenstimdigkeit d~r PLO. 
4. Wir fordern alk patriotischen und fort · 
schrittlichen, arabischen und imemation .. · 
len Kräfte und aU~, die sich mit dem Kampf 
des patastinensischen Volkes solidarisieren, 
auf, alle ihre Kräfte dafUr einzusetzen, dem 
Verbrechen Einhalt zu gebielen, die paHisti· 
nensische Einheit im Rahmen der PLO zu 
festigen und die Unabhängigkeit der PLO 
und ihre Errungenschaften auf der Basis des 
PLO·Programms und der Beschlüsse des Pal"· 
stinensischen Nationalrates zu schützen. 

Volksfront/Demokratische Fron 

(;. Il ........ ""h {1.1.I·uh' .. <!C, V"I~,f!,," 
rkm%:rah",l\<'n I· ",tU 

Die Vereinigte }'ührung der Volksfront für 
die Befreiung PaläJlillu (PFLP) und der Oe· 
mokratischen Front rur die Bdreiung Pali­
stinas (DFLP) unterteichncten am 16.0kto­
~r 1983 ein gemeinsames .. Programm rur 
die Einheit und demokratische Rdormen in 
de r PLO". Das Programm, du als Vorschlag 
flir die Überwindung der Krise des palästi· 
nen, ischen Wickrstandli angelegt ist, wird ;n­
zwischen auch von der Palistinensis.chen Be· 
freiungsfront (PFL). der Palästinensischen 
Kommunistischen Partei (PCP), dem Natio­
n:,dntspräsidcnten Khakd al-Fahum und 
den progrcssh'en palästinensischen Bürger­
meistem unteutül:d. 
Das Programm geht aus von der Erkenntnis, 
daß sich die 1964 gegrundete Dachorganisa­
tion PLO derzeit drei großen Gefahren ge· 
genübersieht, der "Gdahr ihrer politischen 
Liquidierung", der "Spaltung der Reihen der 
PLO" sowie der "Gefahr, da6 die PLO von 
der ßevormundung durch arabische Regimes 
umfaßt oder ihr unterworfen wird .. : ' "Der 
Prozeß der Rettung" müsse - so dit Konse­
quenz der PFLP/DFLP - aufbauen auf der 
.,DurchfUhrung demokratischer Reformen 

Konzentration auf den bewaffneten 
Kampf, was den Abzugaller Fedayin aus 
dem Libanon und ihre Ausrichtung auf 
die okkupierten paJästinensischen G e­
biete erforderc. 
So berechtigt die letzte Forderung ist (in 
Aigier und Tunis wurde sie übrigens 
ohnehin beschlosn'n), durch ihre Ver­
knüpfung mit einer Abkehr \'om poli­
tisch·diplomatischen Kampf fallt sie hin­
ter die Positionen der 1'1.0 des J ahres 
1974 zurück. Ein Rückfall in die sektie­
rerische Verabsoluticrung des bewaffne­
ten KamVfes aber y .. ürde den palästinen­
si§chen Widerstand völlig ins politische 
Abseits stellen oder wieder zum bloßen 
Werkzeug arabischer Staaten verkom­
men lassell . 

Dem entsprich I Abu /\ Ioussas Ablehnung 
jeglich er übergangsS<:hriu,'. also auch 
eines unabhängigen I'alästincnserstaates 
Iwbcn lsrad, was längst in den l'laufor­

men dt'r UNO, der Arabischen Liga und 
der 1'LO als K"rm:id vl"rankl'rt worden 
ist. Oi,' Rcbc\len-Ford.>rungl·n nach Zer­
schlagung d,'s "l.lOniSlischen G,-bildcs" 
und nach Abbruch aller Kontakt,-l.u den 
"demokratischen und t'ricdenskciften 
in Isra('\" (A. 1\I0ussa) gch"n geradeso an 
d"n Realitäten vorbei. Sie werfen den 



:ernforderungen für eine 
Iberwindung der Krise der PLO 

H ... -a" ... h, ~uhrcrd<, 

in den Institutionen der PLO, ab auch auf 
der Bewahrung der Einheit der PLO, ihres 
Zusammenhalts, ihrer Unabhängigkeit und 
ihrer Alleinvertretung des pallistinensischen 
Volke".," 

Au r organisatoris<:hcm Gebiet 
wird die überwindung der "allgemeinen Er· 
scheinung" de~ "Individualismus" und der 
"Vorherrschaft einer Gruppe (nämlich der 
Falah; d. Red.), welche den Nährboden ruf 
einen individualistischen Enuchcidungsstil 
abgibt", angestrebt. Stattdessen bedürfe es 
eines "kollektiven Führungntils". der durch 
Veränderungen "aller Organe und Struktu­
ren der PLO, angefangen beim Exekutiv­
komilee", hcrgcne1h werden m~. Die in­
stitutionen müßten flir die Teilnahme aller 
"nationalistischen Kräfte" offen sowie nach 
"dem Prinzip des demokratischen Dialogs" 
und der demokratischen Wählbarkeit aller 
Körp.erschaften angelegt sein. 

Auf finan"iell~m G~bi~t 
gehe es darum. alle Einkünfte und Zuwen· 
dungen in einem einzigen "Palästinensischen 
Nationalfonds" zusammenzufassen, der vom 

palästincnsischen Befreiungskampf al­
lenfalls in die Perspektivlosigkeit zu­

rück. ll 

Vor allen Dingen aber verspielten die 

Rebellen ihrC,' anranglichcn Sympathien, 

indem sie sich auf den rücksichtslosen 

Gewalteinsatz unter Inanspruchnahme 

Syriens verlegten. Damit nahmen sie ih· 

Exekutivkomitee verwaltet werden und des­
sen Vergaben allen Gruppen innerhalb der 
PLO zugutekommen müßten. 
Auf militärischem Gebiet 
wird in dem Dokument bekräftigt, "daß der 
bewaffnete Kampf die lI.auptoption der 
palästinensischen Revolution darstellt; de~· 
halb gilt es, die militärische Aktivität gegen 
den zionistischen Feind in den okkupierten 
palilstinensischen Gebieten und im Libanon 
zu verstärken und entwickeln." Erforderlich 
sei die Vereinheitlichung der \'t:rschiedenen 
bewaffneten Kräfte zu "einer Palästinens;· 
schen Nationalen Bcfreiungsarmce" und ihre 
" Konzentrierung auf jene Gebiete, von de· 
nen aus sie imstande sind, ihre militärüchen 
Aktivitäten gegen den zionistischen Feind 
durchzuführen." 

Auf poli tischem Gebiet 
nellt das Programm die enuchiedene Absage 
an den Reagan-Plan und an das Konfödera· 
tionsprojekt des jordanischen Regimes VOr­
an. In den Heziehungcn zU Jordanien seien 
die alleinige palästinensische Repräsentation 
durch die PLO und die Wiederöffnung der 
jordanischen Front ftir den bewaffneten 
Kampf gegen Israel zugrundezulegen. 
&ziehungen zum ägyptischen Regime setl:' 
ten dessen Aufkiindigung der Camp·David· 
Vereinbarungen (mit Israel und den USA 
1978) voraus. Auch durfe es nichtl:ugclassen 
werden, daß die Beschlüsse des arabischen 
"Fes·Gipfeb in eine Brück~ rur eine US­
Lösung ~cnyandelt werden". 
Die fortgesetzte Zusammenarbeit mit .. nti­
zionistischen, demokratischen jüdischen 
Kräften solle fongesetl:t, die Reaktivierung 
"der Palästinensischen Nationalen Front der 
besetl:ten Gebiete, .. Is innerer Arm der PLO" 
in Angriff genommen werden. 
Besonden: Bedeutung wird schließlich dem 
Ausbau der Beziehungen l:ur libanesischen 
Natiollfllen Errettungsfront und der Am .. l· 
&wegung sowie l:U Syrien beigemesscn. 

ren Reformanspriichen selbst die Glaub­

würdigkc:it. Damit beschworen sie die 

Gefahr der Spaltung und Liquidierung 
der PLO herauf. 

Daß sie in ihrem von Syrien unterstütz­

ten Versuch, eine militärische Lösung 

der PLO·Krise zu erzwingen, schließlich 

soweit gingen, paläslinensische t'lücht-

linge und libanesische Zvilisten in Tripoli 

zu massakr ie ren (rund 1.000 Tote), 

kostete sie den letzten Vertrauenskredit. 

Der Solidarisierungseffekl unter der pa­
lästinensischen Bevölkerung läßt sich an 

einem Umfrageergebnis im besetzten 

Westjordangebiet ablesen, bei dem sich 

Anfang Dezember 1983 rund 93% zum 

PLO-Vorsitzenden Arafat und seinen in 

Tripoli eingeschlossenen Fedayin be­

kannten. 12 

Die überwältigende Mehrheit der Paläs ti­

nenser, der PLO (s iehe d ie gemeinsame 

Erklärung der paläst inensischen Linken) 

und ihrer internationalen Verbündeten 

forderten die Rebellen und Syrien auf, 

das Blu tbad zu beenden, zum polit isch en 

Dialog zurückzukehren un d - so die so­

wjetische Regierung - die Wiederherstel­

lung der Einheit der I'LO l:U respektie­

ren, "dam it sie weiterhin eine aktive und 

effe ktive Kraft im anti im peria lis tischen 

Kampf im Nahen OSten zu sein ver­
mag". 13 

So gesehen muß die Schlacht von Tripoli 

nicht zwangsläufig das Aus rur die PLO 

und - sofern die Evakuierung gelingt -

rur ihre Symbolfigur Yassir Arafat be­

deuten. Sollte die politische Orientie· 
rung von Algier und Tunis aufrechterhaI· 

ten und mit den allenthalben geforder­

ten demokratischen Stru kturreformen 

der Organisation verknüpft werden, 
dann darf man der PLO durchaus eine 

erneute Regeneration zutrauen. 

Anmerkungen: 
I) International Herald Tribune (IHT), 

Paris/Zürich, 17.11.1983 
2) Zit. nach: Lc Monde (L\1), '-aris, 

27./28.11.1983 
3) Wortlautin:AIBI I -12/ 1982,S.8 
4) Siehe Einschätl:ung und Politische Erklä· 

rung in: AlB 4/1983, S. 28·3 1 
5) Vgl. Afrique Asie (AA), Paris, Nr. 

307/24.10.1983 und Nr. 309/21.11.1983 
6) Foreign Affairs, Washington, Herbst 

1983,S.1!) 
7) Worllautin: AlB 11-12/1982,S.6 
8) Unter den jüngsten Verirrungen muß das 

Bündnis Y. Arafats und der Fatah-Füh­
rung, das vor der Schlacht um Tripoli mi! 
der dortigen fundamentalistischen Bewe­
gung der Islamischen Vereinigung, einer 
den Moslembrüdern yerwandten fanatisch 
antiso~ialiSlischen und antisyrischen 
Gruppe, hervor~hoben werden. Damit 
erst - so die Kritik der libanesischen Lin· 
ken - hätte es Arafat der reaktionären 
Miliz möglich gemacht, unter der Losung 
"Bcfn:iung Tripolis von der Linken" im 
Oktob(,r 1983 ein Massaker an Kämpfern 
der Nationakn Errettungsfront und ihren 
Familien anzurichten. Diese halten über 
70 Todesopfenu beklagen. 

9) Zcntralrats·Komlllunique in: Palästina 
Bulletin, Bonn, Nr. 32/12.8.1983, S. 
10·12 und PFLP Bulletin, Nr. 68 
Herbst 1983, S. 33·35 

10) Thc Middle East (ME), Landon, Septem­
ber 1983 

11) Nach: Lc Monde Diplomatique (L\fD), 
Paris, August 1983 und ME. November 
1983 

12) Laut:AA,Nr.310/5.12.1983 
13) Nach: IHT, 12./13.11. 1983 
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Libanon 

Ivesa Lübben·Pistofidis 

Vor dem nächsten Waffengang? 

"Ocr Libanon ist von seiner Zugehörig­
keit und Identität ein arabisches Land 
und Griindungsmitglicd und aktive:! Mit­
glied der arabischen Liga und an ihre 
Verträge gebunden. Dcr Staat muß diese: 
Prinzipien auf allen Ebenen konkretisie­
ren.") So hieß es in dem Abschluß­
dokument der ersten Gespr.ichsrunde 
der libanesischen Vc:rsöhnungskonfe­
renz. die am 1. November 1983 in Genf 
eröffnet wurde:. 

Refonnen vertagt 

.. \uf diese Formulierung hatte die: libane­
sische Opposition, repräsenliert durch 
die drei Pr'.i.sidentc'n der Nationalen Er­
retlungsfrom 2, Walid Junblat. Raschid 
Karamen und Suleiman Frangic:h. sowie: 
den \'orsil..:c:nden der schiitischen Amal­
Bewegung. den Beiruter Rechtsanwalt 
Nabih Berri, \liel Wert gelegt. Denn der 
am 17.5.1983 zwischen Israel und der 
libanesischen Regierung abgeschlossene 
FriedenS\lertrag hatt e gegen die Beschlüs­
se der Arabischen Liga \lerstoßen. die 
jegliche Separat\lereinbarungen eines 
arabischen Landes mit Israel ausdrück­
lich ablehnen. 

8 

Zudem widerspricht die Genfer Formu· 
lierung der These der Maroniten, daß die 
Libanesen keine Araber seien. Mit dieser 
Behauptung hatlen sie in der Vergangen­
heit immer wieder ihre Forderung nach 
einer stärkeren Anbindung des Libanon 
an den Westen zu rechtfertigen \lersucht. 

Oie Tal!lache, daß es überhaupt zu dieser 
Konferenz kam, in der die Bürgerkriegs­
parteien seit 1975 erstmals gemeinsam 
über die Zukunft des Libanon beraten. 
ist klar auf die militärischen lrfolge der 
nationaldemokratischen, \Ion Syrien 
unterstutzten Kräfte im Schufgebirge im 
September 1983 gegen die Regierungs. 
truppen zuriickzufUhren . 

Da das Waffenstillstandsabkommen vom 
25.9.1983 Syrien eine stärkere Rolle im 
Libanon zubilligte, wurde es \Ion Israel 
zunächst heftigst kritisiert ... Wir sind 
nicht glücklich dariiber. Wir denken, daß 
es Syrien, das sich bislang konstant ge· 
weigert hai, seine Truppen ausdern Liba· 
non zuruckzuziehen, eine nicht wün­
schenswerte Position in den inneren An­
gelegenheiten zubilligt. In Zukunft wird 
Syrien bei allen Verhandlungen über den 
Libanon mil einbezogen werden müssen. 
Wir glauben nicht. daß man Syrien einen 
solchen Vorteil im Libanon einräumen 

sollte." Dies bemerkte ein höherer israe­
lischer Regierungsbeamte gegenüber der 
Washington Post. 3 

Gleichwohl gab es bei den Kämpfen im 
Schuf keine eindeutigen Sieger und Be· 
siegte, was sich auch in den Ergebnissen 
der ersten Gesprächsrunde niederschlug. 
Die Oppositionsparteien hatten schon 
\'or Beginn der Versöhnungskonferenz 
auf die Forderung nach vollständiger Ab· 
schaffung des Religionsproporzes und 
damit nach Säkularisierung des Staats· 
apparates zugunsten der bisher bei der 
Verteilung der Parlamenl$sitze und Re­
gierungsämter völlig unterrepräsentier­
ten Drusen und Schiiten verzichtet. Die 
Beratung tiber eine Abänderung des ;\:a· 
tionalpaktes von 1943 wurde auf einen 
späteren Zeitpunkt verschoben. 

Auch zur Forderung der Opposition 



nach Kundigung des friedensvertrages 
mit Israel kam es zu keinem Beschluß. 
Präsident Gemayel wurde lediglich 
beauftragt, in verschiedenen westlichen 
und arabischen Hauptstädten ubeT die 
Möglichkeiten, Israel zum Rückzug sei­
ner Truppen aus dem Südlibanon zu 
bewegen, Sondierungsgespräche zu 
ruhren. 
Ohnehin sieht es so aus, als ob die ver­
schiedenen Bürgerkriegsparteien den 
Waffenstillstand - der schon jetzt immer 
wieder gebrochen wird - nur nutzen, um 
sich ftir den nächsten Waffengang zu 
rüsten. 

Phalangisti sche Spekulationen 

Oie Israelischen Besat:.t.er lieferten den 
phalangistischen Milizen wieder ver­
stärkt Waffen über den Hafen J ounieh, 

'während die USA inzwischen die mate­
riellen Verluste der libanesischen Armee 
mehr als wettmachten_ Die Phalangisten 
versuchen durch die Verhandlungen Zeil 
zu gewinnen in der Hoffnung, daß sich 
das Kr'jJteverhältnis wieder zu ihren 
Gunsten verschieben wird. "Wir rechnen 
damit, daß wir bis 1985 aushalten müs­
sen. Die Israelis werden die Syrer angrei­
fen und alles wird anders aussehen", 
spekuliert ein höherer phalangistischer 
Offizier_ 4 

für den Fall, daß es den Phalange-Mili­
zen nicht gelingen wird. die Vorherr­
schaft über das ganze Land zu errichten, 
gibt es bereits Pläne, im Mont Liban 
einen christiich-maronitischen Klein­
staat auszurufen.5 Die Zerstückelung 
des Libanon wäre damit besiegelt. 

Ein anderer Unsicherheitsfaktor rur die 
Zukunfl des Libanon ist das Anwachsen 
islamisch -fundam en talistischer St rö­
mungen unter Sunniten und Schiiten des 
Landes, die auf der Versöhnungskonfe. 
renz überhaupt nicht repräsentiert sind. 
~hn muß befUrchten, daß die politische 
Unsicherheit und die soziale Deklassie-, 
rung, die durch den kriegsbedingten 
wirtschaftlichen Ruin des Landes her­
vorgerufen wird, einen idealen Nähr­
boden fUr das weitere Anwachsen dieser 
Strömungen abgibt. 

Im September 1983 übernahm in Tri­
poli, der zweitgrößten Stadt des Landes, 
die sunnit ische Islamische Vereinigungs­
bewegung (Tauhid), die enge Verbin­
dungen zu den syrischen Moslembriidern 
unterhält, fakt isch die Kontrolle uber die 
Stadt_ Diese Tauhid-Bewegung unter 
Scheich Schaaban ist extrem antikom­
munistisch_ 
Nachdem sie Tripoli systematisch von 
rivalisierenden Milizen gesäubert hatte, 
richtete sie i\l itte Oktober 1983 ein 
Massaker unter ftihrenden Mitgliedern 
der Kommunistischen Partei und der 

Oppositionsfront 
im Libanon 

K.mpf~t<kt lrre"un~'f""" ,m '><huf 

Ein breites, miteinander kooperiercndcs 
Spektrum dcr libanesischen Opposition wen­
det sich ~~n die israelische Besatzung des 
Süd libanon, gegen die faschini$che phalan­
gistische Vorherrschaft im Libanon, ~gen 
das israelisch-libanesische Abkommen vom 
17.5,1983. Sie in flircinen arabischen, unab­
hängi~n, weltlichen, demokratischen Liba­
non_ 
Diesem Opponionsspektrum gehören an: 
Front der Nationakn Errettung 
(gegründet Endejuli 1983) 
Progressive Sozialistische Partei 
Libanesische Kommunistische hrtei 
Sozial-Nationale Partei 
Arabische Demokratische Partei 
Arabische Sozialistische Baath-Partei 
Organisation der Kommunistischen Aktion 
Die 3 Präsidenten der Front sind: 
Suleiman Frangie: Maronit ('" Christen), Ex­
Präsident der Libanesischen Republik 
Raschid Katame: Ex-Premierminister, Sun­
nit ('" Moslem) 
Walid Junblatt: Druse 
Die sehiit ische Amal-8ewegung 
unter dem Rechtsanwalt Nabih Berri, die in 
engem Bündnis zur Front der Nationalen 
Errettungsteht. 
Raymond Edde: Präsident der Nationalen 
Block-Partei, Mitglieder: 100% Maroniten_ 
Er bildet zusammen mit Frangie die maroni­
tische Opposition. 

ebenfalls der Nationalen Errettungsfront 
angehörenden Sozial-Nationalen Partei 
an_ 70 Kader dieser I'arteien und ihre 
Familien fielen im zum Opfer. 
Die schiitischen Fundamentalisten kon­
zentrieren sich in BaaJbeck, in der nörd­
lichen Bekaa- Ebene. Zu ihnen gehören 
die Al·Amal Al-Islami (Islamische Hoff­
nung) unter Hussein Mussawi, die sich 
Ende 1982 von der vor allem in den 
schiitischen Armenvierteln Südbeiruts 
verankerten Amal.ßewegung des Nabih 
Berri abspaltete, die kleinere Hesbollah 
(Partei Gottes) unter Abbas j\lussawi 
und eine Gruppe iranischer Revolutions­
garden . 
Im Gegensatz zu dem eher nationalrevo­
lutionären Berri. der die Zusammenar­
beit mit den anderen Religionsgruppen 
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sucht. lehnt Mussawi beispielsweise kate­
gorisch einen christlichen Staatspräsi­
denten ab, da "das islamische Gesetz be­
fiehlt. daß ein Moslem nur von einem 
Moslem regiert werden darf" . Auch die 
Zusammenarbeit mit der Errettungs­
front wird von Mussawi kategorisch zu­
rückgewiesen. da sie "Kommunisten und 
andere sä kulare Kräfte umfaßt".6 
Zudem ist der Aktionismus besonders 
der Al-Amal AI-Islami und der mit ihr 
verbündeten schiitischen Splittergrup. 
pen auch ftir die Linke unkalkulierbar. 
Zwar bestritt Mussawi die Verantwor­
tung für die Beiruter Bombenattentate 
auf die US-amerikanischen und franzö­
sischen Kontingente der westlichen mul­
tinationalen Streit macht vom 
23. 10.1983. Er hat diese aber begrüßt 
und rur die Zukunft weitere solcher Ak­
tionen angekündigt. 
Gewiß waren diese Attentate rur sich 
genommen berechtigter Ausdruck des 
Vol kswiderstandes gegen das aktive Ein­
greifen der US-amerikanischen und fran· 
zösischen Kontingente in die Kämpfe im 
Schuf auf seiten der Phalangisten. An­
dererseits veranlaßte der Zeitpunkt des 
Attentats. genau ei ne Woche vor Beginn 
der Nationalen Versöhnungs konferenz 
in Genf. mehrere Führer der Errettungs­
fro nt (so auch K. Junblatt) zu distanzie­
renden Verlautbarungen. Sie vermute­
ten, daß hier Kräfte am Werk gewesen 
waren. denen am Scheitern der Genfer 
Konferenz gelegen sei und die ein In­
teresse an einer neuerlichen Verschär­
fung der Spannungen hätte. 
Auch die Reagan-Administratio n zeigt 
kein ernsthaftes Inten:sse am Gelingen 
der Versöhnungskonferenz. die die mili­
tärischen I'ositionsgewinne der Linken 
auf politischer Ebene festschreiben 
könnte. 
Dies dürfte nämlich eine stärkere An­
lehnung des Libanon an Syrien zur Folge 

" 

haben und damit die Präsenz von US­
Truppen infragesIelIen. 
Um ihre Anwesenheit im Libanon auf 
Dauer zu rechtfertigen. sind die USA am 
t·ortbestand einer instabilen Lage des 
Landes interessiert. 7 Dabei mißt die 
Reagan-Administration die inneren Kon­
flikte des Landes schem atisch mit den 
Kategorien des Ost·West-Konfliktes, wo· 
bei die Schuld an den fondauernden 
Spannungen Syrien und der mit ihr ver· 
bündeten Sowjetunion zugeschoben 
wird. 

US·Präsenz auf Dauer 

Abgeleitet von diesem strategischen 
Kalkül 5011 Israel wieder eine aktivere 
Rolle zugedacht werden, ungeachtet 
aller taktischen Differenzen zwischen 
den beiden Verbündeten (so z.B. über 
den Reagan·Plan, die Zukunft der be­
setzten Gebiete und das Herangehen an 
Syrien). 
Beim ersten Besuch des neuen israeli­
schen ,\Iinisterpräsidenten Shamir in 
Washington am 30. November 1983 wur· 
de die strategische Allianz zwischen den 
USA und Israel. die offiziell nach der 
Annexion der Golanhöhen eingefroren 
worden war. wiederbelebt. 
Bei ihren Gesprächen vereinbarten Rea­
gan und Shamir gemdnsame Militär­
manöver, vor allem der See- und Luft­
st reitkräfte. die Bildung eines gemein­
samen Ausschusses rur eine verstärkte 
m ili t ärisch-polit ische Z usam menarbcit 
und die offizielle Wiederaufnahme der 
Lieferungen von Splitterbomben. Nach-

schubmaterial für die US·Truppen soll in 
Israel gelagert werden . Die USA sagten 
eine erneute Waffenhilfe im Umfang vo n 
1.5 Mrd Dollar ftirdasJalu 1984 zu. 
Die Neuauffrischung der strategischen 
Zusammenarbeit USA· Israel erhöht die 
Gefahr ihrer direkten militärischen Kon­
frontation mit Syrien erheblich. 
"Htte November 1 983 warnte Reagans 
Sicherheitsberater Me Farlane: "Die Ver­
einigten Staaten haben vor kurzem in der 
Karibik klargemacht , daß wir die Bedro­
hung von Amerikanern sehr ernst neh­
men .. . und daß dergleichen in der Politik 
keinen Platz haben kann. weder in 
Syrien noch in einem anderen Land."a 
Derselbe McFarlane und Präsident Rea· 
gan veranlaßten jenen spektakulären An· 
griff von US-Kampfflugzeugen des Typs 
F-14 auf syrische Stellungen im Schuf. 
bei dem am 4.12.1983 zwei Maschinen 
abgeschossen wurden. Dahinter verbirgt 
sich eine soeben aufgedeckte Geheimab· 
sprache Israel-USA, Syrien durch koor· 
dinierten Druck aus dem Libanon zu ver­
treiben. Der Angriff im Schuf könnte 
daher durchaus der Auftakt für einen 
Waffengang der USA und Israels gegen 
Syrien und seine libanesischen Verbün· 
deten gewesen sein. 9 

Anmerkungen: 
1) Orient·Le-J our, BeiTut. 5.11.1983 
2) Siehe: AlB 11 · 12/1983, S. 16-17 
3) International Herald Tribune (IHT), Parisi 

Zürich, 5.10. 1983 
4) IHT, 21.1 0.1 983 
5) Vgl. Kuwai t TimeJ, 16.7.1983 
6) Middle East, London. Oktober 1983 
7) Siehe:AIBII-12/1983.S.11-13 
8) Frankfurter Allgemeine Zeitung. 15.11. 

1983 
9) Laut: IHT. 5. und 7.12. 1983 
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Türkei 

Andreas Krajczek 
•• 

Ozals Wahlsieg 

"lIcrrn Ozals Partei hat sich nach freien, 
demokratischen Wahlen das Recht Cf­

worben, allein an die Macht zu kom­
men." "Wir hätlen keine Wahlen zugelas­
sen. wenn wir geglaubt hätten, daß das 
ergebnis uns schaden könnte."l So 
kommentiert Juntachef General Keßan 
Evren den Ausgang des Wahlspeklakels 
vom 6.11.1983 in derTurkci. 
19,6 Mio wahlbert:chtigtc Bürger hatten 
die Pflicht, sich an den ersten l'adOl­
mentswahlen seit dem Putsch der Mili­
tärs vom Jahr 1980 zu beteiligen, etwa 
93% kamen ihr nach. Lediglich 3 der 15 
zu den Wahkn gegrtindctcn Parteien wa· 
rcn zugelassen worden. Davoll sind zwei 
I'arteien Marionetten der regierenden 
Junta. 
K. EliTen hatte nie Zweifel aufkommen 
lasstn, wie cr sich dl:n Wahlausgang \'or­
stelltt·. Bereits im juli 1983 war bekannt 
geworden, daß die Marionellenpanei 
Nationalistische Demokratie-Partei 
(~ID J' ) untcr Führung des Exgenerals 
Turgut Sunalp die Wahkn i:U gewinnen 
hätte, während die Volkspartei (HP) des 
einstigen Provin<!:gouvl'rneurs Necdet 
Calp Opposition spielen sollte. 
Turgut Dials \'aterlandspartei (AnaP) , 
im Rahmen des Partciengesetus einzige 
zugelassene Nicht-Strohmannorganisa­
tion der junta, hallen ditO Gener'.ile als 
Koalitionspartei vorgesehen_2 Evren 

griff noch am Freitag vor dem Wahlsonn· 
tag Wahlkampfaussagen Ozals auf und 
appellierte ausdriicklich an die Türken, 
keine Partei derjenigen zu wählen, .. die 
ständig wiederholen. sie seien von GOII 
erwählt, seien mit allen Fähigkeiten und 
Kenntnissen gesegne!. __ .. 3, womit er 
deutlich vor einer Wahl der Anal' warnte. 

Die Wahlergebnisse stellten den Plan der 
Generäle auf den Kopf. 45% der Wähler 
entschieden sich rur die Anal' und Tur­
gut thaI. Die HP errang über 30% der 
Stimmen und die von derjunta favoriti· 
sierte MDP konnte deutlich abgeschla­
gen gerade 23,6% der Stimmen auf sich 
vereinen. Gemäß dem Wahlgesetz, das 
das Prinzip des Mehrheitswahlrechts 
festschreibt, wird erstmals seit 1969 wie­
der eine einzige Partei über die absolute 
Parlamentsmehrheit verfligen. 4 

Mehrheit rür den Gegenk andidaten 

Dem BoykOllaufruf einiger von den 
Wahkn ausgt:s<:hlossener konsen'ativer 
und sozialdemokratis<:her I'olitiker so­
wie der in der Illegalität arbeitenden 
Kommunistischen Partei der Türkei, un­
gültig zu stimmen und damit der Junta 
einen Schlag zu verset<!:en, folgten ledig­
lich '900.000 Wähler. 

Die mt:isten anderen Oppositionskräftt: 
entschlosst:n sich zu einer andt:ren Form 
des Protestes. Zwar trat zu den Wahlen 
keine Partei an, dit: eine Alternative zur 
Militärdiktatur anzubieten gehabt hätte. 
Dennoch macht der überraschende Wahl­
sieg der Anal' als der Partei, welche nicht 
als Tarnorganisation der junta verdäch­
tigt wurde, die Ablehnung des jetzigen 
Militärregimes unter Evren durch breitt: 
Bevölkerungskreise deutlich. O<!:al ver­
fugte im Gegensatz zu seinen Konkurren­
ten über einen gt:wissen ßekanntht:its­
grad aus seint:r Tätigkeit als Chef dt:s 
staatlichen J'lanungsamtes unter Pre­
mierminister Süleiman Demirel. Er 
konnte sich daher auf das Wählerpoten­
tial Demirels stützen und darüber hinaus 
auch islamisch-fundamentalistisch odt:n­
tierte Kreise sowie Teile des Wähler­
potentials der sozialdemokratischen Par­
teien an sich ziehen. In 11 von insgesamt 
83 Wahlkreisen erlangte die Anal' allt: 
l'arlamentssitze. 5 

Kann aber von dt:r Anal' ein poli tischer 
Wandel in der Türkei hin zur Demokratie 
t:rwartet wt:rden? 

T. Ozal, der in den 70er Jahren als Dirt:k­
tor bei der Weltbank bt:schäftigt war, gilt 
als entschiedener Vt:rfechter der mone­
taristischen Wirtschaftspolitik Milton 
Friedman'scher Prägung, wie sie auch 
von der Weltbank und dem Internatio­
nalen Währungsfonds (IM F) vertrett:n 
wird. Endt: der 70t:r Jahre kehrte T. Dzal 
in die Türkei zurück, wo er im Auftrag 
von Premierminister S. Demire! die deso­
late türkische Wirtschaft sanieren solltt:. 
Nach dem PUlSch im Septt:mber 1980 
erhoben ihn die Militärs zum Vizepre­
mierminister und wurde weiterhin mit 
dem Wirtschaftsressort betraut. T. Dzal 
entwarf ein WirtschaftsprogramTtl. das 
drastische Sparmaßnahmen enthielt und 
öffentliche Ausgaben besonders in sozia­
len Bereichen auf ein Minimum be­
schränkte. Die hohe Innationsrate von 
130% konnte er innerhalb \'on 3 jahrt:n 
auf24%senken. 
Doch diesen Erfolg erreichte T. ö<!:al auf 
Kosten der armen Bevölkerungskreist:. 
Die realen ßruttoeinkommmen der mei­
sten Lohnabhängigen sanken 1982 unter 
den Stand \'on 1963. Sie liegen damit um 
50% untt:r dem Höchststand von 1977. 
Die Wirtschaftspolitik des \'izepremiers 
fUhrte zur Verelendung breiter Bevölke­
rungsschichten. 
Die Freigabe der Zinsen im jahre 1982 
hatte den Zusammenbruch mehrerer 
Banken und Wirtschaftsunternehmen 
zur Folge. T. Dzal konnte sich seint:r 
Gönner, des türkis<:hen Finani- und t:x­
portoricntierten Handelskapitals sowie 
Teile des Industriekapitals, nicht mehr 
sicher sein und trat zurück. 6 

~Iittlerweile set<!:en seine Förderer wie­
der auf ihn. was sich zuletzt an seiner 
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Zulassung ;.::u r Wahl durch die Militärs 
zeigte. Seine Beziehungen zu den in­
ternationalen Finam:organisationen 
machen ihn weiterhin attraktiv. Das Ver­
sprechen des wirtschartIichen Auf­
schwungs wird folgerichtig nicht der 
~-1ehrheit seiner Wähler zugutekommen, 
sondern lC':diglich denen die Taschen 
rullen, die sie ohnehin schon voll haben. 
Nach seinem Wahlsieg verkündete T. 
thai, seine vornehmlichsten Aufgaben 
seien die Bekämpfung der Innation, die 
Steigerung der Exporte sowie der Abbau 
der Büro kratie im staatl ichen wie wirt· 
schaftlichen Bereich. Die wirtschaftliche 
und außenpolitische Perspektive rur sein 
Land sieht er in einer "wirtschaftlichen 
BTÜc ke zwischen der arabischen Welt 
und dem Westen,'.1 

Diese Ziele möchte er mit denselben Mit­
teln errdchen, die er schon in den 60er 
J ahren als Chef des staatlichen Planungs­
amtes anwandte. In einem InteT1liew mit 
der Zeitung Hürriyet pries er dazu sein 
administratives Modell, das eine Regie­
rung, die "ähnlich wie eine Armee" orga­
nisiert sei, vorsehe. "Auf diese Weise 
wäre alles unter meiner Kontrolle, alle 
Inrormationen würden auf mich zulau­
fen:· 8 

Ein Modell "ähnli ch wIe eme 
Armt:e" 

Zudem bekräftigte er die Einbindungder 
Turkei in die NATO und kündigte eine 
Verstärkung der außenpolitischen Akti­
vitäten an. 

Innenpolitisch will T. Ozal geringftigige 
Veränderungen vornehmen. So soll eine 
teilweise Am nestie für alle politischen 
Gerangenen erlassen werden, die nicht 
aufgrund von "Terrorismus" \'erurteilt 
worden sind. Darüber hinaus stellte er 
zusammen mit N. Calp eine Abänderung 
der Verfassung hinsichtlich ihres restrik­
tiven Inhalts gegenüber der Presse, den 
Universitäten und Arbeitervereinigun­
gen in Aussicht.9 

Die türkische Demokratie solle nach 

Sla,l.t Monn Go .. ,al bro" 

Ozals Ansicht "ein Bündnis der Nation 
mit der Armee"lO sein. Doch ob es ein 
gleichberechtigtes Bündnis sein soll. 
bleibt dahingestellt. 

Wenige Tage nach den Wahlen verlänger­
te die j unta das Kriegsrecht um weitere 4 
Monate. Zwar bedarf diese Maßnahme 
der Zustimmung durch das neugewählte 
Parlament, aber General Evren ließ sich 
Zeit mit dessen Konstituierung. Der 
ursprunglieh auf den 19.11.1983 an­
gesetzte Termin wurde auf den 
4.12.1983 verschoben. Bis dahin hat das 
Militär die absolute Entscheidungsbe­
fugnis. 
Die Generäle haben zudem noch vor den 
Wahlen mit nahezu tausend Gesetzen, 
die praktisch alle gesellschaftlichen Be­
reiche abdecken. den Status quo erst cin­
mal gesichert. Allerdings besitzt der für 
die nächsten 6J ahre im Amt veno.·eilende 
Staatspräsident General Evren sowieso 
weitreichende Entscheidungskompetcn­
zen, die durch di ... Verfassung und bei­
spielsweise das Parteien- und Wahlgesetz 
abgesichat sind. Er kann u.a. zum Mini­
sterpräsidenten auch Persollen außa­
halb des gewähltl"fl Parlaments ernennen 

und zudem jederzeit das Parlament auf­
lösen. ll 

Ozals AnaP verfUgt zwar mit 21 I von 
399 Sitzen (ein Sitz bleibt unbesetzl,da 
die Junta gemäß dem Wahlgesetz einen 
gewählten Kandidaten der AnaP ablehn­
te) übet die absolute Parlamentsmehr­
heit, aber die Befugnisse desselben sind 
gering. 
Ohne die Militärs kann Turgut Ozal kei­
ne I'olitik machen. Seine funktion 
scheint hauptsächlich darin zu bestehen, 
mit kleineren kosmetischen Eingriffen 
der türkischen r-.lilitärdiktatur ein ziviles 
Gesicht zu verleihen und so das Image 
der Türkei gegenüber ihren westlichen 
Verbündeten aufzupolieren. 
Der im westeuropäischen Parlament fü r 
Türkeifragen zuständige Kai Uwe von 
Hasse! (CDU) grifr denn auch dankbar 
die Wahlfarce auf, um zur Unterstützung 
der neugewäh lten Institutionen in der 
Türkei aufzurufen, da das türkische Volk 
seine Chance zur rreien Entscheidung ge­
nutzt habe. Die EG-Komm ission sieht 
dagegen noch keinen Anlaß, die 1980 
mit der Türkei vereinbarte und wegen 
des Militärputsches eingefrorene Finanz­
hilfe üher 1,3 Mio DM freizugehen. 
Hier dürfte Ozal m it den von ihm ange­
kündigten Abänderungen nachhelfen 
können. 

Anmerkungen: 
I) Zit. nach: Der Spiegel, 14.1 1.1 983 und 

Die Tageszeitung (tu), 9.11.1983 
2) Siehe ausfUhrlich: AIS 9{1983, S. 16 und 

41 
3) Zit. nach: Frankfurter Rundschau (FR), 

14.11.1983 
4) Zu den Wahlergebnissen vgl.: Le Monde, 

Paris, 8.11.1983; EI Pa;s, Madrid, 7.11. 
1983; lbe Times,l.ondon. 7.11.1983: taz 
9.11.1983 ; FR, 8.11. 1983 

5) Laut: Frankfuner Allgemeine Zeitung 
(FAZI,14.11.1983 

6) Vgl. Der Spiegel, 14.11.1983: Deutsche 
Volkszeitung/die tat, 11.11.1983; FR, 
8.11.l983 

7) Zi1.nach:taz, 10.11.1983 
8) Zit.nach:FR, 14.11.I983 
9) Vgl. Newsweek, New York, 7. und 

2 1. 11.1983 
10) Zil. nach : Ocr Spiege:!, 14. 11.1983 
11) Siehe ausführlich in: AlB 1/1983, S. 

42-44 und AlB 9/1983, S. 16 und 41 
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Afghanistan 

Konrad Ege 

Die vielen Gesichter der 
Man schreibe nicht "Rebellen", sondern 
"Mujahidin", wenn man über die "Frei­
heitskämpfer" in Afghanistan spreche, 
wurde ich kürzlich von der Redakteurin 
einer liberalen bundesdeutschen Nach­
richtenagentur belehrt. 
"Rebellen" sei zu negativ, und außerdem 
verwende ja auch die liberale Presse wie 
die Frankfurter Rundschau den Begriff 
"Mujahidin", was auf deutsch "heiliger 
Krieger" bedellet. Mein Argument, daß 
die Ideologie dieser sog. Mujahidin doch 
zeige. daß sie alles andere als freiheits­
kämpfer oder heilige Krieger seien, stieß 
auf taube Ohren. 

Mujahidin ist also die Sprach regelung. 
Ganz egal, ob die Führer dieser Freiheits­
kämpfer nun Frauen in praktischer Skla­
verei hallen wollen, ob sie gegen Schulen 
sind, gegen die Landreform. rur feuda­
listische soziale und wirtschaftliche 
Strukturen, oder ob sie die Monarchie 
wieder cinmhren wollen - sie kämpfen 
rur die" f'reihcit" Afghanistans. 

Krieg den "Gott losen" 

Dabei hat der Widerstand gegen die 
afghanische Regierung und die Sowjet­
truppen im Land viele Gesichter. 
Da sind die RebelienfUhrer wie 
Gulbuddin Hekmatyar, dessen Ideologie 
der erzkonservativen ~'Ioslembrudt:r­

schaft nahesteht, und da sind die Klein­
bauern aus deli Dörfern der Provinz Pak­
tia. die zu ihren hundert jahre alten Ge­
wehren gegri ffen haben. um sich rur Bru­
talitäten der Regierungstruppen zu 
rächen. Es gibt auch den "Widerstand" 
der Snaßenräuber, die unter der Maske 
des "islamischen freiheitskampfes" 
Lastwagen ('lündern und Reisende aus­
rauben, und der Bewohner vieler Dörfer 
in Nuristan. deren Kampfgegen die Zen­
tralregierung in Kabul schon jahrzehnte 
zurikkrcicht. 
Führer der sog. Mujahidin, die heute pro­
minent in Pakistan Pressekonferenzen 
geben ~ neben Hekmatyar sind Younis 
Khalis. Sayed Ahmad Gailani. Rurha· 
nuddin Rabbani und Sebghatullah Muja. 
didi zu nennen - riefen unmittelbar 
nachdem die Volksdemokratische Partei 
Afghanistans (VOPA) im April 1978 den 
Präsidenten Mohammed Daud gestür~t 

hatte, zum bewaffneten Widerstand ge­
gen die neue "golllose" Regierung auf. 
Diese Aufrufe stießen beim Großteil der 
Bevölkerung lange auf taube Ohren. 
Trotzdem waren diese Führer in der 
Lage, mit Unterstützung der dortigen 
Regierung Militärlager in Pakistan aufzu­
bauen und ihren Krieg gegen Afghani­
stan zu beginnen. 
Alle diese konterrevolutionären Führer 
gehören derjenigen Bevölkerungsschicht 
an, die von der feudalen Wirtschafts· und 

Sozialstruktur am meisten profitierte. 
Rabbani beispielsweise war ein Groß­
grundbesitzer in den Provinzen Kabul 
und Badakhshan. Auch Khalis. Gailani 
und Mujadidi waren Großgrundbesitzer. 
Hekmatyar hat schon seit jahren enge 
Beziehungen mit der pakistanisch en 
Regierung unterhalten. die sich rur ihn 
auch finanziell ausgezahlt haben. 

Der "Freiheitskampf" dieser Rebellen­
ftihrer hai auch kein Program m, die Be­
völkerung Afghanistans zu "befreien", 
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sei es von ihrer Armut, repressiven So­

:dal· und Wir\schaftsstrukturen, oder 
von Unterernährung und fehlender Ge· 
sundheitsftirsorge. 
Er beschränkt sich darauf, gegen die 
Landreform zu agitieren, die als "unisla­
misch" verurteilt wird, sich gegen die 
Gleichberechtigung der frau zur Wehr 

zu setzen (auch das sei "unislamisch") 
und Schulen zu zerstören, in denen die 
Bevölkerung Lesen und Schreiben lernen 
konnte. Die konterrevolutionären Ban­
denchefs gehen anscheinend von der An· 
nahme aus, daß Erziehung und Wissen 
fiir die Bevölkerung diese zum Hinterfra­
gen des feudalistischen Gesellschafts­

systems fUhren könnte. 

"Befreiung" - von Reformen 

Die langfristigen "rogramme der Rebel­
lenorganisationen - insofern diese über· 
haupt existieren - geben weiter Auf· 
schluß über deren politische Orientie­

rung. 
Hekmatyars Islamische Partei beispiels· 
weise will die Landreform rückgängig 
machen, im Vielvölkerstaat Afghanistan 
nur eine Landessprache erlauben (Push. 

tu) und Arabisch (das kaum jemand 
spricht) zur religiösen Zweitsprache 
machen, die Erziehung von Mädchen 
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und Jungen trennen und Frauen dazu 
zwingen. sich zu verschleiern. Gailani. 
der ab "liberal"' gilt, möchte die Monar· 
chie wieder einrlihren und natürlich auch 
die Landreform rückgängig machen. Gai· 
lanis Prinzipien seien, so sagt er, "Islam, 
Nationalismus und Demokratie". 

"Demokratie" ist das Schlagwort, das 
Vertreter der Konterrevolutiofl vor 
allem dann benutzen, wenn sie sich um 
Hilfe aus dem westlichen Ausland be· 

mühen. 
Es ist nicht überraschend, daß sich die 

oben genannten wie zahlreiche andere 
Großgrundbesitzer und deren t-amilien 

sofort gegen die afghanische Revolution 
stellten. Schwerer zu verSlehen ist es, wie 
sie es geschafft haben, Tausende von ar· 
men Bauern und Tagelöhnern dazu zu 
bringen, ihren Kampf zu unterstützen. 
Zum Teil waren sie in der Lage, diese 
Männer, die bei ihnen verschuldet oder 
von ihnen abhängig waren, dazu zu zwin­
gen, mit nach Pakistan zu gehen und \'on 
dOT! aus zu kämpfen. Die afghanisehe 
Regierung ist oft nicht in der Lage gewe­
sen, diese Bauern militärisch "tu schüt­
zen. Dazu kommt noch, daß die afghani. 
sche Armee des Jahres 1978 nicht not · 
wcndigerweise ein Instrument war, das 
sich dazu eignete, ein revolutionäres Pro­
gramm durchzusetzen. Ls war noch die 
Armee der Monarchie und ;\Iohammed 

Gespräch mi1 

An Vertrauen 
Mohammed Safi ist stellvertretender Minister 
rur Stammes· und Nationalitätcnfl'28cn. Hier 
AUS$ehniUe aUf einem Gespräch Safis mit 
Konrad Ege, das dieser in Kabul für das AIH 
(Uhrte. 

Zur Besonderheit der Nomaden 
und Stämme 

Wir sind dabei, die besten Wege und Möglich· 
keiten zu finden, um auch unter den Noma· 
den dauerhafte, wirksame politische Arbeit 
und Hilfestellung zu leinen, und sie seßhart 
zu ma.<;hen. Insgesamt sind es etwa S Mio 
Nomaden, darunter vor allem Pasch tunen, 
dann Tadschiken, Uzbeken u.a., die wir in 
der Demokratischen Republik Afghaniuan 
(ORAl haben. Die instabile Lebensweise, die 
sich aus ihren Wandergepflogenheiten ergibt, 
macht eine systematische Kulturarbeit, 
Schulausbildung oder die medizinische Ver­
sorgung der Nomaden, vor allem ihrer Kin­
der, unmöglich. 
Afghanistan und Pakistan haben eine ge­
meinsame, 2.118 km lange Grenzc. Aufbei­
den Seiten dieser Grenze lehen Past:htunen­
Stämme. In diesen Stammen existieren keine 
Feudalhe~n oder sog. "Khans", die tausen· 
de Hektar Land besitzen würden. Standes· 
sen hat jeder Stamm einen sog .. ,i'iltenen", 
eine einflußreiche Persönlichkeit, die Pro· 
bleme und lnteressengegensätu als autori· 
täres Organ behandelt und zu ihrer fried· 
lichen und verständnisvollen Lösung·bei· 
trägt. 
Hinsichtlich ihrer objektiven Stellung in der 
gesellschaftlichen Organisation des Stammes 
sind diese Ältesten keine Ausbeuter. d.lt. 
keine Feudalherren oder Großgrundbe~itzer. 
Sie ,erfilgen nur über einen starken subjek­
ti"en Einfluß unter den Angehörigen des 
Stammes. 
Insbesondere in den letzten drei Jahren, in 
der neuen Etappe der afghanis ehen Revolu' 
tion, Itaben wir, die Regierungsorgane, ein 
holtes Maß an Verst~ndigunll und Zusam­
menarb .. it mit diesen Stammesältenen crr .. i­
cltt, so daß sie heute alle unsere Plane und 
Programme akzeptieren und unt('rstützen. 

Zum Probl~m da Landrt'form 
In sämtlichen Grenzprovinzen Afghanistans 
zu Pakistan ist bislter eine erfolgreiche Land· 
reform durchgeführt worden. Die Verteilung 
des Grund und Bodl'ns, die gerechte Auftci· 
lung der Bewasscrungscinrichtungen iH in 
dil',en Provinzen h"utc immer noch im 
Gange. Gegen diese fobßnahmcn der Regie· 
rung hat es bisher keinen wesentliclten 
Widcr!itand gegeben, und zwar aus dem ~in · 

fachen Grund, "eil in dieSt."r Gegend fast nur 
landarm", Bau<'rn lebten. 
Mißverstiindnisse und Komplikation"n gab 
es zeit ..... cisc, in der Zeit "on Amin im Jahr 
1979. Die Regierungsor\la"e behandelten da· 
mals z.B. sämtliche Stamm"säheste plump 
als Fcudalhcrrcn und setzten diese untcr 
massi~en Druck. Diest" Ältesten haUen bi~ 
dahin meist die Revolutioll unterstutl(. abn 
di~ extremistis.che Herangchenswdsc da 
Arnin·Regicru"ll dr'.Ingtc sic nach und naclt 
lum Wid",rstand. 



Ihammed Safi 

inzugewonnen 
Zur Rückgewinnung von Flüchtlingen 
Wir versuchen, so weit wie möglich unter den 
Flüchtlingen politische Aufkliirungurbeit:!Cu 
Leinen. Wir haben inzwischen an Vennuen 
ruf die Regierung zurückgcwonn<:n. 
Beispielsweise haUen wir jüngst einen Fall, 
daß etwa !JOO Familien, die früber nach Paki· 
stan geflüchtet waren, nach Afghanistan zu· 
rückkehrten. Um sie bei der Grcm:übcr­
schreitung vor etwaigen konterTe"olutio' 
narcn Oberfallen zu schützen, wurden sie 
von bewaffneten Männcm eines anderen 
revolutionsverbundenen Stammes begleitet. 
Die afghanischc Regierung hat immer ver­
sucht, die Umstände für die Rückkehrer zu 
erleichtern. Wir hab .. n ihnen vcnichert , daß 
sie ihre Häuser und ihr Land zurückbekom­
men werdell, damit sie es wieder bearbeiten 
können, daß die Regierung rur ihre standige 
Versorgung mit Lebensmitteln sorgen wird 
u~w. 

Innerhalb der letzten drei Jahre sind elwa 
250.000 Afghanen in die Grenzprovinzen 
zurückgekehrt. 
Die pakistanische Regierung bereitet uns in 
dieser Hinsicht die größten Schwierigkeiten. 
Anfang 1982 lebten in einem der Flücht· 
lingslager auf pakistanischem Territorium 
namens ,Jehwant" 5.000 Familien. Da 
wurde von den Lagerbewohnem ein General· 
streik ausgerufen. Sie forderten einstimmig 
und gesehlossen die Möglichkeil, nach 
Afghanistan zurückkehren zu können. 
Die pakistanische Regierung wurde über die· 
ses Ereignis informiert. Sie organisierte dar· 
aufhin einen maSSiven Aufmarsch der paki· 
stanisehen Streitkräfte, der Polizei und eini­
ger konterre"olution>irer afghanischer ßan­
den, die auf paki.tanischem Territorium sta­
tioniert sind. Im wahrsten Sinne des Wortes 
belagerten diese dcn Weg dcr Fliich!!ingc und 
"wangen sie, Ilat,;h ,JI'kawant"zuJÜckzukch­
relL . 
Die "AnHihrer" dieser Protestaktion wurden 
auf brutal.te Weise festgenommen und in ein 
Straflager gcsteckt_ 

Zum KrjHte"erhältnis .. Rebdlen" und Re­
gierungs truPllen 
Im allgemeinen <ind in den :etzten 3 Jahren 
heachtlich~ und historbche Erfolge heim 
Kampf g<,!~"" di,- Kom"m'~olutio" erzielt 
worden. Als Bdspid fühn- ich nur dic Pro· 
~inz Nimroz (im Südwesten;d. Red_)an. Das 
öffentliche Leben in dieser Provinz ist heute 
normal. Ober.lll, wo die Konterrevolution 
"cr.ucht, sich zu erheben und etwas gegen 
die Regien"'!: zu unternehmen. wird sie ent­
schieden niedergeschlagen_ 
Gespannte Vcrhii.llnisse herr.chen alLcrdin~ 
noch in der Provinz Nangarhar (zcntrale os~· 
provinz nahe dem Khaibcrpaß; d. Red.), ob· 
wohl auch da die Zeiten der Konternvolu· 
t;on ""roc; sind. Su: können nicht mehr so 
kicht bis "'S Z~ntrum der Provinz ,·ordrin· 
!!oell, um dort Anschläge ~u verüben_ 
Insgesamt hat die Konlerre~olu tion in gro­
ßen Teilen des Landes ihr Kampfpotelllial 
und das Vertrauen der ße\·ölk.~rung '''-Tloren. 
In wI'])igell 1'T\)~;tlz"n sind die k.ontl'/TeVo­
lutionii.n-n GruppierunKen gt·rade so stark, 
die Bcvölk.,·nm!!o zu terrorisieren, und (km­
zufolge hal,,'" vit'lt· Einwohn"r dies.:r Pro· 
~imwn Angst, ihrc Symp3(hi(' zur Regieru";; 
olTcn zu Zl·'KCn. 

Dauds, eine schlecht ausgebildete und 
unzureichend politisiertc Armee mi t Sol­
daten, die größtenteils zum Waffen­
dienst gezwungen waren_ 
Die afghanischen Bauern waren auch an­
nillig (vicle sind es heutc noch) rur die 
reaktionäre Ideologie der Feudalherrcn 
und mancher Stammesrtihrer, die sich, 
obwohl nicht immer selbst Großgrund­
besitzer, auf deren Seite schlugen. Der 
Klerus, der häufig der wohlhabenden Be· 
völkerungsschicht zuzurechnen ist, war 
oft schnell zur Hand, die neue Regierung 
als ,.gottlos" zu verdammen_ 
Diese sehr schwierige Ausgangssituation 
für eine grundlegende Änderung der Be­
sitzverhältnisse wurde noch dadurch ver­
schlechtert, daß die Regierung anfangs 
ihre Reformprogramme zu schnell 
durchsetzen wollte_ Die afghanisehe 
Zentralregierung unter Daud und dem 
Kö nig hatte d ie entfernten Provinzen oft 

nur nominell unter Kontrolle gehabt 
d ie ebenfalls auf Kabul basierende Regie­
rung Taraki hatte also nieht von einem 
Tag auf den anderen die Stärke, Bauern, 
die nun durch die Landrcform Boden 
erhielten. auch in den entfernten I'rovin­
zen vor Retributionen der enteigneten 
Besitzcr.tu schützen. 
Auch verfehlte die Regierung es teilwei­
se, den Baucrn Darlchen zum Kaufland­
wirtschaft licher l\ laschinen zu geben, 
und die Kontrolle des kostbaren Wassers 
blieb zeitwcilig in den Händen von 
Männern. die die Landrcform nicht un· 
terstützten_ 
Das alles wurde aber noch nicht erklären, 
wie dn Widerstand gegen die Regierung 
so anwachsen konnte. daß die Regierung 
gegen Ende 1979 die Kontrolle über 
mehrert· Provinz.'n vollständig verlore n 
hatte. 
Anfang 1979 sah die afghanisehe Regie­
rung sich mit mchreren Konflikten 

gleichzeitig konfrontiert: mit dem Wi· 
derstand der von fruheren Großgrund­
besi t zern ausgerüsteten Einheiten, die 
von Pakistan aus operierten, mit Schwie­
rigkeiten beim Durchftihren der Refor­
men, und mit einer Inlernalionalisierung 
des Konflikts, hatten doch die USt,\., 
China und Pakistan begonnen, die be­
waffnete Konterrevolution zu unterstüt­
zen. 
Die unsichere Situation ermöglichte es 
dem damaligen Verteidigungsminister 
Hafizullah Amin im September 1979 ge­
gen Präsident Taraki zu putschen. Unter 
Amin wurde die Regierung zu einer Dik­
tatur, obwohl Amin weiter behauPlete, 
"Reformen d urchzuftihren"_ 
Der gegenwärtige stellvertretende Mini· 
ster Hir Stammesfragen Safi meint, daß 
Amin alle Propagandabehauptungen der 
alten Feudalherren über den Sozialismus 
wahrmach te: "Diese Feudalherren be-

haupteten, 'Sozialismus' bedeute Massa­
ker und f olter - und Amin tat genau 
das." Regierungsbeamte geben heute an, 
daß Amin in Wirklichkei t nie das Partei­
programm der VDPA verwirklichen 
woll te, sondern allein daran interessiert 
war. seine Machtstellung auszubauen. 
Fehler im "Enlscheidungsprozeß der 
Partei", sagen diesc Beamten. halfen 
Amin dabei, an die Macht zu kommen_ 
Amin war darauf aus, jeden Widerstand 
gegen seine Herrschaft zu zertreten. In 
der \'Dl'A allein seien über 1.500 Mit­
glieder von AminsGeheimpolizei ermor­
det worden, erzählte mir ein Paneimit­
glied . Wievide Todesop fer es im ganzen 
Land gegeben hat, ist schwer zu schät­
zen. Sicher ist , daß die Zahl in die Zehn­
tausende geht. 

Ein Vorfall in der !'rovinz Wardak, der 
mir von einem Parteimitglicd beschrie­
ben wurde , macht deutlich, mit was für 
einer Brutalität Amin vorging - und wie 
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seine Aktionen den Widerstand ver­
größerten_ 
Eines Nachts wurden Soldaten in der 
Provinz Wardak angegriffen_ Ein Soldat 
wurde getötet, zwei verwundet_ Amin 
hatte gerade einen Gouverneur in der 
Provinz ernannt. Dieser Mann rief die 
Ältesten aus der fraglichen Gegend zu 
sich und sagte ihnen, daß so etwas nicht 
noch einmal vorkommen würde, so lange 
er der Gouverneur sei. Die i\lännerwaren 
besorgt und flüc hteten in die Berge, um 
sich zu schützen_ In der nächsten Nacht 
kamen Soldaten in das Dorf, p lünderten 
und vergewaltigten einige der frauen. 

Füßeküssen: Akt der Versöhnung 

Als die Männer zurückkamen, er-l:ählten 
die fraen, was geschehen war. Die 
]\·länner schwörten auf den Koran, daß 
sie von nun an den "Sozialismus" be­
kämpfen würden, so lange sie lebten. Sie 
töteten die f rauen, die vergewaltigt wor­
den waren. und gingen zurück in die Ber­,<. 
Ein paar Wochen später griffen sie das 
Haus des Gouverneurs an_ Er selbst 
schafft e es, zu fliehen, aber seine Frau 
und Kinder wurden gefangengenommen 
und to tgeschlagen . 
In der Zwischenzeit, so enähhe man 
mir, sei aber mit diesen i\Iännern ein 
Waffenst illstand geschlossen worden. 
Ich fr agte, wie es der Regierung gelungen 
sei, sie zu überzeugen, daß die Regieru ng 
Karma! nich t die Regierung Amin sei, 
und das, was Amin tat, nichlS m it ,,50-
zialismus" zu tun hatte. 
Es war nicht "Uberzeugen". wurde mir 
erklärt, kein "Uberzeugen" hätte erfolg­
reich sein können: Par teimitglieder gin­
gen in das Dorf und küßten die Füße der 
Männer. 
Genau das ist es, womit sich die Regie­
rung Karma! immer noch auseinander­
setzen muß, mit der blutigen llinterlas­
senschaft der Herrschaft Hafizullah 
Amins. Die Regierung hat bedeutende 
Fortschrilte gemacht. Stämme, die vor 4 

J ahren in die Hände der Konterrevolu­
tion getrieben worden waren, haben ihre 
Politik geändert und unterstützen jetzt 
zum Teil die Regierung militärisch (siehe 
Kasten und Beiträge in AlB 7-8 und 
4/1983). 
Es gibt wohl kaum Zweifel: Dieser Kon­
flikt läßt sich politisch lösen, obwohl der 
Prozeß sicher noch lange dauern wird. 
Anders sieht es mit dem von außen finan­
zierten Widerstand der Großgrundbesit­
zer aus. Sie sind nicht an einer Konflikt­
lösung interessiert, sondern allein daran. 
die Reformen rückgängig zu machen und 
die Regierung lU stür..:en.lhrco militärisch 
immer besser ausgerüstete Kampagne 
wird die Regierung Karmal bis in abseh-
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bare Zukunft wohl noch dazu bringen, 
sich weiterhin auf den Schutl der Trup. 
pen der Sowjetunion im Land zu verlas­
sen_ 

Die Konterrevolution benutzt dann wie­
derum die Präsenz der Sowjettruppen, 
um im Ausland rur Waffen und Unter­
stützung hausieren zu gehen_ Man sei 
eine "Freiheitsbewegung", wird dann 
behauptet_ Gleichzeitig kann es aber kei­
nen Zweifel geben, daß die Sowjettrup­
pen im Land es rur die Regierung poli­
tisch schwieriger machen, m it Führern 
der Rebellen zu verhandeln . 
Zusammenfassend erscheint es also 
zweckmäßig, den afghanischen Wider­
stand in drei zeit liche Phasen einzutei­
len: 

Unmittelbar nach dem Umsturz im April 
1978 bestand er aus reaktionären Groß­
grundbesi tzern und vo n ihnen finanz:er­
ten paramilitärischen Einheiten. Diese 
Konterrevolutionäre wurden in immer 
starkeren Maße vom Ausland unter­
stütlt_ 
Im J ahr 1979 kam dazu der Widerstand 
von Bauern , d ie von der Armee des Ver­
teidigungsministers und späteren Präsi· 
denten Am in brutalisiert worden waren. 
und zu den Waffen griffen , um sich zu 
wehren. Dieser Widerstand kulminierte 
in den J ahren 1979 und 1980, bis die 

Das neue Heft ist da! 

Regierung Karma! sich gefestigt hatte , 
und bis sie daran gehen konnte, eine 
neue, politisch geschuhe Armee aufzu­
bauen. 
Jetzt konzentriert sich die Konterrevolu­
tion wieder in Zirkeln, die schon im 
Sommer 1978 zum" Freiheitskrieg" auf­
gerufen hatten. Der Unterschied zu 1978 
ist heute allerdings, daß diese Gruppen 
viel besser bewaffnet sind. Und deren 
Kampf kann noch jahrelang weiterge­
hen. 
Allerdings ist es aber wohl nicht so, wie 
ein kürLlicher Bericht des Spiegel es dar­
Sleltle, daß die "Mujahidin" in "über­
mütiger Stimmung" seien, und davon 
träumten, ihren Krieg in die Sowjet­
union hineinzutragen. Davon träumen 
mögen sie ja, aber Grund zum Ubermut 
haben sie nicht. 
Ihr Kampf hat in den letzten 3 J ahren 
keine Fortschritte mehr gemacht, und, 
sollte die Unterstützung aus dem Aus­
land ausbleiben, wäre es mit ihrer mili­
tärischen Effekt ivität bald zu Ende. 
Wären sie derart stark und kontrollier ten 
sie einen so großen T eil von Afghanistan, 
wie sie es nach außen hin gerne darstel­
len, dann wären die Führer der Konter­
revolu tion schon seit langem in der Lage, 
ihre Hauptquartiere aus Pakistan in die 
von ihnen "befreiten" Gegenden Afgha­
nistans zu verlegen. Fortsct~u"g aufS. 31 
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Vorbemerkung 

"Um zu verhindern, daß die r.lenschheit in einem ~Ieer der Tyrannei ertrinkt" und 
um einer "Gruppe linker Schurken" das lIandwerk zu legen, hätten die USA in 
Grenada "eingegriffen". So u.ä. lauteten die " Begründungen", die Ronald Reagan 
der Weltöffentlichkeit zur Rechtfertigung der brutalen Invasion gegen die Karibik· 
Insel präsentierte. Im Weltbild des Mannes im Weißen I-Iaus gehört diese Aktion 
zum "letzten Gefecht gegen den Kommunismus, die Ausgeburt alles Bösen". 
Der 25. Oktober 1983, an dem dito großangclegte Invasion gegen Grenada begann, 
wird also ein denkwürdiges Datum bleiben. Mit ihm wurde - mehr noch als im 
Libanon - die lnterv<.>ntions- und Kri<.>gspolitik der gegenwärtigen US·Administra· 
tion blutiger Ermt. In der Friedens· und Solidaritätsbewegung hierzulande ftihrtc 
dies zu der bangen Frage: H<.>ute Grenada - morgen Nikaragua - übermorgen wir? 
Im Lichte der Grenada·lnvasion stellen sich tatsächlich eine Reiht: von Fragen neu 
hinsichtlich dt:r US·Globalstrategie, \'or allem was die Ernsthaftigkeit der ihr zu· 
grundeliegenden Szenarios und Planspiele betrifft. 

Der Reagan·Administration fiel die Eroberung Grenadas nicht zuletz t deshalb so 
leicht, weil die inneren i\l achtkämpfe in der regierenden New·Jewel-Bewegung 
plötzlich solche Ausmaße annahm en, daß die Verteidigungsrahigkeit der Rcvolu· 
tion und die Volksuntentiitzultg fiir die NJM.Regierung schwn beeinträchtigt 
waren . 
Auf die Hintergründe dieser inneren Auseinandersetzungen und der Kris<.> der gre­
nadischen Revolutio n geh t unser Sonderheft eb<.>nso ein wie auf die angeschnit· 
tenen H:gional· und globaJstrategischen Konsequenzen der "Operation Grenada". 
Die Hauptbetroffenen des Reagan'schen Invasions kurses, die Revolutionsregierun· 
gen Grenadas, Nikaraguas. Kubas und die ßefreiungsfront EI Salvadors, kommen 
selbst zu Wort. 
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Rainer Falk 

Grenada und die Bundesregierung 

Nach allen grundsätzlichen Verlautbarungen 
der Bonner Rechtskoalition in Sachen Drille­
Welt-Politik war ernsthafter Widentand gegen 
die Reagan'schc Inlcrventiompolilik, würde 
sie einmal blutiger Ernst werden, nicht zU er­
warten gewesen. Um!;!) \'crwundcrlichcr schien 
dC5haib die erste distanzierte Stellungnahme 
det Regierungssprechers. 
"Wären wir vorher konsultiert worden", so 
Feter Bocnisch im Namen der Bundesregierung 
am 26. Oktober 1983, "hätten wir von der 
Intervemion abgeraten." Kurz darauf bekräf­
tigte Au6cnministcr GeNehc. vor dem Bun­
destag die ablehnende Haltung Bonns gegen­
über der Washingtoner Grenada-Invasion und 
führte zur Bcgrilndung an, man trete ruf poli­
ti sche und gegen militärische Lötungcn von 
Konflikten ein. 

K o hls vorsichtige "Anregungen" 

Doch die durch sokh starke Worte im Lager 
der Reagan-Leute bewirkten Irritationen über 
die Haltung der Banner Verbündeten hielten 
nich t allzu lan~ an_ Schon eine gute Woche 
spliter schwächte Bundeskanzler Kohl die Bon­
ner Position zu Grenada ab: Er "hälle eine 
Menge Anregungen zu machen gehabt, es an­
ders zu machen", wäre er vorher gefragt WOI­
den. Die Anregung vielleicht, d ie völkerrechts· 
widrigc Invasion zu unterlassen? 
Mitnichten! Kohls Anregungen, so vernahm 
man, hätten vor allem die mangelnde psycho­
logische Vorbereitung der Weltöffentlichkeit 
auf die Grenada·lnvasion betroffen. In seiner 
"Amerika-FreundlichkeiC', so Kohl, lasse er 
sich in der Bundesrepublik von ni"mandem 
üb"rtreff"n. 
Und geradezu dankbar nahm der Kanzler die 
,,authentische" Unterrichtung durch den stell­
vertrdend"n US-Außenmimster K"nneth Dam 
über die Washingtoner Beweggrunde hint"r der 
Grenada-Interw:ntion "ntgegen: .,Wir hört,m 
zum Bdspiel von Bausoldaten. einen Begriff, 
den wir bisher nicht kannten. und die mit 
Maschinenpistolen bewaffnet waren. Es gab 
auch viele andere Vorbereitungen der Subver­
sion. Wir haben daraus die Konsequenz ge:tO­
gen und haben in der UNO-Generalversamm· 
lung Stimmenthaltung geubt, um deutlich zu 
machen, daß wir keinl' Position gegen UnSere 
amerikanischen F...,unde beziehen." Und: 
.,Wir haben den Freund in der Not ja nicht 
aufgegcben." 
So erweist sich dic anrangliche Bonner Distanz 
in Sachen Gn:nada, im Nachhinein betrachtet, 
zuallererst als Taktik. Noch ganz unter dem 
Eindruck der Volksversammlungen der Flie­
dcnsbeweg\lng am 22. Oktober 1983 paßte es 
der Bundesregierung nicht ins Konzept, daß 
die Reagan-Administration nur eine halbe 
Woche nach diesen Aktionshöhepunkten den 
praktischen Beweis für ihre Entschlossenheit 
zur Kriegfiihrung erbrachte. Distaru schien 
auch angesag t angesichts der einhelligen Ab­
lehnung, auf die dic Grenada-Invasion untn 
d<,n Mit"liedsländeru d~r Europäisch<,n G~­
meimchafl stieß. 
Daß sich das Gespann KohLlGcnscher dabei 

von der komervativ<:n Prcsse "falsche RÜCK­
sicht" auf die westeuropäische "Elllriistungs­
stimmung" (so die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung am 4.11.1983) vorwerfen lassen 
mußte, ist in diesem Zusammenhang nicht yer­
wunderlicb. Für Zündstoff in der Koalition 
aber sorgte die Tatsaeh", daß die äußerue 
Rechte um Fra.a-Joscf Strauß herum die Gre· 
nada·Reaktion zum Testfall du aulknpoliti­
schen "Wende" hochspielte. 
Die CSU-Mannen beließen es hier nicht bei 
markigen Lobesworten rur das "behente Ein· 
greifen" der Amerikaner und den"festen Wil· 
len des amerikanischen Volkes (? ), keine wei­
teren Ein!iChränkungen der Freiheit im Bereich 
der westlichen Welt mehr Zu duld<'n" (so Mal( 
Streibl im Bayemkurier vom 5. I I .1983). 
Mit der Grenada·Reise von Car! Dietrich 
Spranger (CSU), Parlamentarischer Staats­
sekretär in Friedrich Zimmermanns Innen­
mini"erium. wurden am Bundeskanderaml 
ond Außenministerium ,"orbei auch Fakten 
geschaffen. Die skandalöse Reise eines bundes· 
deutschen Regierungsmitglieds auf Einladung 
und Rechnung des CIA ließ rur jedermann 
deutlich werden, daß für die rechtesten Kräfte 
innerhalb der Koalition revolutionäre Ver"n· 
derungcn in der Dritten Welt geradeso ein Pro· 
blem des "internationalen Terrorismus" sind 
wie rurdie Reagan·Leute. 
Das öffentliche Gerangel um diese Vorgängc 
enthüllte, daß gewichtige Differenzen über den 
erfolgversprechendsten Umgang mit den " Her­
ausforderungen" der Dritten Welt auch im 
Lager der Rechtskoalition noch nicht ausge­
standen sind. Die Zusammenarbeit mit den 
USA als Grundkonstante der BOlUler Regie­
rungo;politik steht dabei natürlich nicht ZUr 
Disposition. Aber immerhin formuliert ein ver­
trauliches Papicr des Planungsstabs im Auswär­
tigenAmt: 

"Nur ein Offenhalten verschiedener westlicher 
Optionen für die Entwicklung aller Staaten 
Lateinamerikas wird in Zukunft ein 'Abdrif­
ten' zum sozialistischen Lager vermeiden 
können. J ede bolierungrevolutionärer Model· 
le zwingt diese Staaten, sich von der westlichen 
Staatengemeinschaft weiter abzuwenden." 
Und: "Eine falsch ventandene Solidarität um 
jeden Preis mi t der Politik der USA gegenüber 
Lateinamerika könnte ... nicht nur die eoro· 
päischen, sondern die westlichen Intercssen 
insgesamt empfindlich schädigen." (Zit. nach: 
DerSpiegel.17.1O.1983) 
So mag bei den Banner Bemühungen um 
Distanz im Falle Grenada - ebenso ..... ie bei der 
schroffen Ablehnung der Intervention seitens 
Reagans Betschwester Marsaret Thatcher -
auch die vage Angst eine RoUe gespielt haben, 
die Washingtoner Kricger auch dann nicht 
mehr stoppen zu können. wenn subslantielle 
eigene Interessen betroffen sind. Und das wäre 
so im Falle einer Eskalation im Nahen Osten 
oder gar im Falle eines "begrenzten" Atom­
kriegs in Europa, wie er in den Pentagon· 
Szenarios vorgesehen ist. 

Reaga ns Mittelam erikakurs nic ht 
"konterkarieren" 

Im außenpolitischen Alltag allerdings sind 
solche Vorbehalte kein Hindernis für den 
Schulterschluß mit der Reagan-Administra-
tion. 
In Mittelamerika arbeitet die Bundesregierung 
längst selbst an der Isolierung der nikaraguani­
schen Revolution. Die Finanzplanung rur 1984 
sieht eine Kürzung der Entwicklungshilfe ftir 
die Sandini$las auf 8 Mio DM vor, wahrend das 
von der Reagan-Administration am Leben er­
haltene Völkermordregime EI Salvadors nicht 
nur mit 20 Mio DM bedacht, sondern auch 
durch die Wiederentsendung einC$ bundes­
deutschen Botschafter .. international aufge­
wertet werden soll. 
Und sollte die Reagan·Adminiuration dem­
nächst die Gunst der Stunde ftireine großange· 
legte Invasion Nikaraguas entdecken, so 
braucht ~ie sich um einen etwaigen Bonner 
Widerstand, egal ob mit oder ohne vorherige 
Konsultation, keine großen Sorgen zu machen. 
Schließlich könne man, so meint auch Außen­
minister Genschen Planungschef. Konrad 
Seitz, "die amerikanische Politik in Mincl' 
amerika nicht konterkarieren". 
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Wolfram Brönner 

Operation Grenada -
Reagans 

Am Morgen dn 25. Oktobcr 1983 begann die 
Operation .,Urgent Fury", die Invasion Grena­
das. US·Kampftruppcn in einer Stärke von 
1.900 ~Io.nn und ein karibisches Hilfskontin­
gent "on 396 ~Iann (au$ Jamaika, Barbados, 
Dominika, Antigua, SI. Vinc<:n! und SI. Lucia) 
fielen ohne Kriegserklärung auf der Antillen­
Insel cil'l 

Teils waren sie mit Transportflugzcugcn \'01'1 
Barbados auS eingeflogen, 1cils \'01'1 dtn rings 
um Grenada postierten 12 US·Kricgsschiffcn, 
darunter der Flugzeugträger .. Inclcpcndcncc" 
(mil 70 Kampfflugzeugen an Bord) und der 
Hubschrauberträger ,.Guam", aus an Land ge­
bracht worden. 
Ausgcriisltt mit M·60·Panzcrn, Amphibien­
fahrzeugen und Arti!lcricgeschutzcn und flan­
kiert von A-1·Cors.air-Flugzeugcn und Kampf­
hubschraubern stürmten die Invasoren die 
Flughäfen Pearls und _ noch im Bau befind· 
lieh - Point Salines. Sie gTiffen die wichti~un 
gTenadischen VerteidigungssIellungen und Re· 
gierungsgebäude an. 

Bombenangriffe wurden nichl nur auf den 
Regierungssitz in St. Georgc:·s, sondern auch 
auf Wohnviertel. ein Kmnkenhaus und andere 
zivile Einrichtungen ~nogen. Kubanische 
Bauarbeiter wurden in ihren Baracken von 
Point Salines unter feuer genommen. Die in 
den ersten 3 Tagen auf rund 6.000 Mann er· 
höhten US·Elileeinheiten, Rangers und Mari· 
nes, hatten mehr Mühe ab erwartet, um den 
inneren Widerstand von Teilen der grenadi· 
schen Volksarmee, der Volksmiliz und seitens 
der 784 Kubanerzu brechen. 
Die eher zu niedrigen Verluslziffern des Penta· 

gon lauteten Miue Dezember 1983 auf 18 
g"tötete US·Soldaten (britisch" Quellen nann· 
ten 42), 71 gr<:nadische und 27 kubanische 
GefaU"n". Ob"r die Zahl der umgckomm"n"n 
Zivilist"n schwieg man sich aus. Bis dahin hat· 
t"n di" Aggressoren tausende V"rtddig"r über· 
wältigt, festgenomm"n und schikanös beban· 
delt, darunter den vormaligen Vizepremier· 
minist"r B"mard Coard und den Militärrats· 
vorsitzenden Hudson Aunin. Die "Säube· 
rungsaktionen" der B"satur und Widerstands· 
aktion"n d"r Grenadi"r aber dauenen 1-litte 
O"zember weiter an - k"in Zeich"n für die 
ang"bliche B"geist"rung der Bevölkerungs· 
mehrheit für die Inyasionstruppen (siche unse· 
ren Augenzeugc:nbericht). 
Nichts ~nderes be~agt auch der Lageberieht der 
Washington POSt vom 20.11.1983, die Strd· 
ßcmp"rren, V"rhöre und Inhaftierungen (in 
einem Gefangc:nenlagcr nahe Point Salines 
waren es rund 230 "Sub.·cr>ive") weiterer Gre· 
nadier hielten an. 1 

Die "zweite Inyasion" 

Diese aufdringliche Präsenz und diese Prak· 
tiken der "Ber...,ier" führen der grenadischen 
Bevölkerung deutlich VOr Augen, in wessen 
Hdnden d'e Verwaltung der Karibikinsel in 
Wirklichkeit liegt, in denen "on Generalmajor 
Jack Farris, des Kommandierende" der Besat· 
zun~truppen, und des frisch ent_'andteu USo 
Botschafters in SI. Georgc's, Charle5 Anthony 
Gillespie. Der reaktivierte britisch~ General· 
gouverneur Sir faLlI Scoon und die von ihm Olm 

10.11.1983 emannte Obergangsregierung uno 
ter M. Alister Mclntyre (vormals Beamter bei 
der UNO) sind vOn daher nicht mehr als Voll· 
zugsgehilfen der Eroherer. 
Ihr auf Plakaten, Transparenten. Hau5wänden, 
über Megaphon oder Funk angepriesener Neu· 
anfang ist fü r die "Befreiten" schwer nach voll· 
z,ehbar: "Hier endet der Kommunismus", 
"Unterstützt die Demokratie", "Bewahrt die 
schwer errungene Freiheit", derlei Slogam der 
Okkupanten sind für die Bevölkerungsmehr· 
heit kein Ersatz rur die populäre Regierungs· 
politik ~laurice Bishops. 
·Für die Masse der Armen hatte sie sich bei· 
spielsweise an stabilen, niedrigen Preisen rur 
Grundnahrungsmind wie Reis oder Zucker, 
garantiert durch staatliche Subventionen, fest· 
gemacht. Die Wirtschaftsexpcrten aus Wa· 
shington wollen dieses Sozialrelikt geradeso 
abschaffen wie die Importsteuer rur Luxus· 
giiter - ein Segen rur die reiche OberKhicht. 
Mit 35 Mio Dollar Sonderhilfe und IS Mio 
Dollar an US-Wirtschaftshilfe für 1984 sollen 
Infr.tSITukturprojekte und die Reprivatisie· 
rung der Landwiruchaftskooperativen voran· 
getrieben sowie die nötigen Bankk...,dite be· 
reitgestellt werden, um Kapitalinvestor~n vor 
allem im Touristikbereich anzulocken. Reise· 
gruppen des "Big Businen" - so berichtet die 
Newsweek vom 12.12.1983 - werden auf Ver· 
anla~sung des \'leiBen lIauses Olm Jahres· 
wechsel zur ,,zweiten Invasion" nach Grenada 
,"crfrachtet: ,Jetzt, wo die US·In\l3sion auf 
Grenada die Insel rur den Kapitalismus sicher 
gemacht hat, wird das Handclsmini5terium mit 
Nachfragen nach billigen Arbeitskräften oder 
strandnahen Grundstücken überschwemmt." 
.-Jm die unter der Regierung Bishop von der 
direkten Demokratie (siehe Beitrag vOn M. 
HaunfL. Schmitz) "v<:rwöhnten" grenadi· 
sehen Arbeitskräfte gefügig und billiger zu 
machen, soU Ronald Reagans Versprechen 
vom 2S. Oktober 1983, "Ordnung und Demo· 
kratie wiederherzustdkn" vorerst auf das Ord· 
nen beschränkt bleiben.2 

Sir Paul Scoon ließ man zunächst einmal den 
Notstand, ein Verummlungs,'erbot (ausge· 
nommen für geschäftliche und kirchliche 
Zwecke), eine Pressezensur und eiu Verhaf· 
tungsgebot ohne I.landat gegen "Sub'·cnions"· 
verdächtige ausrufen. 
Der GOU\'crneur durfte ferner die US·Bes.atzcr 
nachtr'.iglieh einladen, "so lange wie nötig zu 
bleiben" und die vor der 1n\l35ion so arg v,·r· 
mißten PariamellBwahlell ersl ",,,,mal auf die 
lange Bank schieben. 



"Es wäre ein Fehler von uns, diesen Prozeß 
(hin zu einer demokratischen Regierung) zu 
direkt zu versuchen", erläuterte US-Botschaf­
ter Gillespie_ Denn eine gegenüber der New­
Jewc!-Bewegung (NJM) konkurrenzfähige 
"Figur wie Eugenia Charles" (P~mienniniste­
rin Dominikas), die sich auf eine solide Mittel­
klassenpartei stützen könnte scheint den Ver­
antwortlichen nicht in Sicht_ "Es besteht die 
große Befürchtung", meinte ein Offizier der 
US-Streitkräftc, "daß, falls die Dinge hier aufs 
neue in Bewegung ge, .. ten, diese Leute wieder 
auf die Straße gehen und einen anderen Bishop 
wählcn."J 

Als einen der möglichen Führerkandidaten 
einer reo rganbierten New·Jewd·Bewegung 
vermutet man den E,,-Minister Kenrick Radi". 
den man nach einer Protestbekundung gegen 
den Besatzerterror vorübergehend inhaftierte. 

Vorwände "Schu tz von l...c:ben ..... 

Der Oberbefehlshaber der US·Atlantik-Floue 
Wesley L. McDonald. drängte aus diesem 
Grund darauf, sich den "Lu"us" des endgiilti· 
gen Truppenabwgs erst nach der völligen Zer­
s<;hlagung des gfen.adis<;hen Widerstands ("der 
rebellischsten Elemente") zu leiSlen. Anson· 
$ten sei die "Wiederkehr einer neuerlichen 
Aufstandsbewegung" zu befürchten. 
Die Reagan·Administration beließ es nicht bei 
der Verlängerung ihrn Truppcnpräsenz. Mit 
der prompten Vergabe einer MiJitärhilfe von 
I!) Mio Dollar an SI. George's will man sicher· 
stellen. daß $OwohJ die Weiterstationierung der 
karibis<;hen Hilfskontingcnte abgede<;kt als 
auch ein Sofortprogramm zUr Ausbildung und 
Ausriistung grenadis<;hcr Militär- und Polizei· 
kräfte im Jahr 1984 dun;hgczogen werden 
kann.4 

Doch die Besatzer (Icn!<cn ohnehin nicht dar­
an. die Insel wieder vollständig zu r'''umen, 
sondern wollen auf Dauer einen US·:\ lilitär­
stutzpunkt errichten. Dic Reagan-Administra· 
tion vermag auf dieS<: Weise schon gar nieht die 
Glaubwürdigkeit ihrer Rechtfertigungsvcr­
suche für die Operation "Urgent Fury" zu 
erhöhen. 
Die in Ansprachen des US·Präsid~ntcn am 201 .. 
28. Oktober und 4. November 1983 aufgeftihr­
(('11 Griinde5, die ein"n "kleinen K rieg"' gegen 
Grenada legitimieren sollen, sind so schon 
briichiggenug: 
Reagans ~rstl""T Invasionsgrund, nach dem Tod 
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Bishopl und der Machtubemahme d.,s Milita .... 
rau vom 19. Oktober sri "der Schutz uruchul. 
di~r Leben, einschließlich von 1.000 Ameri. 
~anern", anders rucht .icherzustellen gewesen, 
I~t fadenscheinig. Keinem der US.Burgrr war 
em Haar gekrtimmt, keiner bedroht worden. 
Ort Militarnt hatte für ihren persönlichen 
Schutz gesorgt und garantiert. \\lashingIon rid 
auch keine Vermittler (Rote. Kreut. UNO 
1,15 ..... ). für eine etwaige Evakuicru"l an, weil 
man SIe gar nicht ,,·ünschte. Man brauchte die. 
se Begründung als Vorwand, um einen An. 
griffskrieg gegen ein unabhangigcs Land und 
den Sturz einer Regierung als ,,humanitarrn" 
Rcnungsakt brnen und verkaufen zu können. 
ReagalU z ... eiu·r Vorwand, man müsse aufGrr. 
n.ada "Ordnung und Demokratie" w,ederher. 
stellen, da eine "Gruppe linker Schurken die 
Macht mit Gewalt an sich gcrisun" und 
"OIaos" hervorgerufen habe. widerspricht 
nicht nUr dem VÖlkerreChtsprinzip der Nicht. 
einmillchunll in die internen Angelegenheiten 
fremder Staaten. DiefCr Vorwand iu auch des. 
halb unmoralisch. gerade weil die USA über 
Jahrzehnte geachtete OiktaturngimC$ wie die 
SUdafrikas. Olilcs, Nikaraguu (unter Somo. 
za), lIaili •• Guatemalas oder GrenadlU (unter 
Gairy)am Lebcnerhielten. 
Reagans dritte Begründung, man habe d'e Im-a. 
sion durchführen müssen, weil man von der 
Organisation OstkaribiJcher Stu.ten und von 
Gou"ernrur Scoon dringend darum ersucht 
worden sei, wurde von Großbritannien und 
.nderen karibischen Regierungen widerlegt. 
OCT schriftliche "Hilferur' der k.ribisehcn 
M.itinvasoren war in W.shi~ton verfaßt und 
ihnen auf~dr~ngt worden. Scoon hatte "sein 
Enuchen" eT$t nach dem 25. Oklober steUen 
können. 
Den vie rten In";uionJ(f'Und reichte Reagan 
cnt.m 28. Oktober nach, da der unerwartete 
innere Widerstand auf Grenada unbedinllt 
neUer Vorwande bedurfte. "Wir sind gerade 
noch zur rechten Zeit gekommen", entdeckte 
urplötzlich der Pmsident, denn "Grenada war 
einrsowjetisch:kubanische Kolonie und dabei, 
zu emer 5thr wu;htillen Mililiubasis zu werden 
die den Terrorismus uporliert und die Demo: 
kratie unterminiert hätte." 
Um dies abzunützcn, wurde etwa der ' ·on 
Venezuela, Kuba und der EG gemeinsam 
finanzierte Zivilnughafen Point Salines in ein 
angeblichC$ strat~gische5 sowjetisch.kubani. 
schrs Militärobjekt umgefalscht. 

". und ,.s.owjet isch .kub anische Kolonie" 

Da setzte man riesige sowjetische Waffenane. 
nale oder ,,\'ermutete" geheIme Raketen!tel. 
lungen in die Welt. die lieh hinterher als nicht 
einmal fiirdie grcnadischen Verteidigungskräf. 
te hinreichend hzw. als t:rfindung entpuppten. 
Da war auf einmltl "on 1.000 bis 1.500 Kuba. 
nern, die zudem mehrheitlich MilitllB ~ien 
und von einer ,.in Vorbereitung befindliche~ 
Besc:u:ung Grenadas durch Kuba" die Rede. 
Doch t.uehte hinterher in den auf Grenada 
gefundenen, angeblich geheimen Beleg.Doku. 
menten nichtsdergkichen .uf. 
Brillpielsweil.e war in dem nun ~röffenllich. 
Il'n Rellierungsabkommen Grenada·Kuba die 
Zahl "on 27 bis spater maxim;t/ 40 Militamera. 
t~rn nachzulesen. Die restlichen rund 760 
Kubaner waren auch keme log. "B"usolda. 
len". sondl'rn Entwicklungshelfer, Dien~tlei. 
StungspcT$Onal der Botschaft und Bauameitn 
~',rsen. Von ein~m sowJCtisch.kubanischen 
M,litärstützpunkt oder auch nUr einem so. 
wjetischen ~iilitarbcrater keine Spur.6 
Alle diese Reagan'schen Behauplungen sti,.lkn 
1~lztlich genauw ins Leere wie die vorausge. 
gangenen Versuche. Kuba den Stun d ... !l(,gi .... 
!UnI! Bishop zu unteT5Chieben (siche Interview 
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Von wegen "umjubelte Besatzer" 
Augenzeugenbericht aus St. George's 

Mille NO\·cmbcr 198311l=langcs bunde.deut. 
loC hen Bürw=rn (ihre Namen sind der Redak. 
Lion bekannt) auf die bcKlZle InKI "tu rei. 
Kn.lhr Situltionsbcrichl i,t eine Raritat die 
das vOIll Pentagon "erhreilete und in 'den 
hiesigen Medien ubcmommene Bild ang.:b. 
lieher allgemeiner GllickJ~unilindc der G...,. 
nadicr über d ie In,asion und BellaUUnll auf 
den KOl,f stell t. H irr Aunchnitte. 

Alles wird beobachtet. unterwegs nach SI. 
George's wurde das Taxi zweimal "on vom 
bis hinten toul durchsucht ' ·on schwerbe. 
waffneten. nervösen US. Boys. Sie mlßtrau. 
ten dem Ta:<if.hrer. wollten den Motorraum 
öffnen, obwohl der Fahrer an "God bleu 
Presidenl Reag-an" glaubte. 
Iher in St. Grorge's sind die mC'nten Ilotc!s 
Gci5lerKhlössrr ohne PeT$Onal und Direk· 
tion. Oie Stadt wimmelt von US.Camps. 
lIubschraubern, Kampffahrzeugen und USo 
Soldaten. 

"US-Soldatel1 geh l heim!" 

In St. Gearge's haben die Begtzer .. ieIe Far. 
b'ge,. Puertorikaner und Fr.luen emgcsetzt,j<l 
nchllg: US.soldatinnen mit Stahlhelm und 
MP. Sie grüßen Un.! dauernd freundlich. denn 
die Grenadier drehen $i<:h weg. Kinder rufen: 
"Boomb. boomb - U.S. soldiers go hom~ to 
New York!" 
Ein US.Jecp blieb Olm ~brket.square liegen, 
doch kemer der ~relen Umilehenden h;df 
beim Anschieben. alle sahen weg. Die Amis 
smd srhr einsam hil'f. Einige be !>$enituierte 
Grenadier und an~;'ssige Amis fraternisieren 
unübersehbar. 
Oie Sold'ten, bc.l-Onders die Schwarzen un0 
ter ihnen. merken die Stimmungslage und 
.... ünschen sich so , ehnen wie mögli<:h weil in 
d'e Staaten (SOI,;:ten sie uns). Und einige 
Jugendliche ~on hier 'pfllchcn diesen 
Wunsch ebenfalb au~ (fitr die Soldaten). 
Es "bt emen latenten Widerstand im hud. 
Inneren. Dort fmdet man zerschossene 
LKW~ und ausgebrdllllle PKW. mit Einsdlüs, 
sen. Anti·US·ParuJen. 
Oie Behörden arbeiten mit dem alten Perl-Q' 
nal. doch die Führer sind versch .... undl'n und 
Interniert. Die Polizei in unbewaffnet 'm 
D'enst. nankiert '·on bewaffneten Polizbten 
aus Jamaika und Barbddos. Der Chef i,t 
JamaIkaner. 
ü lIibt Helzplak.le: .... o rmer PRA'm,·m. 
bers surnnder your corrupt Icader~ 
(Coard. Auslin ... ) ha,·e lIi'·en up!" "The Gre· 
nadlan PeopJe will nner again allo ... sud, 
elemenlS to ddi"er Grenada tO 1'0111' 

mUllism." usw. (,,~lit8Jieder der eh(m<lli~cn 
Re.olutiandrcn Volkurmce ergebt euch 
eure korrupten Führer haben aufgc!lcb~n!" 
,,])u gn:'ll3dische Volk wird ßLcm..Js ",ed"r 
~lchen Element .. n erlauben, GrclUd" dcm 
Knmmuntsmus aunultcfcrn. ") 
Sie "erden schon b.·i Tal abgerinell. 1<bn 
hofft auf dcn Abzug d .. r Amis und auf b~l. 
dig .. Wahlen. 
Die KriegshandlulIL!Cn "urdl'n den G .... na. 
diern .chon Olm Tat! '·or der I",,,,!ion offcn. 
bar, denn tinig .. US.Kri'·g'M. hiffe h"lIcn ,i .. h 
b.·reiu ~or der KilliR' "ufgt.·otclh. Radi" fn .. e 
Gren'tda sendet'· noch Aufrufe zum totalen 
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Widerstand und Appelle nach draußen, man 
wolle keine Einmischung in die inneren An­
gelegenheiten Grenadas, die man allein zu 
regeln habe. 

Doch dann ging es los. Dazu einige Details, 
die nicht in der Sonderausgabe der Time 
(New York) vom 7. NOI'ember 1983 slehen 
(mit vielen schönen, blutigen Bildern): 
• Es kamen nur US·Truppen. Sie hatten zu 
Beginn schwere Verluste, mehrere Hub­
schrauber gingen zu Bruch. 
Leute der Revolutionären Volksarmee 
(PRA) sollten angeblich einen notgelandeten 
Piloten, obwohl er sich ergeben gehabt hätte, 
erschossen und mit einem Lastwagen durch 
die Stadt gcschleift haben, um dann mehrere 
Magazine ihrer ru~ischen AK-4 7-Gewehre in 
ihn abzuladen, bis er "öllig zerschossen ge­
wesen sei. Der gleiche Pi lot wurde jedoch mil 
einem Einschuß am Strand gefunden, ziem· 
lich unversehrt, dort wo er gelandet war. 
So funktioniert US-Greuelpropaganda. 
• US-Truppen landeten auf Point Salines 
und eröffneten das Feuer auf die grenaclische 
Miliz und unbewaffnete kubanische Flug· 
hafenarbeiter, die zunachst an eine begrenz· 
te Aktion ZUr Evakuierung der US·Studen­
ten glaubten und sieh verspätet zur Wehr 
setzten. Dabei wurden ,-iele Kubaner getö' 
tel. 
• Es wurde bombardiert überall, wo man 
PRA \'ennutele: Radio Free Grenada (zer· 
stön), ein Mental Hospital (18 Patienten und 
3 Zivilisten tot), Fort Rupcrt (LKWs zerstört 
und Verleute), Bishops Residenz (zerstört) 
und andere Zide außerhalb von S,. George's, 
Flugplätze. 
• Es begann ein Aufrollen und Durchkäm· 
men der Insel nach Kubanern, Russen und 
PRA. Dabei enmanden w~itere Verluste bei 
US·Soldaten, ~Iiliz, FRA, Kubanern und un­
ter der Zivilbe~ölkerung. Der "rechte" Taxi­
fahrer sehatzte einige hundert Tote, Die USo 
Armee beschlagnahmt Leichen. gibt keiner· 
lei Zahlen preis oder unglaubliche (z,B, kein 
Grenadier i-ei gestorben. nur Kubaner). 

Tage "der Hölle" 

AuS ,",den Hausern und Hinterhalten wur­
den US-Truppen beschQMen. US·Soldaten 
sagten uns selbst, daß die ersten Tage "die 
Hölle" gewesen und sehr ~icle "erletzt und 
gefallen seien. 
• Eine Propagandaschlacht der Beo;a.tzer mit 
Flugblällern und Lautsprecherwagen (sie 
forderten die Bevölkerung ZUr Kollaboration 
und die Miliz zum Aufgeben auf) mitrte zu 
Denunziationt:n. Man gab dcn US·Behördt:n 
an, wo das Haus Coards und das Veriteck 
Austins (Point Salines) waren. Sie wurden 
dort festgenommen, entkleidet, gefesselt, er­
hielten Augenbinden und wurden so Hir die 
Propagandafotos aufgenommen. 
Viele PRA·Leute glauben der Propaganda, 
ihnen wurde nichts gc5chehen: Sie müssen 
längere Zeit ihr Gesicht in den Straßen· 
schlamm drücken, be~or !oie so fotografien 
und interniert werden. Laut Newsw....,k 
haben sich schon 1.800 ergeben. 

Man findet .0 viele O~tblockw:tffcn und 
I.lunition als Beweis für die UdSSR·Kuba· 
Stützpunkttheorie. Sogar Geheimpapiere, 
die die Invasion des zwölfmal größeren Trini· 
dad und Tobago durch die PRA beweisen 
sollen. Wirklich unglaublich so etwas. Das ht 
US·Politik: Lügen und l\Iedienkontrolle. 
Und di" angeblich 'lIjrmi.che Begeisterung 
der Zvilbnölkerung für die Eroberer? Da, 
müssen g,·~tellte Bilder sein. llier wurde sicll 
keiner trauen, den US·Truppen Friichte an­
zubieten, vor allen Leuten. 

• 
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mit Fidel (:astrol. Zwar ließen sich von der 
Dcsinformationskampagne des Weißen Hauses 
über 2{3 der US·Be~ölkerung in die Irre leiten. 
Zwar gelang es damit, den Solidarisierungs­
effekt mit dem grenadlschen Widerstand ab~u' 
schwächen. 
Aber Kuba ließ sich nicht provozieren und 
engle die internationalen Spiel räume der USA 
durch prompte, unzweifelhafte Gegeninfor­
mation ein. In den Vereinten Nationen und in 
der Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) sah sich Wa~hington isoliert. Von der 
UN-Voll~ersammlung wurde die US·ln~asion 
am 2.11.1983 als "offener Bruch des Völker­
rechts" "erurteilt sowie Zu "einer sofortigen 
Beendigung der bewaffneten Intervention und 
einem sofortigen Rückzug der fremden Trup­
pen auf Grenada" aufgerufen.7 Ronald Rca­
gan reagierte auf diese Verurteilung mit der 
Bemerkung: "Sie konnte mein Friihstück in 
keiner Weise stören. '"8 
Wer soviel Ignoranz mitbringt, ist jederzeit rur 
Wiederholungen gut. Die derzeit gefahrdetsten 
Angriffsziele sind das sandinistische Nikara· 
gua, die salvadorianische Befreiungsfronl 
FML.,'1, das sozialisti!.che Kuba, der Libanon 
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und Syrien. 
Den Verantwortlichen in Washington ging es 
bei der Operation Grenada zum einen darum, 
ein fijrdie karibischen Völker nachahmenswer­
tes Beispiel zu zerStören. Zum anderen bOI sich 
ihnen durcb die akute Krise der grenadischen 
Re~olution und die militärische Unterlegen­
heit des Gegners die seltene Gelegenheit, einen 
leichten Sieg zu erringen. D .. mit vennochte 
man zum erstenmal seit der Schmach von Viet­
nam auf dem Schlachtfeld den Beweis zu er· 
bringen, daß die USA jedeneit entschlossen 
sind, ihre Militännacht einzusetzen, und daß 
sie fahig sind, wieder zu siegen. 
Aus der Sicht der Reagan'Admininration be· 
wies Grenada ferner. daß man sich nicht zu 
scheuen braucht, das Risiko einer unmille!' 
baren Konfrontation e twa mit Kuba oder auch 
der'Sowjetunion einzugehen. Und Grenada be· 
stätigte ihr, daß die Schnelle Eingreiftruppe, 
die mit dem erfolgreichen Einsatz ihrer 
82. Luftlandedivision auf Grenada mitbe· 
teiligt war, tatsächlich die weltweite Interven­
lionskapazität der Weltmacht Nr. I voU ge­
währleistet (siehe Beitrag zu "Air Land 
Battle", Teil 2). Fortsel:f,lngvoll S. 26 
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Deklaration der 
Grenada·Weltkonferenz 

Vom 2.-4. November) 983 bcsduftigtc sich in Mcxiko-Stadt e ine Wcllkonfcrcnz zur Vcrtcidi­
gurll Grcnadu, rur den "rieden in Milldamcrih und dn Karibik mit den Ko,.,..qucnun der 
US.Agre"ion auf Grenada. An dem vom Wdtfricdcnnat (WPe) und dem mcxikanischcn 
Friedenskomitee initiierten Trdfcn nahmen u.". Mexikos Ex-Priilidcnt Luis EchC'\'Cnia, Grc­
nadlu OAS.Repräsentant;n DC$$ ima William,. Nikaraguu Comandantc: O lp Altilu. der guate­
m;utddJC hc Opp05ition~r.;hrcr Guillermo ToricLio und WPC·Prilidcnt Ralnuh Chandra teil. 
DicGn:nad l.DckJaration der Konfcrcm: hai folscndcn ""'onbut: 

Die Rcgicrung der USA hat mit ihrer knminellen, unmoralischen und nicht zu rechtfertigenden 
Aktion gegen Grenada jetzt von neuern gegen die Ola.ta der Vereinten Nationen vcntoßen. 
Dieser Affront gegen die Länder Latcinameriku und der Karibik reiht sich ein in die lange und 
schändliche Reihe der Aggrenionen, die die Regierungen der USA !Cit dem vergangenen 
Jahrhundert gegen dieKn Kontinent begangen haben. ( ... ) 
Die dramatischen Ereigni55e auf Grenada zeigen uns einm:ll mehr, daß die abenteuerliche. 
kriegstreiberische und wahnsinnige Politik, die d,e Reagan.Admini5lration in die Praxis umge· 
setzt hat mit dem Ziel. der Welt die Vorhemchaft des nordamerikanischen Imperialismus 
aufzuzwingen. Vernunh. Recht und Guchichte ignoriert, und die Menschheit auf gewaltsamem 
Weg in die atomare Auseinandersetzung führt. die das VerschWInden der menschlichen Raue 
zur .'olge haben wird. 
Die Regierung der USA hat einen Pyrrhus-Sieg in Grenad~ errungen und daflir eine große 
momlische Niederlage erlitten. 
Was das Pentagon all militärischen Spaziergang :U\'lah, elItwickelte sich zum heroischen Wider· 
stand des grenadischen Volkel gegen die machuge und iiberlegene Kriegsmuchinerie du 
nord~merikanischen ImpcrialismuJ.. D~s Volk von GreN.d~ hat mit dem Lo:hen >einer Kinder 
eille der schönsten Seiten der Geschichte Amerikas geschrienen. Hinzu kommt dic würdigc, 
mutige und sdbstlosc Haltung der kubanischell Bduarbciter und Arbeiter. die ohne zu zögern 
mit ihrem Blut dic grenadische Erde benetzten, als l ie von den nordamerikanischen hlVasoren 
angegriffen wurden. 
Von dicsen Obcrlegungcn ausgchend, haben dic Delegierten der Konferenz folgendes b<schIOl' 
!Cn: 
I. Wir verurteilen enuchicden die Aggression der nordamcrikanischen Rcgicrung. die sie mit 
einigen karibischen Lakaicn gegen Grenada ausgefUhTl hat. die Souveränität, du Recht auf 
Selbstbcstimmung und die tClTitoriale Un"crlctdichkeit dicsc' k:lribiJchen Landes mißachtcnd. 
Dal ndlt einen "erabschC\lenswerten Akt dar und beweist einmal mehr den fuchinischen Kun, 
den die gegenwartige US·Rcgierung ihrer Außenpolitik aufgepragt hat. 
2. Wir fordern den $Orortigen und bedingunplo!Cn Abzugder Aggrcssionstruppcn au~Grenada 
und die Respcktierung de i Rechl5 aufSelbstheuimmung d~s grenadischen Volkes. 
3. Wir sprechen uns dafUr .. UI zu ,·crhindem. daß die nordarnerikanisch~n IrnP'Crialistcn sich in 
ihrer Euphorie iiber die Vorgänge auf Grenada ermutigt ruhlen. ihre Planc der direkten 
Inten,ention gegen Nikaragua, Kuba und andere lateinamerikanische Völker voranzutreiben. 
Da. Ware ein schwerer Irrtum mit unvorhenehbaren Konsequenzen und würde außerdem die 
Region in ein wahres Kampffeld der Völker für ihre Freiheit und Unabhangigkeit ~c""andeln. 
4. Wir fordern die un"crzügliche und bcdingungslose Fre~abe aller kubaniJchen Bauarbeiter 
und Arbeiter, die getötet. \'Crletzt odcr durch die Streitkr.ifte der USA gefangengenommen 
wurden. 
3. Wir fordern Freiheit und Rnpcklierung deI J..cobcm und der physischen Un\crsc:hrthdt der 
Sohne Grenadu, die Jich den Invuorcn "'ürdig entgegenstellten. 
6. Wir fordern die Beendigung der Anwesenhcit der Strcitkr'~fte der USA und ihrer milit~ri­
schen Einrichtungen in Miuelamerika und der Karibik. die eine dauernde Bedrohung für 
Unabh~ngigkeit. Frieden und Sicherheit der Völker der Region darstellen. 
7. Wir rufen die Regierungen, internationakn Organi'l3.tionen. we Bewcgungen rur Fricden und 
UN.bh .. ngigkeit der Völker und die öffentliche Meinung im allgemcmcn auf. die nordamerika· 
nische Invasion auf Grenada zu verurteilen, den bedingungslosen Abzug der Aggressionstruppen 
zu fo rdern, zu fordern, daß das Recht des grenadiKhcn Volkes auf Selbstbestimmung und 
Unabhangigkeit re~pektiert wird, akti\' zu wcrocn. damit Aggressionen durch die entschiedene 
und feste Hallung der illlernationalen Gemeinschaft \'Crhindert werden. 
(Quelle: Dokument Nr. I der Konfercm von Mexiko-Stadt, 4.11.198~) 
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Daß du Angrifrsziel Grenada wegen seincr 
Winzigkeit und \'ergleichsweise geringen Ver­
teidigunpkraft kein Modell abgchen könne rur 
Miuelamenka oder Kuba, dies anzunehmen 
wäre übel1lus gef;ihrlich. Die Operation Grena­
da zeichnet z.B. rur Nikaragua Vergleichswerte 
\'or: 
Die Dellabilisierung eines Revolutionuegimcs 
durch stetigen wirtschaftlichen Druck (Kredit­
blockaden) und systemalisehe CIA-Opc:ratio· 
nen MIllen gimstige Voraus:sctzungen für ein 
militärisches Zuschlagen von außen ,chaffen. 
In Grenada bot sich die "Gdegenheit" durch 
die Spaltung und Orientierungslosigkcit der 
regierenden New-Jewc1-Bc"·cgung. In Nikara­
gua wll eine ahnliche Situation durch Daucr· 
angriffe dcr \"On Washington gc1enkten "Con· 
tl1lS" ge~tellt werden. 
Nach der Reaktivierung des Militärpaktes 
CONDECA (Guatemala, Honduras, EI Salva­
dor) im Oktober 1985 bereitet die Re<lg.ln­
Adminililration nun eine Kopie de. nilfser· 
suchens der ostkaribischen Staaten vom 
25.10.1983 vor. Im Fall Nikaragua sollen die 
CONDECA·Armcen - das sicht der US­
Geheimplan .. Peguus"9 fur die n:ichsten 3-4 
Monate vor _ dic rundum stationierten rund 
20.000 US-Soldaten (in Honduras und auf 
Krieguchiffen) um eine Invasionsh,lfe g<:gen 
die "sandirustische Bedrohung" bitten. 
1m Fall Grenada hallen die USA 1981 mit dem 
Manö\'Cr "Occan V~nture" die Inva$,on Grena· 
du zeitig eingeiibt, im NO\'emhcr 1985 ruhrten 
sie in Hondural mit dcm Manö\'Cr "Pig Pine 11" 
die Gcneralprobe für d ie Invasion gegen Nika­
ragua durch. Wann sie steigen wird. durfte mit 
\'om innen· und weltpolitischen Gcgendruck 
und dem Grad der Vcrstrickuog der USA im 
Lib.nonkonflikt abhängen. Aber den Aull' 
schlag wird sicherlich die reale Siegesaussicht 
für Washington und die jeweils konkrete Vcr­
teidigungsfahigkeit der sandinistitchen Revo­
lution geben. 
D;c Kriepplaner der Reagan·Administration 
müssen darauf gefaßt sein, daß die Völker 
Nikal1lguas, Kubu oder EI Salvadors bereit 
und entschlossen sind, sich mit allen Kräften 
den Aggres$Oren entgegenzuwerfen. Und dies 
ist keine der ,,giinstigen Gelegenheiten", wie 
lie dem Grenada·Triumphator Außenminister 
George Shultz vorschwebt: Er wertete die 
Operation "Urgent Fury" als möglichen "Wen­
depunkt der GeSChichte ... Wir haben der Welt 
zu \'erstehen gcgeben, daß "'ir unser<: Interes· 
sen Ichülzen werden, gleich wu CI kmtet."" 
Es bleibt zu hoffen, daß du tragilche Beispiel 
Grenada, die Gefahr bewußtCT macht, die von 
dieser Reagan·Administ .... tion ausgeht. Denn 
Hit sie zumindest iSt Grenada überall. 

Anmerkungtn: 
I) Zur Geschichtt und Programmatik der 

NJM und der R~volutionären Volksregie­
ruog siehe iMbe$Ondere den Beitrag VOll 

Vin«nt Noc:l in: AIB·Sonderhdt 1/ 1981, 
S.53-35 

2} Zit. nach :dx:nda.S. 34 
3) Zu den Mauenorganisationen uod zum 

Prinzip der Gr.uwuncldcmokratie siehe 
ausfuhrlicher: AlB 311985, S. 12· 14 

4) Die!C und folgende winschahs· und sozial· 
statistischen Daten nach: Report on the 
National Economy for ]982 and the Bud­
get·Plan for 1 98~ and Bcyond. St. 
Gcorgc·s,24.2.1983 

5} Daten nach: The Ne .... Mniko·Stadt. 
5.11.1983 und Uno mas uno. ~1Cl<iko­

Stadt,30.]0.1983 
6) Vgl. insb .. ~ndere: Erklärung d"r Partei 

und der Revolutionarcn Rcgi~rung Kubat 
zu den Ereigmss.·n in Grenada. I-bvanna, 
20.10.1983 (dcullcher Wortlaut) 

1} Apil ·lntervi .. w. zit. nach: Die Tagend· 
tung,23.11.1983 



Martina Haun/Ludger Schmitz 

Weg und Krise der 
grenadischen Revolution 
Der Namedc:r Bewegung war Programm: 
joim Endc:a\'our for Weibre. Eeucation 
and Liberation Uc:wd) - Gemeinsame 
Anstrengung rur Wohlfahrt, Bildung und 
Befreiung. Ein Juwel in der Karibik soll­
te Grenada nach dem Sturz des Diktators 
Galry durch die Ncw-Jewel Bewegung 
(NJi\J) am 13. März 1979 werden. 
Erie M. Gairy, der dnst als Gcwcrk­
schafufUhrer im :,mtikolonialen Kampf 
populär geworden war, hatte sich bald 
nach seiner Regierungsübernahme im 
Jahr 1951 als korrupt und dem Imperi<l' 
]ismus untertänig entpuppt. 
Das Land wurde: dun:h internationale 
Konzerne und Gairys persönliche Berei­
cherung regelrecht geplündert. Die 
"öffentliche Ordnung" bcsor"lc eine aus 
Staatsmittdn f]nant.iertc Schl:igertrup. 
pe. die:- $Og. "Mongoose-Gang", rur des 
Diktators prh·:.Iten ~utl;en. 

Der Volks" iderstand gCJ~en die Dikt ... tur 
gewann Kit t.nde der 60erjahre an Brei­
te und Starke. An Dc:mon51rationen der 
~j;\1 nahmen bis lU 10% der Bevölkc· 
rung teil. Gairy antwortete mit der Ver­
schärfung des Terrors und einer Reihe 
antidemokratischer Gesetzc. 
Durch die Wahlschwindcl in delljahrcn 
1973 und 1976 sowie durch dic blutige 
Nied"rschlagung des dreimonatigen Ge· 
neralstreiks im jahr 1974 wurde der 
NJ;\1 klar, daß es ,luch n,,,;h der Vereini­
gung der gesamten Opposition in dcr 
Volksalliaut. (seit 1973) kcin<:11 frieJIi· 
ch('n W .. g der Befreiung geben könne. 1 

Als schließlich Plane Gairys zur Ermor­
dungder NJM.Führung bekannt wurden, 
schlugen di.· wenigen dut<!:end Kampfer 

der kurz zuvor gebildeten Untergrund­
armee zu. Mit Hilfe der spontanen Unter­
stützung des Volkes konnten Armee, Ge­
hcimpoJizei und Mongoose.Gang schnell 
uberwältigt werden. .Es gab nur drei 
Tote. 
Die N'JM, die jetzt die Re\'olutionare 
Volksregierung bildete, wurde gefUhT( 
von jungen marxistischen bis linkslibera­
len Persönlichkeiten. Bevor diese in den 
antidiktatorischen Kampfen popular ge­
worden waren, hatten die meisten von 
ihnen eine wirtschaftswissenschaftliehe 
oder juristische Ausbildung an Hoch· 
schulen in den USA und Großbritannien 
absolviert. 
~.1. Bishop hatte in LondonJurastudiert 
und danach gemeinsam mit seinem nun­
mehrigen Justizminister K. Radix eine 
.-\nwaltspraxis betrieben. Der ;\1inister 
rur Planung, Finanzen und Handel. B. 
Coard, war zuvor als Professor der Wirt­
schaftswissenschaften an der L'ni\'C:rsity 
of West Indies auf Jamaika toHig. 11. Au­
stin hatte eine College-Ausbildung und 
war Straßenbautechniker . .Er komman· 
dierte den bewaffneten Aufstand. Nach 
Auflösung der Gairy .. \rmee und der Bil· 
dung der Revolutionaren Voikslirmee 
wurde Aust in deren Generalstabschef so· 
wie Minhter rur Arbeit und Kommunika· 
tion. 
Maurice Bisho .... einst Spitt.enkandidat 
der Volksallianz und Führer der 
NJM.haktion im Parlament. wurde im 
i\Hirz 1979 als NJ;\I.vorsitlender Pre­
mierminister der Revolutioniiren Volks­
regierung. Er umriß damals die Zide der 
Regierung folgendermaßen: "Die Re\'o, 

lution in Grenada ist eine Revolution rur 
Demokratie, rur Gerechtigkeit, fUrsozia· 
Icn Fortschritt $Owie ruf die gleiehbe. 
redlligte Teilnahmeder Bevölkerung uno 
seres Landes an allen Entscheidungen, 
die ihr Leben beriihren."2 
Zu ihren vier zcntralen Zielen erklärte 
die NJi\I-Regierung: 1. Aufbau einer 
wirklichen und unmittelbaren Demokra· 
tie; 2. Entwicklung der nationalen Wirt­
schaft; 3. Verteidigung des Landes, und 
4. eine nichtpaktgebundene und inter· 
nationalistischen Prinzipien verpflich­
tete Außenpolitik. 

Als Erstmaßnahmen wurden die Verras­
sung außer Kraft gesetzt und alle Gesetze 
der Gairy-Diktatur rur ungültig erklärt. 
Auf der Grundlage eines "Volk.'>geset­
zes" waren alle Regierungsvorhaben 
öffentlich zur Diskussion zu stellen. 
Die sechs Verwaltungsbezirke Grenadas 
(Parishes) waren in Zonen mit monatlich 
tagenden Versammlungen und diese wie­
der in Mini-Zonen mit einer Art Wohn· 
gebietsversammlung unterteilt. Hier 
wurden alle die jeweiligen Gebiete be· 
treffenden Probleme diskutiert und ent­
schieden. 
So nahmen im Frühjahr 1983 ca. 20.000 
Grenadier an der Diskussion des Bud­
getplans teil. 
Diese direk te Demokratie wurde .,grass· 
roots"(Graswurzd)-Demokratie ge­
nannt. ~ach einem Gesetz \'on 1983 5OU­
ten Gemeinderäte, l;onalc Versammlun­
gen und eine Nationalversammlung ge­
wählt werden. Ihre Mitglieder waren 
dem Volk rechenschaftspflichtig und 
jederzeit auwählbar. 

Die Graswurzel·Demokratie 

Die Gleichbezahlung gleicher Arbeit rur 
Frauen und Männer, das Organisat:ons­
und Streikrecht für Arbeiter und andere 
demokratische Rechte wurden gesetz­
lich verankert. 
Eine gewaltige Begeisterung des Volkes 
trug die Revolution. Die Gewerkschaf­
ten, die Nationale Frauenorganisation 
(r\WO) und die Nationalejugendorgani. 
sation (~VO) hatten enormen Zulauf. 
Ende 1981 waren bereits 18%der &,'öl­
kerung in ihnen i\litglied. 3 

Gestutzt auf die Massenorganisationen 
begann gleich nach der RC"olution eine 
Bildungskampagne, die nicht nur die 
Analphabetenrate auf 10% (1982) wei· 
ter absenk te, sondern auch besonders die 
Weiterbildung Erwachsener zum Ziel 
hatte. 4 

Gleicht.eitig wurden in allen Landes· 
be<!:irken Poli· und Zahnkliniken errich­
tet. die \'or allem mit Hilfe kubanischer 
"'nIe in kuner Zeit funktionstüchtig 
waren. Im Lande liden Kampagnen zur 
gesundheitlichen Vorsorge. 



Von 1979-82 gab die NJM-Regierung 
durchschnittlich 35% ihrer jahreshau5-
halte rur das Endehungs- und Gesund­
heitswesen a"s (zum Vergleich: 1982 
gingen nur 5,9% an den Verteidigungs­
haushalt)_ 

Durch staatliche Projekte und Aufträge 
vermochte man gleich mehrere dringen­
de Probleme zu lösen: Die Arbeits­
losenrate wurde von 49% (1979) auf 
14% (1982) gesenkt. Durch maschinelle 
~Iodernisierung und Verbesserung der 
Transportmöglichkeiten sanken die Pro­

duktionskosten, und damit stieg die 
Konkurrenzfahigkeit grenadischer Wa­
ren auf dem nationalen wie dem inter­
nationalen Mark t. Das Wirtschaftswachs­

tum wurde von 2.1% im j ahre 1979 auf 
5,5% 1982 angehoben. 

Der allgemeine Aulschwung schlug sich 
rur die Lohnabhängigen in Reallohnstei­
gerungen 1981 und 1982 von 7% bzw. 
3% nieder. 

Insbesondere stand die staatliche Wirt­
schaftspolit ik vor der Notwendigkeit, 
Devisen zu sparen oder neue einzuneh­
men. Denn während die Preise rur Grena· 
das (landwirtschaftliche) Exportproduk. 
tc sanken, stiegen die Preise rur zu impor­
tierende Waren. 

Wirtschaftsentwicklung fürs Volk 

Durch die Diversifizierung der Landwirt­
schaft und den Aufbau einer industriel­
len Produktion wurden einerseits Devi­

sen rur Importe gespart und die Preise 
auf dem nationalen Markt niedr ig gehal­
ten. Andererseits konnte man den Anteil 
der traditio nellen Exponprodukte Ka· 
kao, Bananen und Muskatnüsse an der 

Gesamtausfuhr von 90% im jahre 1979 
auf etwa 60% im jahre 1982 senken. Im 
gleichen Zeitraum stiegder Exportanteil 
anderer Güter wie Bekleidung, Frisch­
fruchte, Möbd usw. aufel\va 40%. Diese 
Produkte fanden Abnehmerauf den neu­
gewonnenen Märkten der Region. vor 
allem Trinidad und Tobago. 

Die rur die ehrgeizigen Entwicklungsan­
strengungen nOlwendigen enormen 
staatlichen Investitionen in Kapitalanla­
gen von 37,4 Mio Dollar allein im J ahre 
1982 - 1978 waren es nur 3,0 Mio 001· 
lar gewesen - wären ohne umfangreiche 
ausländische Hilfe nicht zu rcalisil.'ren 
gewesen. Von den 1982 benötigten Gel· 
dern erhielt Grenada 63,1% geschenkt 
oder zu außerordentlich niedrigen Zins· 
sätzen geborgt. Geber waren Kuba. ara· 
bische und sozialistische Staaten sowie 
internationale Organisationen. 
Das größte Eim:elprojekt. der nahezu 
fertiggeste llt e Bau des intt'rnationalen 
Flughafens in Point Salincs, beanspruch· 

te allein 37,2% aller im jahresbudget 
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Interview mit Maurice Bishop 

Unser Beispiel­
eine echte Demokratie 

Der Reporter Wayne Ellwood ruhrte in Saint 
George', eine, der k t"tten Inten'iews nlit p",. 
mienninister Maurice Bishop. kurz vor sei· 
n .. m tragisch .. n Tod am 19. Oktober 1983. 

Ober die \'orh .. rige Regierung 
Wir haben eine Situation absolut .. r Planlosig­
keit ~erbt. Es WaT Anarchie. Im Haushalt 
1978 waren I!I Dollar fiir einen Wirtschafts­
fachmann fiir das ganze Jahr bereitgestellt. 
Als wir im Parlament Druck machten, wurde 
uns gesagt, dies sei eine Vomereitun~maß· 
nahme für den Fall. daß sie einen Wirt · 
schafl$fachmann finden würden. 
Gairy glaubte, daß er ein Mystiker sei. An· 
scheinend glaubt~ er, daß er eine direkte 
Vemindung zu Gon hätte, und daß auf diese 
Weise die Probleme des Landes gelöst wür' 
den. 

Ober die Beziehungen IU den USA 
Wir sind offensich tlich keine Bedrohung fiir 
die USA. Auch Kuba ist das nicht. Ich denke, 
Washington fürchtet. daß wirein Beispiel für 
den Rest der Region dantellcn würden. 
wenn unsere Revolution Erfolg hat. 
In der karibischen Region handelt e~ sich um 
klein .. Länder mit geringer Einwohnerschaft 
und beschr.i.nkten RohstoffquelJen, um 
Ldnder. die üb .. r Jahre hinw .. g klassische Bei­
spiele für ncokapitalislische Abhängigkeit 
waren. Nun gibt es diese neuen Regierungen 
wie Nikaragua und G",nada, die einen and .. · 
ren Versuch unternehmen. Si .. betrachlen 
ihre Entwicklung nicht mehr unter der 
Fragestellung. wieviek Hoteh sie am Strand 
haben, sondern unt(r dem Gesichtspunlu, 
wdchcn Nutzen das Volk hat: Wie"iek ha· 
ben Arbeit? Wievide haben Essen, ein .. ßt:­
hausung, Kleidung? Wievidc Kinder erhal­
ten eine Schulausbildung? 
In Grenada glauben wir fesl daran, daß die 
Völker dn engli.sch~prachig .. n Karibik sehen 
wollen, daß ein Versuch wie dies.,. Erfolg 
hat. Sie wollen sehen, daß das. was wir ver· 
suchen aufzubauen. vorankommt. Amerika 
vcmcht das, und offensichtlich wäre es 5I'hr, 

sehr subversiv, wenn wir dort Erfolg haben 
können. wo \ orherige Regierungen. die 
and .. ren Modelkn folgten, versagt haben. 

Ober Demokrat ie und Wahlen 
Wir glauben nicht. daß ein parlamentarisches 
System das der unsrigen Situation am mei· 
sten entsprechende iSI . Wir ~ersuchen. unse­
re Revolution auf der Grundlage einer neuen 
Form der Demokratie aufzubau .. n: unten 
ansetzende und demokratische. schöpferi· 
sche Mechanismen und Einrichtungen, die 
wirklich rur das Volk von llt:deutung sind. 
Wenn wir Erfolg haben. wird das die gesamte 
parlamentarische Herangeh .. nsweisc an die 
Demokratie in .'rage stellen. von der wir 
einschätzen, daß si .. in der Region versagt 
hat. Wir glauben. daß Wahlen wiehtig sein 
könn .. n, aber rur uns ist ,,$ eine Frage des 
Zeitpunktes. Wir halten sie im Moment nicht 
ruf vorrangig. 
Wir würden lieher dann Wahlen sc:h .. n. wenn 
die Wirtschaft stabiler ist, wenn die Revolu· 
tion gefesti/i;ter is t , wenn in der Tat mehr 
Menschen Nutun aus ihr gezogen hab .. n. 
wenn mehr Menschen lesen und schrt:iben 
können und in der Lage sind, zu verstehen. 
was die Stimmabgabe wirklich ~d .. utet, und 
welche Rolle sie heim Aufbau einer auf 
echter Teilnahm .. aufgehauten Demokratie 
übernehmen solkn. 

Ober Menschenrt'chte 
Wir hahen von Menschenrechten eine ganz 
andere Vorstellung als sog. westliche Demo· 
krati<"n. Wir sehen Menschenrechte mehr im 
Lieht wirtschaftlicher Rechte; Menschen 
haben das Recht auf Arbeit. Wohnung, Ge· 
sundheit und Ausbildung. 
Mit bürgerlich .. n und politischen Menschen· 
rechten haben wir keine Schwi<'rigk"iten. 
Wir unterstützen si<". Aber viele westliche 
Demokratien haben tausende von politi· 
.sehen Gefangenen. D .. nken Sie an Großbri. 
tannien im Hinblick auf Nordirland. 
Unser Stllndpunkl ist der. daß Leute, die 
eine Bedrohung der nationalen Sicherheit 
darstellen. von der Gesellschaft ferngehahcn 
werden sollen. und zwar sowohl in ihrem 
eigenen In ternse als auch. vom Grundsätz· 
lichen her, im Int"resse der neuen GeliClI· 
schart. die wir aufzubauen ~e rsuchcn. 

Obcrlti lfe 
Nichtpaktgelmndenh"it bedeutet rur uns das 
Recht, UnSer eigen"s Synem aufzubauen 
und Beziehungen zu allen Ländern zu haben, 
mit denen UnS das wünschenswert erscheint 
- was im Grunde genommen heißt, alle 
Länder außer Slidafrika. 
Die einzige Bedingung der Hi lfe ist, daß s;" 
nicht mit Haken und Osen ,,,,munden ist. die 
wir {ur unannehmbar haltt:n. Wenn uns ein.· 
Gruppe sagt; "Ihr müßt Euren Haushalt ins 
Gleichg .. wicht bringen" und 'das auch unser 
Ziel ist, nun. da gibt es ktin Problem. Wenn 
eine Kreditagentur sagt: "Ihr müßt Eu", 
Sozialaulgaben kürun und Lcutc entlas, 
sen", nun. das in nicht Teil unseres Zieles. 
und wiT würden diese Art von Hilfe nicht 
annehmen. 
(Quelle: Tbe New~. 
3.11.1983 ) 
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Solidaritätsshol1 Dritte Welt 

~ Produktions' Verlags' Vertriebs GmbH 

Bestelliste 
StOck "nlkel Eln •• I· Geu"'t_ ".., Prell 

Kallee aus NicClragu8 
1 Pfund 12.00 
Plakalmappe Nicaragua 
Sonderpreis 12.00 
Graphikmappe, Aalael Cabrera, 

(ab 10 Ex. 8,00 DM) 10,00 
Schallplatte "Por la Paz" der 
Salvadorianischen Gruppe 
Banda Tepevani 16.50 
Broschüre "Eine neue interameri-
kanische Politik türdie 80er Jahre". 
Geheimdokument des Komitees 
von Santa Fe für den jetzigen 
US-Präsidenten Reagan, DIN AS. 
48 Seiten 3.00 
(ab 10 Exemplare 2,70 DM) 
T-Shirt, weiß mit AufdrUCk 
"FM LN-EI Salvador vencera" und 
einem FMLN-Kämpfer 
Größen 4, 5 und 6 15,00 
Anhänger ASK-Taube aus Silber 14,00 
Anhänger ASK-Minitaube aus 
Silber 9.00 
SIlbertteIlchen, dazu passend 7,00 
Ohrhllnger ASK-Taube.aus Silber, 
an Kettchen m. Stecker, Paar 27,50 
Ohrstecker ASK-Taube aus Silber, 
Paar 19,80 
Ohrhinger ASK-Taube 111,1$ Silber, 
an Silberbügel, Paar 23,00 
Anstecker ASK-Taube aus Silber 19,00 
Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau 5,00 

X 

Produktions' 
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Plakatmappe "Nicaragua Libre!" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua. DIN A3, alle Plakate 
mehrfarbig, Sonderpreis 12,- DM 

Graphikmappe des salvadoriani­
sehen Kunst!ers Rafael Cabrera, 
5 BlaUer, daz.u je ein Blatt mit Ge­
dichten von Neruda. Cardenal, 
Vega, DIN A4 Über/orma!. s/w. 
Stuck 10,- DM. ab 10 Ex 8,- DM 
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Anhänger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14,- DM 

Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Kettchen mit Stecker. 
Paar 27.50 DM 

Anhänger ASK-Taube aus Ton. 
braun oder blau. Stück 5,- DM 



1983 vorgesehenen Kapi t atin vestit io­
nen. Für ihn mußten 1983 meh r als I {3 
aller zu normalen Sätzen auf dem inter­
nationalen Kapitalm arkt geliehenen Gel­
der aufgewendet werden. 

Mit seiner Eröffnung im j ahr 1984 wäre 
nicht nur die in den vergangenen j ahren 
stark angestiegene Neuverschuldung zu­

rückgegangen, sondern die Regierung 
Bishop erwartete darüber hinaus d urch 

eine A usweitung des devisen trächtigen 
Tour ismusgeschäfts eine weitere Wirt­
schafubelebung. 

Es verwunden nicht, daß die USA ver­

suchten , gerade das Flughafenprojekt. 
gedacht als Dreh- und Angelpunkt zur 
Ersch ließung zusätzlicher Devisenein­
nahmen, zu verhindern. Ihnen ging es 
darum, letztlich einer wirtsch a ftlichen 
Stärkung der Revolution den Weg zu ver­
bau en. 

Außenpolitisch verfing die Wash ingtoner 
Propagandakampagne. der Flughafen 
werde dem .,kubanisch-sowjetischen 
R evolutionsexport als Sprungbreu " die­
nen, nich t . 

F~:A?1" 

~über300m 

Tnr;tor;um und Be,·ölkcrung: 344 qkm, be· 
stehend aus der Hauptinsd und den 6 Inseln 
der G~nadincn, 110.000 Einwohner (1982) 
Haupts tadt: SI. George·s (30.800 Ew.) 
Religion: ca. 2/ 3 Katholiken, im übrigen 
andere christliche Kirchen 
Währung: Ostkaribischer Dollar (EC·Dollar); 
1 EC-Dollar" 1 ,02 0:\1 
Politischn Status: Seit \974 unabhängig, 
Staatsoberhaupt; Königin Elizabeth 11., ver­
treten durch Generalgouverneur Sir Paul 
s<:oon; Zugehörigkei t zum brili!IChen Com­
monwealth 
Struktur ,kr Binnenwirt!IChaft: 
1980 (in Klammern Zahlen für 1970)waren 
53'l"o (40%) der 27.500 ElWabstätigen im 
Dienstleistunl\sbereich, 28% (35%) in der 
LandwiTlSchaft, 15% ([6%) im Bausektor 

Die NjM ha tte sich m it ihrer Mitg1.ied ­
schaft in der Sozialist isch en Internatio­
nale zumindest einer begrenzten Solida­
ritä t auch wichtiger westeuropäischer 

Regierungen und Parteien versichert. 
Außerdem gen oß Grenada als aktives 
Mitglied der Bewegung der Nichtpakt­
gebundenen hohes Ansehe n . 

US-Destabilisierung auf Raten 

Aber in der "-rage der Behinderung einer 
Entwicklung waren die USA immer da 
erfolgreich. wo ihr wirtschaftlicher Ein­

fluß größer war als Grenadas allseits ge­
lobte Kreditwürdigkeit (Crenada hatte 
mit 4.5% e ine 1982 im internationalen 
Vergleich ungewöhnlich niedrige Schul­
den t ilgungsrate). 

Dabei versteh t es sich von selbst, daß das 
revolutionäre Crenada keine H ilfe aus 
den USA bekam - das einzige war ein 

beleidigendes 5.000 Dollar-Angebot 
vom April 1979. Bei der Europäisehen 
Gemeinschaft und der Weltbank ver-

Grenada-Daten 
und 4% (8%) in der Industrie besehäftigl. 
Das Brunoinlandprodukt (BIP) zu Markt· 
preii-Cn wuchs .. on 172,3 Mio EC-Dollar 
1978 auf 290,5 Mio EC·Dollar [982. Der 
Anteil der Wirtschaftsbereiche am BIP be­
trug 1982 (1978) : Land-, Fisch- und Forst­
wirtschaft 25% (34%). Industrie 3% (3%), 
SauwirtSchaft 7'l"o (3%), Handel 14% ([4%), 
Transport- und Nachrichtenwesen 6% (6%), 
sonstige 45% (20%). 
Grenada hat keine Rohnoffvorkommen. 
Wichtigste landwirtschaftliche Erzeugnisse 
sind Bananen, Zuckerrohr, Kakao und Mus­
katnüsse. Die Produktion von Bananen und 
Zuckerrohr ging seit 1978 um jeweils etwa 
1/3 zurück. In der industriellen Produktion 
nahm insbesondere die Herstellung von Be­
kleidungsstücken zu. Andere wichtige indu­
strielle Produkte sind Zucker, Bier. Kokos­
nußmehl. Seifen und Malz. 
Nach der Revolution war der private Sektor 
dn Wirtschart nicht angetastet worden. Er 
erwiruehaftete 1983 48% (198 1: 50%) des 
B[P. Die Produktivi tät der seit der Revolu· 
tion durch Zusammenschluß kleiner Be­
triebe gegründeten Kooperativen hetrug 
1982 27,5% (29,5%) des BIP. Aus den ein­
~igen durch die Regierung Bi!.hop enteigne­
ten Betrieben, denen des Diktators E.M. 
Gairy, entstand ein staatlicher Sektor von 
insgesamt 32 Unternehmen. Mit 72,9 Mio 
EC-Dollar produzierten sie 1982 knapp 1/4 
des BIP, I!e~nüber 1981 eine Steigerung um ,,, .. 
Au6enwirt.chart : Die Handdsbilanz ergab 
1982 ein Defizit von 52,7 Mio US-Dollar 
(1978: ·19,8). Die Zahlungsbi lanz des J ahres 
1982 war mit 0.1 Mio US·Dollar leicht pos~ 
tiv (1978: -1,3). Die öffentliehe Auslands­
verschuldung betrug 1982 23,91 Mio US­
Dollar (1978: 6,97). 1982 betrug sie in 
Bezug auf das BIP 8,2% (1978: 4,0%). 
Wichtigster Importeur sind die USA mit 

suchte die US-R egierung die Vergabe 
von Krediten zu verhind ern. 
Nach Aussagen des französ ischen A u­
ßenministers C. Cheysson erfolgte 1981 
d ie Sperrung eines bereits gebil ligten 
19-"·lio-Dollar-Darlehens des Internatio­
nalen Währu ngsfonds auf Druck 
Washingtons. Im selben j ah r war eine 
Beitragszahlung der USA an d ie Karibi­

sche En twicklungsbank in Hö he von 4 
Mio Dollar mit der Auflage verbun den , 
Grenada dürfe davon keine Darleh en be­
kornmen. 5 

Das war nur eine Form der Intervention . 
Der US-Geheimdienst CIA unterstützte 
grenadische Exilgruppen, d ie wiederh olt 
Söldn erinvasioneIl vorbereiteten . sowie 

u .a. die Desinformationskampagne einer 
OppoSi t ionsgruppe auf Grenada mittels 
de r Untergrundzeitschrift "Grenadian 
Voice"_ 

Schließlich wurde 1981 beim " Ianöver 
"Dcean Ven ture 8 [" von US-Streitkräf· 
ten die Invasion geprobt: Ein Landungs­
manöver au f der p uertor ikanisch en Insel 
Vieques tr ug den Dperationstitcl "Am­
ber an d Amberines". US-Konteradmiral 

20,2% alle r Importe (1982), dich t gefolgt 
von Trinidad und Tobago sowie Großbritan­
nien. Die Einfuhren aus ande~n EG-Län­
dern sind marginal. 32,2% der Eltporte 
gingen 1982 nach Großbritannien, 26%nach 
Trinidad und Tobago' ([978 nur 4,1%). Die 
BRD und die Niederlande fo lgen mit je ca. 
10%. während die USA keinen nennenswer· ! 
ten Absatzmarkt für grenadische Produkte 
darstellen. 
Gt,schichte: 
1498 

1784 

1968 

.. Entdeckung" Grenadu durch 
Chr. Columbus 
Nach zwischenzeitlich auch 
französischem Besitz wird 
Grenada englische Kolonie 
Innere AUlonomie und AsSQ' 
zia tion im Commonwealtb 

1973 Gründung der New-J ewcl-Be· 
wegung(NjM) 

1974 Unabhängigkeit 
13. 3.1979 Sturz G3irys und Bildung einer 

revolutionären Volksregierung 
der NJM unte r :\1aunce Bishop 

15.10.1983 M. Bishop wird von einer Mehr­
heit des NJ M - Zentralkomitees 
seiner Ämter enthoben und uno 
ter Hausarrest gestellt 

19.10.1983 M. Bi!.hop wird von einer gro· 
ßen demonstrierenden Men­
!lChenmengc bcf~it. Am Abend 
werden Bishop und andere 
NJM - Fiihrungspersönlicbkei· 
ten ermordet. Ein .,Revolutio· 
näre r Militirrat" unter Leitung 
von Generalstauschef H. Austin 
übernimmt die Macht. verhängt 
den Ausnahmezustand und ei­
ne totale Ausgangssperre 

2S. 10.1983 Invasion von US-Marincinfan­
teristen und einigen hundert 
Soldaten aus i-Cchs Karibikstaa· 

"" 
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AIB·Sonderhefte 

lIld lWelt 

1/83: BRD und 3. Welt 

2/83: Chile 

1/84: Generalprobe Grenada 
Mit folgcmkn Bei t räge n : 
Grenada und die Bund~sregi(rung • Opera­
tion Grenada - Reag:ms Generalprobe . 
Weg und KriS<' der grcnadinischell Revo lu· 
tion • Exklusiv-Interview mit Dessima Wil­
li3ms (Ne", Jewd) . Stimmen zur Grenada­
Invasion: Fidel Castro, TOffi;1s Borge, 
FMLN.(;encraikommando • o.,klaration 
der G~nada·Wehkonrerenz von Mexiko . 
Aktions- und Materiahipicgel 
Umfang: 24·36 Seiten, Pr .. isje 2 D~I (zuzüg­
lich 0,60 DM Pono; ab 10 Ex, 33% Rabatt; 
Bestellungen unler 10 DM nur g.-gcn Vorau$­
zahlung (z.B. in Briefmarken). 
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Mc Kcm:ie bejahte damals die "' rage. o b 
damit Grenada und die Grenadinen 
(grenadische Inseln, u.a. CarTia<:ou) ge­
meint seien. 
Im Angesicht solcher Drohungen sah 
sich Grenada genötigt, seit 1979 die Ver­
teidigungsausgaben jährlich um 0,5 "'io 
Dollar auf 1982 schließlich 4,0 "'io Dol­
lar zu erhöhen, und damit der Entwick­
lung zu entziehen. Eine Einsparung die­
ser "'ehrausgaben hätte gereicht, alle im 
Ilaushaltsplan 1983 vorgesehenen Inve­
stitionen rur Straßen bau und -unterhal­
tung zu bezahlen. 
Parallel zur bedrohlicher wcrdemlen 
äußeren Situation wuchsen die Probleme 
im Inneren. In dem ~laße, wie sich die 
baldige Konkretisierung vieler Ziele als 
Illusion erwies, sank die Bereitschaft zur 
Mitarbeit an den Eßlwicklungsvorhaben 
der Revolution. Beispielsweise ging die 
Beteiligung an den freiwilligen sonntäg­
lichen Arbeitseinsätzen zurück. Insbe­
sondere bei der jugendorganisation gab 
es Schwächen in der Kontinuität der Ar­
beit und der Mobilisierung der Mitglie­
der. 
Die Massenorganisationen NWO und 
NYO stellten selbstkritisch fest, daß es 
nicht nur rur die Wirtschaftsentwick­
lung, sondern auch auf politischer Ebene 
an erfahrenen und fähigen Kadern man­
gele. 

Nach lassen des Revolutionsc lans 

Um dem entgegenzuwirken, erklärte die 
New-jewel·Bewegung das jahr 1983 
zum ,J ahr der politischen und akademi­
schen Bildung". Die Hauptaktivitäten 
sollten die Weiterbildungskurse des Zen­
trums Hir Volksbildung (ePE ) sein. 
Aber die don erreichten lrgebnisse wa­
ren keilleswegs zufriedenstcllend: Bei ei­
nem j ahresplanzicl von 4.000 halten 
Ende juli 1983 erst 700 Personen an 
CPE-Kursen teilgenommen. 
Vor diesem ernüchternden Hintergrund 
diskutierte das NJM -Zentralkomitee im 
Herbst 1983 über bisherige Schwächen 
und Fehler, um das weitere Vorantrei­
ben des Revolutionsprozesses zu bestim­
men. Aus der Diskussion wurde von ei­
ner Mehrheit des Nj i\l-Zentralkomitees 
die Konsequenz gezogen, M. Bishop, 
dem subjektive Fehler, Personenkult 
und Schwächen in der politischen Lei­
tung der Partei vorgeworfen wuroell, als 
Partei\"orsitzenden ab;tusetzen. Die auf 
diesen Beschluß folgenden, in ihren 
Details noch immer nicht eindeutig ge­
klärteJl Auseinandersetzungen im 
NjM-Zentralkomitee und in der Regie­
rung endeten am 19.10.1983 mit der 
Ermordung des popula.n·n Premiermini­
sters, dreier Regierungsmitglieder, zwei ­
er GewerkschaftsfUhrcr und vieler Bür· 
ger. 

Ein ,.Revolutionärer Militärr ... t" (R~IC) 

unter Leitung von Generalstabschef 11. 
Austin übernahm die Macht. 
Damit hatten die Mili tärs die Revolution 
enthauptet. Durch die Ermordung M. 
Bishops hatten sie der Nj ~1 die zentrale 
Fiihrungspersönlichkeit, die durch ihr 
hohes Ansehen und ihre die Revolution 
immer wieder antreibende Beispiclwir­
kung herausragte, genommen. 
Das io. li litär war vom Volk isoliert. Viele 
Soldaten gingen einfach nach Hause. Die 
Volksmiliz, Basis der Landesverteidi­
gung, existierte faktisch nicht mehr, 
denn sie war schon zu Beginn der ZK­
Auseinandersetzungen von Vizepremier 
Bernard Coard entwaffnet worden, um 
ihr befUrchtetes Eingreifen zugunsten 
i\laurice Bishops abzublocken. 
Das Austin -Regime war auch außenpoli­
tisch völl ig isoliert. 
Die karibische Wirtschaftsgemeinschaft 
CAR ICOM beschloß den Ausschluß 
Grenadas und e inen vollständigen Boy· 
kott des Handels und Verkehrs. Die Re­
gierung Kubas verurteilte in ungewöhn. 
lich scharfen Erklärungen die Ermor­
dung M. Bishops und stellte eine Uber­
prüfung der weiteren politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen in Aus­
sicht. 6 

Für die in den Morgenstunden des 25. 
Oktober 1983 eröffnete US-Invasion 
hätte es keinen günst igeren Moment ge­
ben können. 4 1/2 jahre Arbeit und F.r­
folge der Revolution wurden mit dem 
Kriegszug zertreten. 
Für George Louison, Landwirtschafts­
minister unter M. Bishop, bedeutet sie 
allerdings nicht das endgültige Aus der 
Revolution: , .... ich habe unerschütter­
liches Vertrauen in unser Volk . .'l"ach 
einer gewissen Zeit wird sich das Be­
wußtsein der Leute erheben. Denn 
nichts kann zum Beispiel die Errungen­
schaften für die Arbeiter, die unter der 
Regierung \"on Maurice erreicht wurden, 
aus dem Gedächtnis der Grenadiner 
streichen.·'7 

Anmerkungen: 
I) Zur Geschichte und Programmatik der 

NJM und der Revolutionären Volks­
regierung siehe insbesonden: den Beitrag 
von Vincent Noel in: AIB-Sonderhdt 
1/1 981,S.55-55 

2) Zit. nach: ebenda,S. 34 
3) Zu den Massenorganisationen und zum 

Prinzip der Graswurleldemokratie sich .. 
aU5ftihrlichcr: AlB 3/1983, S. 12·14 

4) Dies .. und folgende wirtschafts- und sozial· 
statisti schen Daten nach: RepOTl on th.· 
National Economy for 1982 and the Bud­
g.:t·vlan for 1983 and Beyond, SI. r. ~or­
ge's,24.2.1983 

S) Daten nach: Thc News, Mc~iko·Stadt . 
3.11.1983 und Uno mas uno, MC~lko­
Stadt, 50.10.1983 

6) Vgl. imbe.ondere: Erkl~r1Jng der Panei 
und <Ier Revolutioni .... ," Rcginung Kubas 
zu deli En:lgnisscn in Grenada. Havanna, 
20.10.1985 (deutscha Wortlaut ) 

7) Apia·lntervlcw, zit. nach: Die T~C5-
;teitung,23.11.1983 



Gespräch mit Dessima Williams 

Grenada ist nieht Puerto Rieo! 

Unter der Regierung Bishop wurde 
Oessima Williams zur Botschafter i" 
Gre nadas bei der Organisation Amerika­
nischer StaalC:n (OAS) ernannt - eine 
Fu nktion, die sie nach der Invasion der 
USA weiter in" ehäh. In Mexiko-Stad t 
stellte sie sich den Fragen des Al B. 

A l B: Frau Botschafterin, werden Sie 
und andere internationale Repräsentan­
ten der grenadischen Revolulionsrcgic­
rung nun, da die Rcagan-Administration 
die Formierung einer sog. übergangs­
regierung in Grenada angekündigt hat, 
Ihre Position räumen? 
D. WILLlAr.IS; Zunächst einmal bestehe 
ich selbstverständlich darauf, daß ich 
dem diplomatischen Korps Grenadas 
weiterhin vorstehe. 
Unsere Position sicht so aus: Wir be­
trachten die politischen. diplomatischen 
und militärischen Manöver der USA als 
fundamentale Best.mdteile ihres Okku­
pationsprogramms auf Grenada, das wir 
im Namen unseres Volkes abgelehnt 
haben. Auch der VertreteT unserer revo­
lutionären Volksregicrung bei den Ver-

einten Nationen steht - wie bislang alle 
unsere internationalen Repräsentanten 
- zu dieser Verweigerung. 
Unser UNO- Vertreter, der zugleich stell­
vertretender Außen minister unserer 
Volksregierung ist, hat vor den Verein­
ten Nationen sinngemäß klargestellt: 
"Wir sind nicht Puerto Rico (de facto 
Kolonie der USA; d_ Red.) und werden 
es nie sein. Die USA können mich nur 
mit physischer Gewalt von meinem 
UNO-Stuhl in New York entfernen." 

Verbrechen der Okkupanten 

AlB: Wie lautet Ihre Definition der Rea­
Wan'schen Operation auf Grenada im 
völkerrechtlichen Sinne? 
D. WILLlAM5: Mit ihrer Invasion und 
Okkupation Grenadas hat sich die: Regie­
rung Reagan schwerer Verstöße gegcn 
das geltende Völkerrecht schuldig ge­
macht, einer Aggression, eines Angriffs­
krieges, abscheulicher Kriegsverbrechen. 
Die nunmehrige Errichtung einer Besat­
zungsmacht auf Dauer stellt eine weitere 
grobe Verletzung des Völkerrechts dar. 
AlB: Verantwortliche in Washington 
und der britische Ex-Gouverneur Scoon 
brachten unmittelbar nach der Invasion 
die Idee ins Spiel. bald Wahlen abzuhal­
ten_ Was sagen Sie dazu? 
D. WILLlA~-1S; Es ist eine ungeheuer­
liche Zumutung im Angesicht der auslän­
dischen Besatzungstruppen, die mit 
Mord und Terror in unser Land eingefal­
len sind, von Wahlen zu sprechen_ In 
dieser Situation der Okkupation Grena­
das steht einzig und allein die Forderung 
nach einem bedingungslosen und unver­
züglichen Abzug der Aggressionstrup­
peIl. 

Die Entscheidung über Wahlen liegt aus­
schließlit:h bei der 1979 gegen die Gairy­
Diktatur t:rkämpften Volksregierung 
Grenadas. Die USA haben kein Recht, 
anderen Völkern irgendwe\che Vor­
schriften zu machen. 
Im übrigen stellt sich in Sachen Wahlen 
die Frage, warum WashingIOn dann seine 
Truppen nicht konSe(IUenterwcise auch 
nach Südafrika oder Chile entsendet, um 
dort Wahlen durchzusetzen? 

Al B: Sie sprachen Kriegsverbrechen der 
Invasoren auf Grenada an. Können Sie 
Beispiele nennen? 

D. WILL IAMS; Die US-Truppen haben 
gleich nach Beginn ihrer Invasion zwei 
Krankenhäuser bombardiert, wovon ei­
nes der psychiatrischen Behandlung 
diente. Eine Vielzahl von ~'Ienschen wur­
de getötet_ 
Das ist ein Verbrechen. Warum niegt 
man Bombenangriffe auf Einrichtungen, 
in denen' Kinder zur Welt gebracht oder 
hilflose Menschen, Pflegefalle versorgt 
werden? 
Ein zweiter verbrecherischer Akt ist das 
Anlegen von Massengräbern, in denen 
man ermordete Grenadier verschwinden 
läßt. Es ist dieselbe Praxis wie sie die 
Rassistenarmee Südafrikas in Angola an­
wendet. 
l"emer haben die Invasoren viele Grena­
dier von der Insel deportiert, zum Teil 
auf ihre Militä.rbasis Antigua. Viele ande­
re wurden gezwungen Grenada zu verlas­
sen, weil sie ihre Unterstützung rur die 
grenadische Revolution offen gezeigt 
halten. Und Berichte besagen, daß wie­
der andere in einem Konzentrationslager 
auf Grenada zusammengepfercht wur­
den. 

Die kubanischen Bauarbeiter ga· 
ben e in Be ispiel 

AlB; Die Reagan-Administration hat ih­
re Aggression namentlich damit gerecht­
fertigt. Grenada sei von Kuba instrumen­
talisiert worden_ Wie sehen Sie den Ein­
fluß Kubas in Ihrem Land? 
D. WILLlAI\IS; Die kubanische Präsenz 
auf Grenada fußte aufgemeinsamen ver­
traglichen Vereinbarungen, die nicht nur 
auf höchster Regierungsebene getroffen 
wurden, sondern auch in der Regel auf 
das Ersuchen aus verschiedenen gesell­
schaftlichen Bereichen unseres Landes 
zurückgingen_ 
Die Kubaner sind als Freunde auf unser 
Bitten hin :LU uns gekommen. Sie unter­
stützten unser Volk im Kampfgegen den 
Hunger, halfen beim Bau von Schulen, 
Krankenhäusern und anderen sozialer. 
Einrichtungen. Ihre Tätigkeit war in 
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langfri<tig angelegte Regierungsprojekte 
eingebettet .. 
AlB: Es hieß auch, Kuba wolle Militär­
basen auf Grenada errichten .. 
D. WI LLIAMS: Der angebliche Bau eines 
Militärflughafens durch kubanische Spe­
zialisten auf Grenada, nämlich Point 
Salines, ist eine reine Erfindung Washing­
tons. Das vielzit ierte Objekt diente allein 
zivilen Zwecken. Es wurde erst von den 
US-Aggressionstruppen in einen Militär­
flughafen verwandelt. 
Ich weise ferner darauf hin, daß nur we­
nige Stunden nach dem Invasionsbeginn 
US-Militärs ihre Absicht kundtaten, auf 
Grenada Marinebasen rur ihre Kriegsflot­
te einzurichten. Und dies, obwohl die 
USA ohnehin schon 22 dieser Basen in 
der Karibik unterhalten. 
Davon abgesehen steht es jedem revolu­
tionären Land zu, alle aus seiner Sicht 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um seine Verteidigung gegen Interven­
t ionsvorhaben von außen zu gewährlei­
sten. Wenn uns bei der Ausbildung von 
Selbst verteidigu ngs krä ften kubanische 
Militärberaler auf unseren Wunsch hin 
halfen, so diente das allein der ,"'estigung 
unserer Souveränität, 

Innere Kon fusion vor der Invasion 

Al B: Der Großteil der westlichen Me­
dien suchte in den euten Tagen der US­
Invasion ein Bild zu zeichnen, als würden 
auf Grenada nur Kubaner Widerstand lei­
sten. Was können Sie dem entgegen­
halten? 
D. WI LLIAMS: Zunächst einmal möchte 
ich hervorheben, daß die in unserem 
Land anwesenden kuba nischen Werk­
tätigen allen Grenadiern ein Beispiel ga­
ben, indem sie den Invasionstruppen 
aktiven Widerstand entgegensetzten. Das 
gilt insbesondere rur die Brigade von 
Bauarbeitern, die auf dem Flug. 
hafengelände Point Salines tätig war. 
Das Volk Grenadas ist stolz darauf, 
kubanische Freunde zu haben, die im 
Kampf gegen die Invasoren ihr Leben 
einsetzten. 
Zugleich möchte ich darauf verv.eisen, 
daß der unmittelbare Widerstand gegen 
die übermacht der Invasionslruppen von 
den bewaffneten Kraften Grenadas 
selbst kam. Unser Volk hatte am Morgen 
des 25.10. 1983 die nötige Vorbl'reitung 
und das nötige Bewußtsein. um zu 
käm pfen. 
AlB: Aber dieser Widerstand hätte sicher 
weit stärker sein können. wären die Ver­
teidigungskräfte nicht durch den voraus­
gegangenen Konflikt in den Reihen der 
Newjewel·llewegung (NjM) und d .. r 
Regierung geschwächt gewesen. Oder se­
hen Sie das anders? 
D. WILLIAMS: Nein, keineswegs. Gewiß 
hätte unser Widerstand wesentlich 

34 

stärker sein können. wenn die Konfusion 
nicht gewesen wäre, die durch den Tod 
von Premierminister Bishop und anderen 
Führern innerhalb der Newjewel­
Bewegung, der bewaffneten Kräfte und 
der Bevölkerung herrschte. 

Nur so konnte es geschehen, daß, als die 
ersten 2.000 US-Fallschirmjäger an Land 
gingen, ihnen der Großteil der r.liliz un­
bewaffnet gegenübertrat. Die Invasoren 
rechneten damit, nur bei den ca. 2.000 
Kämpfern der spärlich ausgerüsteten 
Volksarmee auf ernsten Widerstand zu 
stoßen. 
In den Milizen waren aber immerhin 
5.000 Grenadier organisien, ausgebildet 
und im Sinne der Revolution politisch 
erzogen worden, bei einer Gesamtbevöl-

kerung von 110.000 ein ansehnlicher 
Anteil. Unser Volk war in den letzten 
4 jahren auf eine Invasion vorbereitet 
worden, in den Zentren der Arbeit, auf 
den Landgütern. überall auf dem Land. 
Doch die im Oktober 1983 innerhalb der 
revolutionären Kräfte ausgebrochene 
Konfusion ließ es nicht zu. daß der von 
der New.Jewd- lkwegung vorgezeich­
nete Verteidigungsauftrag voll zur Gel­
tung gebracht werden konnte. 
Die US-Invasion hat jedoch einen Kon­
sens im Lande neugeschaffen. 
AlB: Meinen Sie auch, daß das gesamte 
Widerstandspotential auf Grenada auf 
einheitlicher Grundlage reorganisiert, 
wieder zusammengefaßt werden kann? 
D. WILLIAMS: Für mich steht fest, daß 
sich das Volk Grenadas niemals mit der 
Okkupation abfind\'n wird. Ungeachtet 
der übermacht des mit modernsten Waf­
fen ausgerüsteten Aggressors wird der 
Widerstand mit allen zur Verfügung ste­
hendl'n Mitteln fortgesetl.l. Die stärkste 
Wafft' in diesem gerechten Kampf zur 

Verteidigung der nationalen Unabhän­
gigkeit sind die Einheit aller Patrioten 
und die weltweite Solidarität. 
Wir sind keine Kolonie der USA, sondern 
ein souveräner Staat. 

Ich will Ihnen noch ein Beispiel nennen, 
das typisch ist für den ungebrochenen 
Widerstandswillen des grenadischen Vol­
kes. Am Morgen des 25. Oktober J 983 
verabschiedete sich eine staatliche Ange­
stellte in St. George's, die die Telex­
l\lasehine bediente, angesichts der Bom­
benangriffe auf das Außenministerium 
mit folgenden Worten: "Ich verlasse 
jetzt das Gebäude, weil sie uns bombar­
dieren und weil wir uns zum Widerstand 
formieren müssen."' Es gibt viele solcher 
Geschichten. 

Doch da ist noch ein Faktor, der die 
Fortdauer des Volkswiderstands milbe­
wirken wird, die konkrete Erfahrung von 
sozialen Verbesserungen unter der Re­
gierung Bishop. Es waren 4 jahre von 
erstmalig breiten Maßnahmen der Ge­
sundheiufürsorge, der Erziehung und 
Ausbildung, der Wasser· und Elektrizi­
tätsversorgung, von mehr Schulen, der 
Freiheit fur die Arbeiter, von mehr Rech­
ten rur die Frauen und and .. ren Teilen 
unseres Volkes. 
Das kann die Besatt.ungsmaeht nicht va­
gessen machen. 
AlB: Welche Konseljuenzen seht'n Sie 
nach der US-lnvasiOIl auf Grenada rur die 
Karibik und l\litteiamerika? 
0_ WILLIAMS: Vor allem sehe ich darin 
eine erhöhte InvasiollSgefahr rur Njkara­
gua. Ich al>pelliere an das Volk Sandinos, 
besonders wachsam zu sein. 
Esgibt in meiner Heimat ein Sprichwort: 
,.Wenn das Haus ddnes Nachbarn 
brennt. dann versorge dich ausreichend 
mit Wasser." 



Fidel Castro 

Uns konnten sie nicht provozieren 
Kubas Sicht der US-Invasion auf Grenada 

Kubas Ministerpräsident Fidel Castro 
stelhe sich kurz nach der Grenada·lnva· 
sion in Havanna den Fragen der Welt­
presse. Wir bringen Auss<:h nitte. 
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( ... ) FRAGE: Wicvicl Kubaner sind ge­
nau au f Grenada? WievieIe von Ihnen 
sind Militärberater, und wic\'icle Bauar­
beiter? 
FIDEL CASTRQ: Das kann ich sagen. 
das ist kein Geheimnis. 
Es tut mir leid, daß ich nicht die genaut" 
Zahkn hier bei mir habe, aber es sind 
dort etwas m",hr als 700 Kubaner. Die 
übergroße Mehrheit von ihnen, mehr als 
550, sind Bauarbcitcr. E.s gibt auch eine 
große Gruppe von Änten, einige Lehrer, 
einige Landwirlschaftstcchnikcr. Und es 
gibt ungt·rahr 40 Militärberater. 
Ich habe diese lahlen hier nicht aufgt­
fUhrt, um die Erklärung nicht lang wer­
deli LU lassen, aber es lIiot hier ganz und 
gar kein Geheimnis. Daruoer hinaus ist es 
einfach zu beweisen, daß dieses Personal 
nicht militärisch ist, daß es wirklich zivi­
le Aroeiter sind. 
1\'atürlich haben sie al~ t\rbciter, wie alle 
Arbdter in Kuba. eine militärische Aus­
bild unI!' ~un. dl'r Beweis dafür. dat~ es 
Arociter und Bauarbeiter sind. ist der 

ausgezeichnete Flughafen, den sie in 
kür-Lester Zeit gebaut haben. Auf ihm 
konnten Dutzende nordamerikanischer 
Flugzeuge landen, obwohl er noch nicht 
fertiggestellt ist; die Fertigstellung war 
für den Monat März (1984; d. Red.) vor­
gesehen. ( ... ) 
FRAGE: Herr Präsident, haben Sie die 
Möglichkeit erwogen, die Kubaner in 
Grenadajetzt zu verstärken? 
FIDEL CASTRO: 1'\un, tatsachlich, wie 
ich in meiner eigenen Botschaft an die 
Grenadier (vor dem 25.10.1983; d. 
Red.) erklärt habe, war das Entsenden 
von Verstärkungen vor den Kämpfen un­
möglich, und außerdem undenkbar. 
Es war unmöglich, weil die nordamerika­
nische Schwadron und die fo"lugzeugträ ­
ger in Richtung Grenada unterwegs wa­
ren; wir hatten keine Transponmittel mr 
die Entsendung \'on Verstärkungen. Da­
zu kam, daß unsere Verstärkunllen, wie­
viele wir auch entsandt hätten, keinem 
Vergleich mit den See-, Luft- und Land­
streitkräften der USA standgehalten 
hätten. 
Deshalb war es praktisch unmöglich; 
aber wir haben gesagt, daß es auch poli­
tisch unmöglich war, denn nach den Er­
eignissen, nach den Irrtümern. die die 
Revolutionäre selbst begangen haben, 
gab es keine moralische Rechtfertigung, 
Verstärkungen zu opfern. die nicht ein­
mal die "''Iöglichkeit gehabt hät ten, über­
haupt dorthin zu kommen. Es wäre prak­
tisch eine sy mbolische Aktion gewesen. 
Deshalb war es uns vollkommen unmög­
lich, Verstärkungen zu entsenden, vom 
praktischen Standpunkt aus gesehen. 
Vom politischen Standpunkt aus haben 
wir u nicht als gerechtfertigt angesehen, 
ein nutzloses Opfer zu bringen. ( ... ) 
Wir gehen von der TalSache aus. daß es 
eine Spaltung unter den Revolutionären 
gab, eine sehr schmerzliche, sehr ~mange­
nehme Spaltung. Wir haben vorausgese­
hen, daß diese Spaltung dem Land gro­
ßen Schaden zumgen würde, und wir 
haben uns sogar an die grenadischen 
Führer gewandt, an das Zentralkomitee 
(der New:lewel.Bewegung; d. Red. ). 
Wir haben sie gebetcn, ihre Probleme 
friedlich, ohne Gewaltanwendung zu 
lösen, weil das dem Ansehen Grenadas 
sehr schaden könnte. 

Es gab eine Volkserhebung zur Unter­
stützung Bishops, Leidenschaften wur­
den entflammt, die den dramatischen 
Tod Bishops zur Folge hatten unter Um­
ständen, die uns im Detail noch immer 
nicht mit Bestimmtheit bekannt sind; 
ich denke, daß wir sie fruher oder später 
wissen werden. 
Aber wir haben diese Spaltung auf das 
Schärfste abgelehnt. Darüber hinaus wa­
rcn wir uns des Schadens be ..... ußt, den sie 
angerichtet hat. Und wir waren tief be­
wegt über die physische Vemichtungvon 
Bishop. 
FRAGE: Wenn die US·amerikanischen 
Beweggründe rur diese Aktion nicht in 
der Frage ihrer Staatsbürger bestanden, 
..... as ist dann I hrer Meinung nach der 
Beweggrund der USA? 
t-IDEL CASTRÜ: Nun, es ist vielleicht 
schwer zu verstehen, ich ..... erde Ihnen 
sagen ..... arum. 
Vor allem, für· die nordamerikanischen 
Staatsbürger oder die Staatsbürger ir­
gendcines anderen Landes bestand kei­
nerlei Gefahr, da die Grenadier beson­
dere "'laßnahmen ergriffen hatten, um 
ihnen Garantien zu geben aus dem In­
teresse heraus, Vorwände rur eine Inter­
vention zu vermeiden. ( ... ) 
Auf der anderen Seite war die Lage des 
grenadischen Revolut ionsprozesses 
selbst sehr sch ..... ierig. Die inneren Ereig­
nisse hatten eine Isolation von der 
Außenwelt hervorgebracht. Es gab große 
wirtschaftliche Schwierigkeiten. 
Es war nicht leicht für die neue grenadi­
nische Regierung, damit fertigzuwerde n. 

Reagan s Demo nstrati on der Stärke 

Es ist klar, daß die USA einen Prozeß 
ausschalten wollten, der nur durch ein 
Wunder überleben konnte und sich gro­
ßen !'roblemen gegenübersah. 
Es scheint mir, daß sie einen Beweis ihrer 
Stärke liefern wollten, daß sie eine Philo­
sophie der Stärke anwenden wollten. Ich 
glaube, daß das eine opportunistische 
Politik war, Vorteile aus all diesen 
Schwierigkeiten zu ziehen, um ein 
Symbol LU zerbrechen. 
Denn Grenada is t nun wirklich ein sehr 
kleines Land, und man kann unter kei· 
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nen Umständen sagen. daß es von strate­
gischer Wichtigkeit ist und auch nur die 
kleinste Gefahr rur die USA darstellt. 
Was kann es also rur einen Grund geben 
außer einer Demonstration der Stärke? 
Noch merkwürdiger scheint es deshalb 
zu sein. weil es mit den Ereignissen im 
Libanon zusammenfallt, wo kurz vorher 
mehr als 200 Nordamerikaner den Tod 
fanden. Welchen Sinn. welche Logik 
steckt darin, sogar Kräfte, die sich auf 
dem Weg zum Libanon befanden, umzu· 
leiten und sie nach Grenada zu schik­
ken? Das scheint eine absurde Sache zu 
sein. 
Ich schätze, daß das in Wirklichkeit ein 
riesiger politischer Fehler war, der den 
USA keinerlei Vorteil bringt, da die Er­
eignisse um die Malwinen (britisch­
argentinischer Falklandkrieg Mitte 
1982; d. Red.), die ganz Lateinamerika 
erschüuerten. noch in Erinnerung sind, 
in denen sich die USA auf die Seite Eng­
lands stellten, wo sie die Organisation 
Amerikanischer Staaten (DAS) ver· 
ga"ßen, wo sie alle Abkommen vergaßen. 
jetzt jedoch berufen sie sich auf ein Ab­
kommen einer sog. Gruppe karibischer 
Länder, um in Grenada zu intervenieren. 
Ich glaube, daß das in allen Ländern 
Lateinamerikas und der Welt die GeHlhle 
tief verletzt und viel Ruhelosigkeit her­
vorruft. Ich verstehe es wirklich nicht, 
ich sehe es als einen riesigen, unnötigen 
und ungerechtfertigten Fehler der USA 
an. ( .. _) 
FRAGE: Wir haben heute über die 
.,Stimme Amerikas" gehört, daß Kuba 
und die Sowjewnion den Staatsstreich in 
Grenada erwartet häuen. Was sagen Sie 
dazu, Comandante? 
FIDEL CASTRO: Ich glaube. das ist es 
nicht wert, beantwortet zu werden. denn 
ich meine, daß Kubas Standpunkt klar 
ist, seine Beziehungen zu Bishop. Denn 
Bishop war wirklich so bescheiden. so 
taktvoll, daß er. als er in Kuba vorbei­
kam, kein Wort VOll den Schwierigkeiten 
erwähnte, die sie dort hatten. ( ... ) 

Unsinniger StuTZ Bishops 

Uns schien es, daß Bishop der angemes­
sene Führer des Landes war, mit einem 
großen internationalen Ansehen, eine 
sehr intelligente Person. mehr noch. t'ine 
Person, die kein Extremist war, er war 
ein Revolut ionär. der di(· Lage seines 
Landes sehr gut verstand. Und wir hallen 
den Eindruck, daß er das Land gut 
fU hrte. 
Er hat lür Grenada große Errungenschaf­
ten hervorgebracht. Er bekam große in­
ternationale Zusammenarbeit. und das 
Bruttonationalprodukl Grenadas stieg 
an. Er schien uns ein außergewöhnlicher 
Mensch zu sein. und der richtig~' Mallll 
rur den Fortschritt in Grenada. 
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Weiterhin hat sich alles, was wir in unse­
ren Botschaften gesagt haben, als richtig 
erwiesen. Alle Warnungen haben sich als 
richtig erwiesen, daß diese Spaltung tra­
gisch war. 
Deshalb ist es völlig unlogisch zu denken. 
daß wir hinter diesem unsinnigen Wech­
sel stecken könnten. 
Ein so kleines Land, eine Regierung, die 
sich einer sehr schwierigen Lage gegen­
übersieht und zu ütierleben versucht -
welchen Sinn hat diese Intervention? 
Nicht ein einziger Nordamerikaner war 
verwundet oder verletzt worden. Es hat­
te keinerlei Gefahr für ihr Leben und 
kein großes wirtschaftliches Interesse ge­
geben. 
Mir scheint es. daß das die Anwendung 
einer Denkweise und einer Politik der 
Stärke war. die sie über die ganze Welt 
auszudehnen versuchen werden. 
Weiter scheint mir, daß es eine unsinnige 
Sache ist, ein riesiger Fehler. Eine Provo· 
kation - gegen wen? Uns konnten sie 
nicht provozieren, da wir nicht die Mittel 
hallen. Grenada zu erreichen, wir haben 
weder in der Luft noch zur Sec irgend­
wdche l\littd, dorthinzukommen. 

Eine Provokation gegen uns? Was hätte 
durch eine solche Provokation erreicht 
werden sollen. da wir uns in innere Ange­
legenheiten nicht einmischen? 
Wir haben die Entscheidungen der Partei 
und der Regierung Grenadas gewissen­
haft beachtet. obwohl wir die Kampf­
kraft hatten und hätten versuchen 
können, sie zu beeinflussen. aber wir ha­
ben uns an den Grundsat~ der Nichtein­
mischung gehalten. 
Es gab keinen Vorwand, uns anlugrei­
fen. Wir waren sogar an unseren Arbeits­
(Jlät~en. Was in aller Welt konnten die 
USA gewinnen. indem sie die kubani­
schen Arbeiter angriffen. die einem klci­
nen Land der Dritten Welt halfen? Was 
konnten sie dabei gewinnen? 
Sie konnt\'n Ilur ein kkines Land in ei­
nen Märtyrer wrwanddn, sie konnten 
dn kleines Volk und die dort hefind­
lichcn Kubaner in Martyrer dn Freiheit 
und der Vertl'idigung der Drillen Welt 

verwandeln. Denn unsere Haltung ist 
tadellos, einwandfrei. ( ... ) 
FRAGE: Ich möchte Sie bitten, Coman· 
dante, Ihre Meinung über die Krise in 
Mittelamerika zum Ausdruck zu brin· 
gen. Zum Beispiel. wenn eine ähnliche 
Intervention gegen Nikaragua stattfin­
den würde, bis zu welchem Punkt würde 
Kuba Nikaragua unterstützen? 
FI DEL CASTRO: Wir würden versu­
chen, für Nikaragua alles zu tun, was in 
unserer Macht st eht, aber wir würden uns 
dem gleichen Problem gegenübersehen 
wie in Grenada: Wir verfUgen nicht über 
die See- und Lufttransportmittel, um 
direkte Hilfe nach Nikaragua zu bringen. 
Das sind die Tatsachen. wir haben keine 
anderen Möglichkeiten. es zu tun. 
Aber ich habe da keine Sorgen, denn die 
Situation in Nikaragua unterscheidet 
sich von der Grenadas. Grenada hat eine 
Bevölkerung von 120.000 Einwohnern, 
Nikaragua hat 3,5 Mio Einwohner. Nika­
ragua besitzt eine große Kampferfah­
rung. Nikaragua besitzt Zehntausende 
von Kämpfern. Man muß sagen. daß die 
USA dort gegen das bewaffnete Volk 
antreten würden. in einem nicht zu ge· 

winnenden Kam(Jr. in dem nicht ('ine 
und auch nicht 10 Luftlandedivisionen 
ausreichen würden. 
Das ist die Realität, und weder die 
Völker noch Niknagua sollten unter­
schätzt werden. Und ich meine, es wärc 
ein hundertfach größerer Fehler. cine In­
vasion Nikaraguas zu versuchen. denn 
das Volk Nikaragl.las ist ein mutiges, 
kämpferischcs Volk. 
Ich glaube. daß alle die Aggrl'Ssioncn, dk 
Nikaragua erkbt hat. die Revolution gc­
stärkt und nicht geschwächt haben. Sie 
haben Erfahrungcn vermilldt. Und es 
scheim mir, daLl Nikaragl.la ein Land ist. 
das von den USA I.Inbeset~bar und unre­
gierbar ist. Und si<, (die USA; d. Red.) 
besitzen keine technischen und hochcnt ­
wickelten Waffen. die die Problem.: 
lösen könnten. welche der Kampf geljen 
ein bl'waffnetes Volk mit sich bringt. 

(Qudk: Por Esto. Mexiko-Stadt. Nr. 
84 / 10.11.1983.S.7-10) 



lamas Borge Martinez 

ua wird 
nicht zurückweichen 

To mas Borge, einziger über lebender 
Grunder der Sandinistischen Natio nalen 
Befreiungsfront (FSLN) und Innenmini· 
ster Nikaraguas, zog im November 1983 
ente Schlußfo lgeru ngen aus der Grena­
da· lnvasion. Im Gespräch mit US-ameri­
kanisehen J ournalisten des Magal ins 
Newsweck stand d ie Invasio nsbedro· 
hung Nikaraguas im Vordergrund. 

fRAGE: Erhöht die Invasion in Grenada 
die Gefahr einer ähnlichen US·Aklion in 
Nikaragua? 
T. BORGE: Sie verringen und (rhöht 
gleit;lw:eitig die:: Wahrscheinlichkeit einer 
Intervention. 
Es wird behauptet. daß in Grenada als 
Antwort auf eine Aufforderung einer 
Gruppe: von Ländern einmarschiert wur· 
deo Bedeutet das. daß sich die Vereinig. 
ten Staaten bcredltigt fühkn werden, in 
Nikaragua einzumarschieren, wenn eine 
Gruppe mittdamerikanischer Landersie 
bit leI, einzumarschio.;rell? 
[SI das nicht der Grund, warum die CON­
DEC,\ (~Iittelamerikaniseher Veneidi­
gutlgsrat, nun zusammengesetzt aus 
HondurAS, Guatemala und EI Salvador; 
d. Red.) kur.dich reaktiviert wurde? 
Aber gleichzeitig hat dieser unmorali­
sche Präzedenzfall die Kraft der Autori­
tät gemindert, die ein Ersuchen der 
CONDECA in Zukunft haben kann. 
Wenn Nikaragua, Mexiko, Panama und 
Kostarika die Sowjet union bitteIl wür­
deli, in ~Iittclamerika zu intervenieren, 
wurde das dne sowjetischt· Invasion 
Tl'chtfcrtigen? 

FRAGE: Wie plant Nikaragua, sich ge­
gen die USA zu \'erteidigen? 
T. HO RGE: Vor allem setzen wir unsere 
Bemiihungen in allen internationalen Or­
ganisationen und in den Gruppen fort, 
die - wie die Contadora-Gruppe - ins 
Leben gerufen wurden, um diesen Not­
fall zu verhindern. 
Wir haben Vorschläge für Verhandlun­
gen mit unseren Nachbarn und den USA 
unterbreitet. Aber zur gleichen Zeit be· 
reiten wir uns auf die Verteidigung unse­
res Landes vor fü r den FOlll, daß alle 
VerhandJu ngsbem iihungen fehlschlagen. 
Hier in Nikaragua gibt es hunderttausen­
de Männtr mit Waffen in der Hand. Und 
es ist wichtig, daß das US-amerikanische 
Volk den Preis abwägt. den es im Falle 
einer Invasion Nikaraguas zu zahlen 
hätte. Er würde außerordentlich hoch 
sein. 
Wir werden bei grundSätzlichen Fragen 
nicht zurückweichen, selbst dann nicht, 
wenn eine Flotte vor unserer Küste liegt 
oder t' allschirmjäger vom Himmel fallcn. 

FR ,\GE: Sehen Sie irgcndcine Lösung 
des I'roblems zwischen den beiden 
Ländern? 
T. BORGE.: Wir haben hier ein Sprich­
wor t: Man kann von keinem Apfelbaum 
erwarten, daß er Birnen hervorbringt. 
Um frieden zu haben, muß ein beider­
seitiger Wunsch nach Frieden da sein. 
Das konkrete Problem. das wir sehen, ist 
die offensichtlichc Abwesenheit eines 
echten Wunsches nach Frieden und Ver­
handlungen innerhalb der US-amerikani­
schen Regierung. Wie ruhrt man die Re-

gierung der USA zum Verhandlungs­
tisch ? 
Das kann nur durch die öffentliche Mei­
nung in den USA erreicht werden, und 
deshalb sage ich, daß die Schlacht um 
Nikaragua nicht in Nikaraguaausgefoch­
ten wird . Sie wird in den USA ausgefoch­
ten. 
FRAGE.: Wir haben amerikanische Be­
amte sagen hören, daß es unmöglich sei, 
mit den Sandinisten zu verhandeln, weil 
.5ic: ihr Wort nicht halten. Halten Sie Ihr 
Wort? 
T. BORGE.: In welcher Weise haben wir 
denn jemals unser Wort gebrochen? Wie 
können wir eine Vereinbarung brechen, 
die es niemals gegeben hat? 
Sagen wir, sie beschuldigen uns, Waffen 
nach EI Salvadof zu sch icken, und wir 
einigen uns auf ein Abkommen darüber. 
An dem Tage, an dem wir es verletzen , 
haben wir das Abkommen gebrochen. 
Aber mi t der US·Regierung müssen wir 
erst noch zu Abkommen über irgende t­
was gelangen. 

\\'ir sind keine Bedrohung der USA 

FRAGE: Bietet die Contadora-Gruppe 
(Mexiko, Venezuela, Panama, Kolum­
bien ; d. Red.) einen Weg zu einem even­
tuellen Abkommen an? 
T. BO RGE.: Die Contadora-Gruppe hat 
eine positive Rolle gespielt und sie ist 
eine Uoffnung auf Verhandlungen_ 
Ich denke . daß es möglich ist, zu ver­
handdn, aber das hängt wiederum von 
der öffentlichen Meinung in den USA ab. 
Das US·amerikanische Volk muß ein· 
sehen, daß wir keinerlei Beorohung der 
nationalen Sicherheit der USA darstel­
len. Im Gegenteil, die USA stellen eine 
Bedrohung der nationalen Sicherhei t 
Nikaraguas dar. Selbst wenn wir wollten, 
könnten wir keine Bedrohung darstellen. 
Wif würden jedoch zu einer Bedrohung 
rur die USA, wenn wir zu einem Ab­
kommen mit der Sowjetunion kämen, 
Atomraketen in Nikaragua aufzustellen. 
FRAGE: Wollen Sie damit andeuten , 
daß Sie dit: Sowjets einladen würden, 
wenn sich der Druck seit ens der USA 
verstärkt? 
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T. BORGE: Nein, das werden wir nicht 

tun. Ich will nur sagen, das wäre die 
einzig mögliche Bedrohung, die wir dar­
stellen könnten. 
Aber diese Bedrohung gibt es nicht, weil 
uns die Sowjetunion niemals um unsere 
Erlaubnis gebeten hat, Abschußbasen rur 
Atomraketen hier aufzustellen, noch 
haben wir jemals die Sowjetunion gebe. 
ten, sie aufzustellen. 
FRAGE: Haben Sie den Eindruck, daß 
Präsident Caslro altes getan hat, was er 
konnte, um Grenada zu verteidigen? 

:r. BORGE: Ich habe den Eindruek,daß 
Kuba außergewöhnlich vorsichtig und 
überlegt in der grenadischen Situation 
war. Er (Fidel Castro; d. Red.) gab An· 
weisungen an die kubanischen Arbeiter 
und die Mililärberater, keinen Wider­
stand zu leisten, es sei denn, sie würden 
beschossen. 
Und sie wurden angegriffen, ohne vor­
her ige Warnung. Was hätte Kuba mehr 
tun sollen? Truppen entsenden? Das 
wäre Irrsinn gewesen. Es wäre erst recht 
ein Vorwand rur den Einmarsch gewe­
sen. 
FRAGE: Wieviel Schaden ist in Nikara· 

gua durch die Anstrengungen der US-

amerikanischen Regierung angerichtet 
worden, Ihre Wirtschaft zu stören? 
T. BORGE: Wir müssen den ganzen 
Schaden erst noch bewerten. Ich glaube, 
daß etwas mehr als LOOO Nikaraguaner 
in den Kämpfen dieses jahres umgekom· 
mensind. 

Der wirtschaftliche Schaden ist beträcht· 
lieh: die Vernichtung von Dksd-Lager· 
tanks. von Grenzposten im Norden und 
im Siidl·n. von ganzen Gemeinden und 
land winschaftli ehe n Genossenschaften. 
Ich glaube, daß es hier noch mehr Tod 
und Zerstörung"eben wird. 
FRAGE: ""enn die USA in Nikaragua 
einmarschieren. glauben Sie gewinnen zu 
können? 
T. BORGE; Zweifdsfrt·i. Die US·ameri­

kanischc Regierung maggroße technolo­
gische und militärische Möglichkeiten 
haben. die den unsrigen weit überil'gl'n 
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sind. Und der Widerstand, den wir mit 
unserer Technologie leisten können, 
wird unbedeutend sein. 

Aber später wird es immer noch hundert· 
tausende bewaffneter Männer im ganzen 
Land geben, die eine ßesalzungsarmee 
bei jedem Schritt, den sie tut, aus dem 
Hinterhalt Überfalten. 
Die Philosophie des verlängerten Volks· 
krieges ist hier die einzig mögliche. Ein 
Mann mit einem Gewehr ist gefahrlicher 
als ein Panzer, weil ein Panzer in seiner 
Beweglichkeit eingeschränkt ist, der 
Mann mit dem Gewehr sich aber überall 

hinbegeben kann. 

fRAGE: Welche Rolle erwarten Sie von 

Kuba im falte eines Einmarsches? 
T. BORGE: Wir werden uns selbst unse· 
rer lIaut wehren. Es gibt keine Möglich. 
keit rur kubanische oder a ndere auslän· 
dische Truppen, nach Nikaragua zu kom­
men. 
FRAGE: Es gab eine Reihe von Zwi· 
schenraUen während des letzten 
Wochenendes (Ende Oktober d.j.; d. 
Red.), als katholische Priester und Mit· 
glieder christlicher j ugendorganisatio­
nen gejagt, verhaftet un d sogar von Kir­
eheneinrichwngen verschleppt wurden. 

Was ist Ihre Erklärung rurdas, was in den 
letzten Tagen passiert ist? 
T. BORGE: Wir hatten Kenntnis von 
einigen Aktivitäten, die darauf angelegt 
waren, junge Leute davon abzuhalten. 
sich rur den Patriotischen Militärdienst 
(SMP) einzutragen. In der St.-J udas Ge­
meinde in Managua erfuhren die Leute 
von einigen Plänen in dieser Richtung. 
Diese Ak tivitäten hatten den zusätz­
lichen Zweck, Spaltungen innerhalb der 
Kirche hervorzurufen. 
Es gab ZusammenstÖße, die ein direktes 
Ergebnis diesl'r illegalen Aktion (die Re­
gistrierung zu verweigl'rn) waren. In die 
ZusamrnenstÖße waren revolutionäre 
Christen einbezogen, die diesen unge· 
sett.lichen Aktivitäten al>khoend gelten· 
iiberst(·hen. 

(Quelle: Newsweck. N<!w York. 14.11. 
1983) 

Angesich ts der US-a.ggression auf Gn:nada 
und a1annierender In\,;uionS\'or~ rc itungen 

seitens d~ r USA, Guatemalas und Honduras' 
geg~n Nikaragua und die sah'adorianische Be­
frd ungd>cwqung p b deren Führungsorgan 
am 5. 11 .1983 ei n ~ gemeinsame Erklänlng ab. 
Sie ia! unterzeichnet \'on allen fli nf Mitgliedern 
de. Gcneralkommandol der Nationalen Befrei­
ungsfront F;u:abundo Marti (FM LN), ,'on Ro­
berto Rou. I'eman Cienfuegos. Shafik J orge 
Handal, Lconcl Gon.,;akz und J oaquin Villalo-

""'. 
Wir wenden uns an das salvadorianische Volk, 
an die Völker Miuelam~rikas und der Welt, an 
die internationale Gemeinschaft, um sie über 
wichtige Vorkommnisse zu unterrichten, die 
sich in der Entwicklung ~finden. 
überwältigt von d~n durchschlagcnd~n Ni~­
d~rlagcn, die die Bdreiungsfront FM LN ins· 
besondere in den letz ten 2 Monaten der Mario· 
n~ttenann~e beigebracht hat und in Erfüllung 
der Bef~hl~ der R~gierong der Vereinigten 
Staaten, hat d~r Verteidigungsminister der sal­
vadorianischen Diktatur, General Eugenio 
Vides Casanova, vor ~inigen Tagen die Ann«:n 
von Honduras und Guatemala gebeten, in un­
ser Land einzumarschier~n. 

Als Antwort auf diese Bitte sind 4.000 guat~· 
maltekische Soldat~n in d~r Nähe d~ r salvado· 
rianischen Grenze an den On~n jutiapa, Valle 
Nu~vo, San Cristobal und Ciudad Pedro d~ 
Alvarado konzentriert word~n. Tnlppen d~r 
honduranischen Armee hab~n sich in J icaro 
GaLlin konzentriert, wo sich die Straßen nach 
EI Salvador und Nikaragua treff~n. Gleichzei· 
tig hat di~ Zahl der Soldaten und die Menge der 
Ausrüstung nordamerikanischer Herkunft, die 
in Honduras stationiert sind, weiter zugenom· 
men. 
Und die schon riesige F10ttcnpräscnz der USA 
erweit~n sich mit d~r Ankunft einer weiteren 
Gruppe von Kriegsschiffen mit cin~m Flug­
zeugträger an der Spitze, der sich den mittel­
amerikanischen Küsten nähert. Ein Pionier­
bataillon der US·Ann«: ist unter dem Vor­
wand, humani täre Einrichtungen zu bauen, in 
Kostarika Stationiert word~n . Di~ Anzahl der 
nordamerikanischen Soldaten. di~ jetzt schon 
die Grenzen und Küsten EI Salvadors und 
Nikaraguas hcdrohen. üb~nteigt 25.000 Mann, 
wovon 5.000 schon auf honduranis<;h~m Ge· 
bi~t stehen. 
Oie Regierung Nikaraguas hat ihrerseits auf die 
intensiven Vorbereitungen hingewiescn. die 
vom Pentagon aus geleitet werden, um diescs 
land zu überfallen. Mit größter Geschwindig· 
keit wurde der 8d~hl d~s Kommandos Süd des 
Pentagon ausgeführt. d~n Mittelamerikani­
sch~n Verteidigungsrat (CONDECA)zwischen 
den Arm«n von Gual~mala, EI Sal~ador und 
Honduras wi~d~rzubeleben. 
Di~sc Schritte ähneln denen, die der US· lnva· 
,ion auf Grenada vorausgingen. Von neu~m 
veranlaßt Reagan, daß eine R~ihe \'On Mario· 
n~nen· und Verrätcrregicrungen an ihren 
Völkern ihre Truppen rur eine Aggression ge­
gen Nachbarvölkcr bereitstellen und auf diese 
Weise die militärische Inten'ention der USA 
bewrg~n. di~ in Wirklichkeit die entscheiden· 
dc Rollc spidcn. Nach der Invasion der hondu­
ranischen und guatcmaltekischen Tnlppen 
kommen ohne Zweifel dic Luftwaffe und die 
Truppen der USA. Rcagan wird noch über den 
Tag des überfallsentscheiden. 
Ob die Aggression sieh zuerst gegen das sal"a­
dorianisehe Volk und erst dann g<:gen Nikara· 
gua wenden wird oder ob sie in umgekehrter 
R~ihl'nfolg" stattfindet, ist gleichfalls eine 
Entscheidung, die noch in den HAnden von 
ReiJ0:3.n liegt. Aber beide Asl!;relSionl'n sind 
Teil eines einzig~n Plans und hab<:" ein einziges 
Ziel: Den millelamaikanischclI und karibi-



Kommunique des FMLN·Generalkommandos 

Die Invasion wird vorbereitet 
sehen Völkern das Recht zu entreiß .. n, ubu ihr 
eigenes Schid;$al zu cnt~cheiden und uns vor 
dem Yankee-Imperialismus in d ie Knie Zu 
zwingen. 

Aber Reagan irrt sich dieses Mal. Die Völker 
Nikaraguas und EI Salvadors werden sich nie­
mals ergeben. Wir werden die Invasoren in den 
Staub der Niederlage beißen lustn. Das Ver­
langen, daß ausländische Armeen in unser 
Land einmars.::hieren $Ollen, in ein Akt du 
Feigheit und ein elender Verrat 3m Volk und 
3m Vaterland, für den Vides Casanova und das 
Oberkommando der Streitkräfte, Alvaro 
Magai\.a und seine Regierung noch Rechen­
schaft .. biegen werden. 

Die Leiter der politischen und beruflichen Ver­
bände der starrköpfigen Oligarchie, al le d ie­
jenigen, die in der Verfa!;Sungsgebenden Ver­
sammlung ih re Zuuimmung geben werden, 
alle die auf die eine oder andere Weise mit den 
In"asoren :!;usammenarbeiten, werden von un­
serem Volk ihre entsprechende Str.Ife erhal­
ten. 
In Grenada hat sich der Imperiali5mus die 
Zwietracht unter den Revolutionären zu 
Nutze gemacht, um die Invasion durchzuftih­
ren_ In unserem Land werden sie Uni nie zer­
stritten antreffen, sondern einig wie noch nie_ 
Die stärkere Einheit hat als Ergebnis dureh­
schlagende~ militärische Erfolge gezeitigt, 
und wenn es die Umstande verlangen, werden 
wir jeden einheitlichen Schritt unternehmen 
und jede einheitliche Enucheidung udfen. 
Wir lassen unser Volk nicht im Stich und wir 
versichern ihm von neuern, daß wi r seine Vor­
hut sind. Das alles erfordert eine ausgezeich· 
nete moralische, politische und organisatori­
sche Vorbereitung. um jeglicher Aggression zu 
widerstehen, um eine undurchdringliche 
Mauer zu errich ten, an de r die Invasoren ler­
brechen werden. 

Oie Entscheidung, dae honduranische, guate­
maltekische oder US-amerikanische Truppen 
in Un$CTem Land intervenieren sollen. ist von 
neuem der Khlagende ßeweis, daß die FMLN 
die Marionettenarmee Khon geschlagen hat, 
die der General Vidcs Casanova leitet. Ange· 
sichts des krachenden Zusammenbruchs der 
Diktatur und der Von.eichen der völligen Auf­
lösung und der vernichtenden Niederlage der 
Armee kommen die Yankees und ihre Mario­
netten in unser Vaterland, um die Völker­
mörder zu reuen. Mit dem sicheren Eintriu 
unserer Streitkräfte in den Kampf gegen die 
nordamerikanischen, guatemaltekischen und 
honduranischen Truppen wird unser Kampf 
auf die letzte und endgültige Stufe des Sieges 
gehoben. Mit unserem gesamten Volk sind wir 
bereit, allen Invasoren gegenüben.utreten, ih­
nen zu widerstehen und !oie zu besiegen. Unse r 
Sieg wird jetztlOlider, endgiiltiger und vernich· 
tender sein. 
Das Generalkommando der !-'M L..-.., befiehlt 
allen Leitern und Kämpfern ihrer heroiKhen 
revolution"ren Streitkräfte, alle Einheiten des 
GuerillaheCTes und der Milizen in hö<:hste 
Kampfuereit~chaft zu verse tun. Sie befiehlt 
allen ihren politischen Kadern und Aktivisten, 
alle ihre Energien und Fähigkeiten anzuspan­
nen, um die Leiuungsfahigkeit uruerer politi· 
sehen Strukturen in den Massenorganisatio­
nen, den offenen und den gheimen, und der 
StruktUTCIl der Volksrnacht (Poder Popular), 
die in den von um kontrollierten Gebieten 
arbeiten, zu erhöhen, um das Volk pausenlos 
in Akt ion gegen die Invasoren zu "ersetzen, 
damit sich die Reihen unserer ruhmreichen 
revolutionären Streitkräfte unermüdlich ver­
mehren, ihren Nachschub absichernd, sie mit 
Informalion unterstützend, an der Verwirrung 
und Amrottung der Invasoren teilnehmend. 
Das Generalkommando ruft die Arbeiterklas­
se, die Bauern, die Studenten, die Lehrer und 

Das Generalkommando der FMLN ruft die 
kleinen und mittleren Untemehmer auf, eine 
patriotische Haltung einzunehmen, mit dem 
Widerstand gegen die Invasion zusammenzuar­
beiten und die Anweisungen der verräterischen 
Oligarchie lU mißachten, die entschieden hat, 
unser Vaterland zu verkaufen, nur um ihre 
Millionen zu retten, die mit Blutvergießen aus 
dem salvadorianischen Volk herausgepreßt 
worden sind_ Leben und Besitz der Großunter­
nehmer, die eine Haltung des Widerstandes 
gegen die Invasion annehmen, werden respek· 
tiert und sie werden sich beim Wiederaufbau 
des Vaterlandes mit eingliedern und zum neu­
en Leben der Nation beitragen können. 
die öffentlichen und privaten Angestellten, die 
Angehörigen freier Berufe, die Techniker und 
alle ih re Organisat ionen auf, d ie Reihen zu 
schließen, um das Vaterland zu verteidigen, 
sich kampfbereit zu machen und sich von.u­
bereiten, den Invasoren auf alkn Gebieten zu 
widerstehen. Wir rufen d ie Priester und Pasto­
ren aller Ki rchen auf, ihre Beiträge für die 
geistige Stärkung dieses Volkes zu verdoppeln, 
das - wie David vor Goliath _ sich gegen die 
Aggression der mächtigsten und verbrecherich· 
sten imperialisti'chen Macht wehren muß_ 
Die FMLN ist für den Pluralismus, d<:r sich auf 
die Interessen des salvadorianisehen Volkes 
gründet, und für den Respekt vor den politi­
schen Rechten de rjenigen, die in dieser Stunde 
dem Vaterland ihre Pflicht erweisen. 
Das Gencralkommando der FMLN ruft alle 
Soldaten, Unteroffiziere und Ornziere auf, ih· 
ren Eid auf die Fahne dCT Nation zu erfi.illen 
und sich gegen die Anführer zu erheben, die 
das Vaterland verraten und ih re Ehre dem Yan­
kee-Imperialismus verkauft haben. Alle Sol­
daten, Unteroffiziere, Offiziere und Leiter, die 
eine ab lehnende Haltung gegen die Invasion 
einnehmen, haben unseren Respekt und erhal­
ten mit Sicherheit einen Platz in den Reihen 
des Volkes im Kampf rur die Rettung des 
Vaterlandes und der Zukunft der Freiheit, Un­
abhängigkeit, soziakn Gerech tigkeit und des 
Fortschritts des salvadorianiKhen Volkes_ 
Das Generalkommando der FMLN ruft alle 
Völker der Welt auf, dem salvadorianischcn 
und nikaraguanischcn Volk die aktivste Soli­
darität zU beweisen. Sie ruft die internatio­
nakn 0rxanisationen, die unabhängigen Regie­
rungen - insbesondere die la\einamerikani· 
sehen Regierungen - und die unabhängige 
Presse aller Kontinente auf, ihre Stimme gegen 
den tollwütigen imperialistischen Angreife r zu 
erheben, sowie gegen die wahnsinnige Politik 
Reagans, die unseren Planeten im nuklearen 
Feuer zU vernich ten droht, und unseren Völ· 
kern alle in ihrer Macht SIehende politiKhe, 
moralische und materielle Hilft zukommen zU 
lassen. 
Tod den Invasoren! 
Tod den Verrätern des Vaterlandes! 
Tod dem Yankec--Imperialismus und seinen 
Marionetten! 
Yankees tauS aus Grenada und Mittdamerika! 
Vereint im Kampfbis zum endgült igen Sieg! 
Revolution oder Tod! 
Wir werden siegen! 
(Qudle: Radio Vencefemos, EI Sal\'ador, 
7.1 L1 983) 
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Srj Lanka 

Florian Steinberg 

Das Tamilen-Pogrom 
und seine Folgen 

Seit dem Frühjahr 1983 häuften sich die 
singhalesisch-tamilischen Zwischen falle. 
Zahlreiche Guerillaaktionen der "Tamil 
Tigers" sowie Vergeltungssch läge der 
Polizei und Armee (Verhaftungen, Fol­
terungen, Vergewaltigungen) prägten im 
Norden des Landes das AlIlagsgcsche­
heo. Der Ausnahmezustand war in J aff­
na, Vavuniya und Mannar gemäß dem 
"Gesetz zur Verhinderung des Terroris­
mus" erklärt. Aber es waren die Ereig­
nisse des Juli 1983, welche auf die Ge­
schichte und Politik Sri Lankas die 
schwerwiegendsten Folgen seit langer 
Zeit haben sollten. 

Am 3.Juni 1983 hatte die Regierung den 
drakonischen Notslandsparagraphen 
13 a eingemhrt, der den Sicherhdtskräf­
!C':n erlaubt, die Körper der von ihn~n 

erschoss~nen Person~n zu begraben oder 
zu verbrennen, ohn~ daß ihr~ Id~ntität 
nachgewiesen oder ermittelt werden 
muß. Am selben Tag verbot die Polizei 
sämtlichen Fahrradverkehr in Jaffna, da 
die "Tamil Tigers" rur ihr~ "Attacken" 
auf Polizisten und Militär vom Fahrrad 
aus bekannt sind. 
Zwei Tage später verabschiedete das I'ar­
lam~nt ein Gesetz, das Tamil.Flüchtlinge 
im Vavuniya- und Trincomalee-Distrikt, 
die vor früheren Gewa1ttätigkeit~n auf 
den Teeplantagen bei Kandy genohen 
waren, anwies, wieder ihre Arbeit an den 
alten Arbeitsplätzen auf...:unehmcn. 
Ende Juni 1983 hatten die "Tamil Ti­
gers" in Kankesanturai einen weiteren 
kuhnen Überfall auf die Armee, welche 
die Zementfabrik bewachte, ausgefUhn 

INDIEN 
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- von Tamilen 
als~ -

und gute Beute gemacht. 
Mitte Juh 1983 verbreitete sich die 
Nachricht inJaffna, daß Armeeangehöri­
ge mehrere Tamilenfrauen vergewaltigt 
hatten, von denen später zwei Selbst­
mord begingen. Dieses Ereignis war der 
Auslöser rur die folgenden Entwicklun­
gen,die Sri Lanka in Brand setzten. 
In einem "Vergeltungsschlag" der 
"Tamil Tigers" wurden am 23.Juli 1983 
bei Thinnaveli 13 Armeeangehörige in 
ihren t"ahr...:eugen erschossen. Die Armee 
reagierte prompt anderntags mit der Er­
mordung von ca. 70 Personen, die sie 
willkürlich auf Straßen, in Bussen oder in 
ihren Häusern umbrachte. Aber diese 
Folgeereignisse blieben lange Zeit unbe­
kann!. 
Dagegen hatte die Armee - in wohlüber· 
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Ic:gter Taktik die sterblichen l'berresle 
ihrer 13 Angehörigen zum Begräbnis 
nach Colombo geschafft. i:.in groß ange­
kiindigtes ßegräbni~ auf dem Kawatte­
Friedhof am 24. juli 1983 wurde dazu 
benutzt. die dort \'ersammelte Men­
schenmenge (ca. 5.000 Personen) gegen 
die Tamilen zu agitieren. Die Stimmung 
der versammelten singhalesischen Be"öl­
kerung wurde genutzt, und der Aus­
bruch des folgenschweren Pogroms er­
folgte noch am gleichen Abend. 

Direkt in der Nähe des I'riedhofes, im 
Stadtteil Borella, wurden die si nghalesi ­
schen Banden aktiv, brandschatzten und 
plünderten sam tliehe tamilischen Ilauser 
und tötetc:n die ersten Tamilen. Am 25. 
und 26.7.1983 dehnten sich die Feuer 
auf die Wohngegenden WeJlawatla, Dehi­
wala, Bambalapitiya und KoJlupitiya 
aus. Nicht ein einziges tamilisches Wohn­
haus wurde von den durch die Straßen 
ziehenden singhalesischen Banden aus­
gc:Jassen während Armc:c und Polizei 
zuschauten oder auch aktive Hilfelei­
stung boten. 
Am 25.7.1983 kam es im Welikada­
Gefangnis von Colombo zu einem der 
schlimmsten, erschreckend5len Ereig­
nisse, als 200 singhalesische lIartlinge, 
offensil;htlich von ihrem Wachpersonal 
dazu ermunterl, mit Schlagstöcken und 
~lessern in die Zellen der ab "Terrori­
sten" verdä.chtigten wehrlosen tamili­
schen Mithäftlinge einbrachen und mit­
leidlos 35 1 amilen abschlachteten, unter 
ihnen Dr. Rajasunderam, den ,,'ührerder 
Gandhiam-ßewegung aus Vavuniya, die 
sich mit der Rehabiliticrung von tamili­
schen F1uchtlingen im Va\'uniya-Distrikt 
und in Trincomalee einen Namen ge­
macht halle. 

Rassistischer Amok 

Gleichzeitig wurde in den Tagtn nach 
dem 25. j uli 1983 im traditionell von 
den Tamilen dominierten Basar der 
Stadt, in der Pettah, ein Geschart nach 
dem anderen systematisch geplundert 
und gebrandJIchatzt. Das vormals leben­
digt Pettah-Viertd verwandelte sich in 
einen verbrannten, rauchenden Stadt­
teil_ 
Polizei und .-\rmte griffen selten oder 
spät ein, ließen sich sogar manchmal die 
Karabiner aus den lIandl-n nehmen, mit 
denen dann der Pöbd auf die Tamilen 
eindrosch. 
Der singhalesische ~Iob. unterstützl \'on 
Polizei. Militar und i'olitgliedern der 
j SS.Gewel'ksch,l.fl der Vereinigten Na­
tionalpart ei (UN P) von I'rasident JaYl-­
wardene vereinigte sich in diesem bluti­
gen Alptraum, der letztendlich für 3.000 
Tamilen den Tod brachte und allein in 
Colombo 90.000 Tamilen als "'olge die­
ses rassistischcn Amoks ;,(u Flüchtlingen 
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und Insassen von Flüchtlingslagern 
machte_ Gleichermaßen wie in Colombo 
verbreitete sich der anti tamilische Terror 
in Kandy, t\uwara Reliya. Matale, in 
Trincomalee und vielen anderen Ort­
schaften. 
Geradezu über Nacht wurde die Teilung 
des Landes, die das Zid der für ein unab­
hängiges Tamil Ee1am hmpfenden 
"Tamil Tigers"-Guerilla ist, in den 
Köpfen und J-I erzen des gesamten Volkes 
vollzogen. jeder mißtraute jedem -
selbst die Tamilen in den schnell einge­
richteten Flüchtlingslagern hatten 
.-\ngst, ihre i\'amen zu nennen_ 

Am erstaunlichsten war vor allem die 
Art, in der Präsident Jayew,l.rdene auf 
die Ertignisse der Gewalt reagierte_ Als 
wäre er t\ero. der munter die Zeit ver­
schwendete. während sein Rom brannte, 
meldete er sich erst 5 Tage nach ßeginn 
des Pogroms in einer Fernsehansprache, 
die einzigartig war in ihrer Rationalisie­
rung der rassistischen Tobsucht. 
Ohne ein Wort der Sympathie für die 
terrorisierten Tamilen, die nie .!:uvor sol­
che Härte in Sri Lanka erlebt hatten, 
meinte der Präsident: "Die Zeit ist reif, 
dem Ruf nach nationalem Sdbstrcspekt 
dCli singhaksischen Volkes bcizustim 
men." Er \'erbot die Tamilische Vereinig­
te Befreiungsfront (TULF), die im Parla­
ment die größte Oppositionspartei dar­
steille. 
Auf die Frage westlicher Korresponden­
ten, warum die ArmeC' nicht auf den 
singhaksischen i'olob geschossen habe. 
lautete sC'ine Antwort einige Tage spä. ter: 
"Ich denke, es gab ein stark .... s antitamili· 
sches Ress~-Illimenl in da I ruppe. Sie 
dachte. daß auf Singhalesen zu schießen, 
die aktiv an dem Aufruhr beteiligt wa­
ren, antisinghalesisch ware_ -, Und dabei 
hätll' ein schnelles Eingreifen der Armee 
sicher einen Großteil d .... r Aus~chreitun­
gen verh:ndern kÖnnen. __ 
Die Schwächt· da Regierung während 
des antitamilisch~'n Aufruhrs .!:eigt sich 
in der wiederholten Le ugnullg. Endejuli 

1983 Militärhilfe von den USA, England, 
Pakistan und Bangladesh angefordert zu 
haben, was erst nach und nach eingestan­
den wurde. Die Furcht vor einer Invasion 
Indiens, um den Tamilen zu Hilfe zu 
kommen, wurde geäußert und wieder 
dementiert_ Tatsächlich hat die Regie­
rung eine antiindische Stimmung hoch­
geschaukelt, in der Tamilen und Inder 
synonym stehen und somit die alte 
furcht vor dem großen l\'achbam wie­
derbelebt wird. 

Schwächeposilion jayewardenes 

Aber nicht nur dieser agitatorische 
Schachzug gegen I ndkn sollte die eigene 
Verantwortung am Tamilen-Pogrom ver­
nebeln. Als sich die Lage etwas beruhig­
te, wurden drei linke Parteien dtr Oppo­
sition - die j anatha-Vimukthi-Peramu­
na-Partei UVP), die 1971 den bewaffne­
ten Aufstand gegen die Regierung Ban­
daranaike angeführt hatte und von j.R_ 
jayewardene wieder rehabilitiert wor­
den war, die Kommunistische Partei Sri 
Lankas und die (trotzkist ische) Nava­
Sama-Samaja-Partei (:\'S5P) zwischen­
zeitlich verboten, 20 ihrer fiihrervcrhaf­
tet, während die jVP- und NSSp-tiihrer 
untertauchten. 

Gleichzeitig lancierten die Regierung 
und die Presse das Gerücht. daß ein kom­
munistisch inspirierter Anschlag auf die 
offC'ne Marktwirtschaft und die Regie­
rUlig jaYt'wardt-ne sowie die Teilung des 
Landes geplant sei_ Oie Tageszeitung 
SUN forderte die Schließung dl'r SOI\ jeti­
schl'n und der DDR-Botschaft. Doch 
zwd WochclI spitt .... r halte sich diese gan­
z .... "Geschichh"" in Luft aufgelöst_ 

Keines diesl"T Manöver konnte davon ab­
lenken, daß I'räsident j aYt'Wardene sich 
in dnl-r pl"illlichen Verlegenhcit bdand: 
Eilll-rst'its wurdl' er von den notorischen 
"Singhala-Chauvinisten -- in seiner Regit'­
rung bl-dränt; andl-n-rseits war ihm voll 



bewußt, daß die Ereignisse der Gewalt 
von diesen Elementen ;tur Einschüchte~ 
rung der Tamilen initiiert worden waren, 
Was j,R. jayewardene nicht anstrebt, ist 
eine Kombination von sprunghaft·rebel. 
!ischer Armee und eine inkognito·blei­
bende Gruppe von singhalesisch·buddhi· 
stischen Fanatikern, angeftihrt von mili­
tanten ~Iönchell der Esalh Bhikkhu Per· 
amuna (die schon in den späten 50er 
jahren eine unriihmliche Rolle bei den 
anti-tamilischen Ausschreitungen ge­
spielt halle!), 
Gegenwärtig sieht sichj,R.jayewardene 
der Opposition mehrerer l\Iachtgruppen 
innerhalb seiner Regierung gegenüber: 

a) der Armee und Sicherheitskräfle mit 
ihrer deutlichen anti tamilischen Posi­
tion; b) einer Parteigruppe, gefUhn \'om 
Industrieminister Cyril ~Iatthew, einem 
militanten buddhistischen Chauvinisten, 
vom UNP-Vorsitzenden Panditharatne, 
Minister Wiekremasinghe, der ein großes 
jugendkader "befiehlt", und UNP­
Sekretär Abeywardena; cl der Clique des 
Premierministers I'remadasa, der trotz 
seiner niedrigen Kastenzugchörigkeit ein 
Favorit auf die Präsidentennachfolge ist; 
d ) der Gamini-Dissanayake·Fraktion des 
jung-dynamischcn Ministers rur Land­
wirtschaft, der seit dem vorzeitigen Tod 
des friiheren "OberOieger"Jungindu­
stridlen Upali Wijewardene die Gunst 
jayewardenes besitzt; e) der Ananda-Tis­
sa-de-Alwis-Fraktion des Informations­
ministers, der als günstiger "Kom pro­
mißkandidat" fUr die Präsidentennaeh­
folge gilt. 
Von Industrieminister ~Iallhew, der 
auch die mächtige JSS-Gewerkschaft 
kontrolliert, wird ~ wohl nicht unbe­
grundet gesagt, daß er direkt verant­
wortlkh war fur die Hinweise auft<lmili­
sehe Läden und ~<lbriken, die es zu zer­
stören galt. Daß die Plünderungen und 
Brandschatzungen \'on I<lnger Hand ge­
plant und organisiert waren, ist klar, 
denn die Terrortrupps hatten Wählcrli· 
steno auf denen die .\'amen und Wohn· 
sitze der Tamilen deutlich an den Fami­
liennamen zu erkennen waren. 

Rad ikalisierung der Tamilen? 

Die Tamilentragödie, die 3/5 der lamili· 
schl'n Bevölkerung Colombos (25% in 
Colombo sind Tamilen) und insgesamt 
90,000 l\lcnschen zu Flüchtlingen und 
Lagerinsassen gemacht hat, wahrend ca. 
3.000, gt'geniiber den knapJJ 400 offiziell 
zugegel.>ent·n Opfern. tot sind, hat sicher­
lich sehr wdtreitht'nde folgen. 
Vidt· Tamilen in Coloml>o hatten noch 
wahrend der letztt'n jahrt' von jaynvar· 
<lenes liberali~ierter ~l"rktwirtschaft 

profitit·rt, vide lieue Liden. Import­
LXJJort - Firm~II, Juweliergt·sehärtl' U,<I. 

erÖffnt·\. Ihre gan~, spezielle Tragödie ist 

cs, daß sie mit Sicherheit keine separate 
~ation wünschten. Der Ruf nach dem 
eigenen Tamil·Eelam ist eher als eine 
Forderung der ,Jaffna-Tam ilen", der 
Tamilen aus dem Norden und Osten der 
Insel. zu sehen. Die im Hochland der 
Inscliebenden "Indischen Tamilen" hat· 
len noch 1977 überwiegend ftir jayewar­
dene gestimmt! 

, 
Angeschlagenes "Modell Sri Lanka" 

Doch die jüngsten Ereignisse werden un· 
weigerlich zu einem radikaleren Auftre­
ten der (inzwischcn quasi verbotenen) 
TULF rur ihre Eelam·Forderung führen 
und auch die ehemals pro· UNI' einge­
stellten Tamilen gegenjayewardene auf­
bringen, je mehr vom Terror verfolgte, 
betroffene Tamilen nach der AuOösung 
der Flüchtlingslager im Norden der Insel 
leben, umso mehr wird der Gedanke ei­
ner eigenen tamilischen Nation und da­
mit der bewaffnete Kampf als Mittel 
zum Zweck Zulauf erhalten. Den "Tamil 
Tiger"-Gueri1leros envächst damit 
möglicherweise eine ~lassenunterstül­

zung, die ihnen bislang eher fehlte. 
(Allein die ohne Blutvergießen durchge­
führte Befreiung von ca. 270 Häftlingen 
aus dem "Hoehsicherheits·'·Gefangnis 
von Batticaloa Ende September 1983 
brachte den "Tamil Tigers" eine gewal­
tige moralische Aufwertung und zeigte 
ihre logistische Stärke.) 
Oie wirtschaftlichen Effekte der Aus­
schreitungen scheinen auch erheblich: 
Schon jetzt ist Sri Lanka bei einer [nOa· 
tiollsrate von 35.40% angelangt, dasJah­
resbudget weist ein Defizit von 23,4 Mio 
Rupien (I Rupie -= 0, Il D~I; Stand: 
31.6.1983) aus, das lIanddsdcfh.:it liegt 
l>e\ 21 Mio Rupien. Die Arl>dtslosigkeit 
liegt bd der beachtlichen Summe \"on 
500,000 Personen. Seit 1977 wurde die 
Rupie von 7,89 in Relation zu I Dollar 
auf24,20 : I Dollarabgewertet! 
Oie I::reignisse vomj uli / .-\ugust 1983 ha· 
ben nun nochmals 150.000 ~lenschen, 
meist Singhalcsen, Modtslos gemacht 
und einen materiellen Verlust von ca. 
3 ~Ird Rupien gebracht. 
Oie schon gdlohenen (oder die noch 
nachfolgenden) Tamilen lassen ein gro· 
ßcs Loch an Wissen und Erfahrung tu· 
rück, besonders in wichtig<:n Sektoren 
der Bürokratie, des Handels, der Tele­
kommunikation, des Eisenbahnsyslems 
und der I'ostverwaltung. Nur ein Teil der 
tamilischen Angehörigen des öffent· 
lichen LHenstcs nahm seine Arbeit wie· 
der auf und leistete den geforderten 
lreuedd. Daß 85·90% der Umgesiedel­
ten nach Colombo zuri.kkkehren werden 

wit· die Regierung meint ist völlig 
unwahrschei ll lilh. da keinerlei Leichen 
einer politischen I.ösung des Konnikll"s 
sichtbM s ind. 

Seit dem Tamilen-Pogrom führt die Re­
gierung einen eher unsicheren Zick· 
Zack·Kurs, bei dem sie insgesamt nur 
klarmacht. daß Verhandlungen mit den 
Tamilen nur nach Aufgabe von deren 
Sezessionsplanen in Frage kommen. 
Auch eine Akzeptierung möglicher föde­
rat iver Modelle kommt ftirdie Regierung 
nicht in Frage, obwohl gerade jetzt diese 
Lösung noch die einzige Möglichkeit 
zum internen Frieden mit der TULF und 
zur "Befriedung" der "Tamil Tigers" 
sein könnte. 

Tamilische Beamte mußten inzwischen 
einen "Treueeid" gegenüber der Regie­
rung und gegen die Tamil-Eelam-Forde­
rung ablegen. Da die 17 tamilischen Par­
lamenuabgeordnete dem nicht Folge 
leisteten, ist ihre Parlamentszugehörig­
kelt beendet. 

Fraglich ist auch, ob die Verurteilung der 
4,000 im Zusammenhang mit den Aus­
schreitungen inhaftierten Singhalesen zu 
einer Entspannung der Lage und zur Ver­
trauensbildung beitragen kann, solange 
von keiner Strafverfolgung in der Armee 
und bei der Polizei die Rede ist. 
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Südafrika 

Verfassungsreferenden gehörten in 
jüngster Zeil bereits in Chile und der­
Türkd zu den wichtigsten Maßnahmen 
der Diktatur, um die Wehöffentlichkeit 
über den Charakter dieser faschistischen 
Regimes zu täuschen. Auch das am 2. 
November 1983 in der Republik Süd­
afrika veranstaltete Referendum diente 
diesem Zweck: Es sollte die "Reform­
willigkeit" des Aparthddregimes de­
monstrieren. 
Abstimmungsberechtigt war nur die 
weiße :-'-linderheit, d.h. rund 4,4 Mio. 
Von ihnen sprachen sich, bei einer Wahl· 
beteiligung von 76%, 1.360.223 (= 
65,95%) Wähler rur die neue Verfassung 
aus. 691.577 (= 33,53%) der weißen 
Wähler stimmten mit "Nein", 10.669 (= 
0,52%) der abgegebenen Slimmen waren 
ungültig. l 

Einbeziehung von Indern 
und Farbigen 

Mit diesem in Südafrika als "überra· 
schend deutlich" gewerteten Wahlaus· 
gang gelang es Premierminister P.W. 
Botha und seiner Nationalen Partei (NP) 
- nieht zuletzt aufgrund eines gewalti. 
gen Propaganda. Rummels - . eine statt· 
liehe i\'lehrheit der Weißen für ein Kern­
stück der "totalen Strategie" zu gewin. 
nen. 
Das ,Ja" der Weißen gab im wesentli­
chen die Zustimmung dazu, die Bevöl· 
kerungsgruppen der Inder (ca. 800.000) 
und der Coloureds (hrbige), der sog. 
Mischlinge (ca. 2,6 Mio), in das zuvor 
ausschließlich weiße ParlamenISsyStem 
einzubeziehen. Und es gab grünes Licht 
rur eine enorme Enveiterung der Macht· 
ruUe des Präsidenten, der künftig wie ein 
Alleinherrscher regieren kann. Gleichzei· 
tig wird der völlige Ausschluß der 
schwarzen Bevölkerungsmehrheit (ca. 
23 Mio) von jeglichen politischen Rech· 
ten die diesen Namcn verdknen, zemen· 
tiert. 
Die neue Konstitution ersetzt die 1960 
eingeführte Vorrepublibnische Vcrfas· 
sung, mit der sich Südafrika als ehemali· 
ges ,britisches Kronland von dem Staa· 
tenbund des Commonwealth ablöste. 
Die Spitze des südafrikanischen lIerr· 
schaftsapparats wird künftig nach einem 
dreigliedrigen Modell neustrukturiert: 
• Mit den geringsten Kompctcnzen ist 
davon das Drei·Kammcrn·Parlament aus· 
gestattet, in das Weiße (178 Abgeordne· 
tel, Coloureds (85) und lndcr (45 ) in 
drei get rennte ethnische Kammern ge· 
wählte Vertreter entsenden. Diese Kam· 
mern verfUgen über keine Finanzautono· 
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Christoph Sodemann 

Verfassungsreferendum 
für eine Minderheit 

mie und können nur über sog. "eigene" 
~ letztlich vom Präsidenten zu definie­
rende - Angelegenheiten ihrer Bcvölke· 
rungsgruppe wie Bildung, Gesundheit, 
Wohnungsbau usw. befinden. 
"Gemeinsame" Angelegenheiten werden 
in den.mehrheitlich von Weißen besetz· 
ten ,Joint Standing Committees", d.h. 
in gemeinsamen parlamentarischen Aus· 
schüssen von allen drei Kammern, ver· 
handelt. Um die öffentliche parlamenta· 
rische Kontroverse zu vermeiden, kÖn· 
nen deren Ergebnisse von den Kammern 
- in getrennten Abstimmungen - nur 
noch gebilligt oder abgelehnt werden. 

• Die nächsthöhere Instanz bildet der 
Präsidentschaftsut, ein Beulungsorgan 
des Präsidenten, das sich aus 25 vom 
Präsidenten ernannten (10 davon auf 
Vorschlag der weißen Opposition). und 
je 20,10 bzw. 5 von den ~'Iehrhcitsfrak · 

tionen der ethnischen Kammern gewähl· 

UDF- \ c,.,..mmlung,cg<'n <b, R.I ... nJum 

ten Mitgliedern zusammensetzt. Bei -
wohl regelmäßig zu erwartenden - 1\lei· 
nungsverschiedenheiten in "gemein­
samen" Angelegenheiten, die einheit · 
liche E.ntscheidungen der drei Kammern 
nicht zustande kommen lassen, hat der 
Präsidentschaftsrat bzw. der Präsident 
die endgültige legislative Entscheidungs­
gewalt. 

• Die Position des künftigen Exekutiv· 
Staatspräsidenten beinhaltet eine abso· 
lute Machtkonzentration. Seine gesetz· 
geberischen Vollmachten gehen soweit, 
daß er bestehende Gesetl.e eigenmächtig 
ändern oder aUflleben kann. Das Paria· 
ment kann nur mit seiner Billigung ge· 
setzliche Initiativen ergreifen. Er allein 
kontrolliert die Armee, den Staatshaus· 
halt und die Personalpolitik im Staats· 
apparat. Der Präsident und sein von ihm 
ernanntes Kabinett sind dem Parlament 
nicht verantwortlich. Er wird ruf 5 Jahre 



von einem Wahlkollegium gewählt, das 
mit eingebauter Mehrheit der Weißen 
von den Mehrheitsfraktionen der Kam­
mern besehickt wird. 
Die Machtverschiebungen im Herr­
schaftszentrum der Apanheid bedeuten 
faktisch die Installierung einer Ein­
Mann·Diktatur. Damit werden bereits 
seit längerem praktizierte Herrschafts­
formen nach träglich legitimicrl. 
So schrieb die Zeitung Rapport im Sep­
tember 1983 über den Rat rur Staats· 
sicherheit (Stale Security Council), ein 
vorwiegend mit Militärs besetztes Organ 
unter Vorsitz von Premierminister 
Botha: "Die Gerüchte, daß dieses Bera­
tungsgremium des Kabinetts eine r.lili­
tärjunta sei, die über die Entscheidungen 
der Regierung bestimme, breiteten sich 
derart aus, daß selbst gewisse regierungs­
treue Politiker daran zu glauben began­
nen."2 
Die "totale Strategie" braucht die 
"totale Führung". Angesichts der wach­
senden schwarzen Widerstandspoten­
tiale will sich das Aparthcidregime freie 
Hand verschaffen - auch in den eigenen 
Reihen - gegen den inneren und äußeren 
Feind, sprich Afrikanischer National­
kongreß (ANC) und afrikanische Nach­
barstaaten. 
Die "Kooptation" der Inder und Colou­
reds in das politische GefUge ist nur ein 
weiterer Aspekt der konsequenten Mili­
tarisierung der südafrikanischen Gesell· 
schaft. Denn der Verleihung fragwürdi­
ger parlamentarischer Weihen, die ledig. 
lieh o!ine formale Aufwertung der bishe­
rigen, völlig einflußlosen Vertretungs­
instilUtionen dieser Bevölkerungsgrup' 

pen darstellen, soll in Kür.le die Einbezie­
hung von Indern und Coloureds in die 
allgemeine Wehrpflicht folgen. 
"Der Anfang vom Wandel" _ wie die 
Frankfurter Allgemeine kommentierte 3 

- ist dies jedenfalls nicht. Er kann es gar 
nicht sein, wenn Rassentrennung verfas­
sungsmäßig - erstmals in Südafrika -
festgeschrieben wird. Denn was in der 
Präambel als Schutz der "Selbstbestim­
mung der Bevölkerungsgruppen" postu­
liert wird, ist nichts anderes als die For­
mel ftir die endgültige Institutionalisie­
rung der völkermörderischen Bantustan­
politik. 

"Anfangvom Wandel"? 

Paßgesetze, Zuzugskontrollen, Ausbür­
gerung und Zwangsumsiedlungen der 
Schwar.len sind die Stationen dieser Poli­
tik, an deren Ende die Arbeitslosigkeit, 
die Armut und der Hunger einer zuneh­
menden Bevölkerung von inzwischen 
schon über 9 Mio Schwarzen in den ver­
ödenden "Homelands" (nach südafrika­
nischer Regierungspropaganda die an­
geblichen "Heimatländer" der afrikani­
schen Bevölkerung: d. Red. ) steht. 
Von diesem Konzept der rassischen Aus­
beutung der Schwar.len rückt das Apart­
heidregime mit der neuen Verfassung 
keinen Zentimeter ab. Im Gegenteil: Es 
liefert mit den neuen Gesetzentwürfen 
des Minister Koornhof (vor allem dem 
"Gesetz zur geordneten Ansiedlung und 
Entfernung von Schwarzen") die not­
wendigen Verwaltungsvorschri ften ruf 
eine verscharfte Handhabung von Zu­
zugskontrollen und Zwangsumsiedlun. 
gen. 
Trotz des recht eindeutigen Ergebnisses 
ist der Wahlausgang kein Indiz ftir einen 
gewachsenen politischen Konsens unter 
den Weißen. Nie zuvor in den letzten 35 
Jahren hat es innerhalb des weißen La­
gers eine derartige Polarisierunggegeben 
wie in den Wochen vor dem Referen· 
dum. 
Das Trommelfeuer der rechts von der 
regierenden Nationalpartei stehenden 
burischen Parteien, die Botha des Ver­
rats an den rassischen Idealen der Apart­
heid bezichtigten, mündete schließlich in 
die sensationelle Spaltung des "Afrika· 
aner Broederbondes" und den Rücktritt 
seines Vorsitzenden aus PrOtest gegen 
die neue Verfassung. 4 Diese burische 
Geheimorganisation hatte jahrelang hin­
ter den Kulissen die Fäden der südafrika­
nischen Politik in der Iland gehalten. 
Auf der anderen Seite wurde in Kreisen 
des "Big Business" - wie eine Umfrage 
des Star ergab - nur sehr zögernd Zu­
stimmung i'.U dcm neuen Verfassungs· 
modell geäußert. 5 Und der Industric­
magnat Oppenheimer erklärte gar -
wenn auch auf Druck der von ihm unter-
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stützten Progressiv. Föderative Partei 
(PF P) - sein öffentliches "Nein". 
Dennoch hat bei beachtlichen Teilen des 
"liberalen" Unternehmertums, die die 
beispiellose amtliche Ignoranz gegenüber 
Minimalinteressen der Schwarzen kri­
tisch beurteilen, die Angst vor einer 
schwarzen l\lehrheitsherrschaft bewirkt, 
daß sie die neue Verfassung befürworten. 
Die Vertiefung der Kluft zwischen Wei­
ßen und Schwar.len hat zu völlig neuen 
Allianzen des schwar.len Widerstands ge­
führt. Bemerkenswert ist u.a. die demon­
strative Kontaktaufnahme von "Home­
landfUhrer" Buthelezi mit dem ANC. 
Das wichtigste Bündnis ist allerdings im 
August 1983 mit der Vereinigten Demo­
kratischen }-"ront (UDF)6 entstanden, 
die über 400 kirchliche, gewerkschaft­
liche und politische Organisationen und 
nahezu alle prominenten Persönlichkei­
ten des afrikanischen Widerstandes ver­
einigt. 

Anmerkungen: 
I) Angaben nach: The Star, johanne$burg, 

4.11.1983 
2) Rapport,johannesburg,25.9.1983 
3) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4.11. 

1983 
4) TheStar,8.7.1983 
5) TheStaf,19.9.1983 
6) Zur Gründung und Plaltform der Vereinig· 

tcn Demokrali$chen Front Südafrikas siehe 
ausführlich: AlB 1011983, S. 22·24 
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Argenli!lien 

Hanne Denk 

Die bürgerradikale 
Ablösung der Militärs 

~Iil der Ubernahme der ,\mtsgeschäftc 
durch eine demokratisch gewählte Zivil­
regierung ging am 10. Dezember 1983 in 
Argentinien eine fast 8 Jahre währende 
l\lilitärherrschaft zu Ende. Wirtschaft­
licher Bankrott, zunehmender Volks­
widerstand und Konflikte innerhalb der 
Militärclique (über die Verantwortung 
HiT die Repression und die Niederlage im 
Falklandkrieg 1982)1 zwangen die l\li!i­
tärs zur Machtübergabe an die Zivilisten. 
Bei den Wahlen des 30. Oktober 1983, 
den ersten seit 10 Jahren, erzielte der 
Präsidentschaftskandidat der sozialde­
mokratisch orientierten Radikalen 
Bürgerunion (UeR), Raul Alfonsin, ei­
nen eindeutigen Sieg. 

52% der rund 18 Mio Wahlberechtigten 
cmschicdt"n sich Hir dt"n 5 7jährigen 
Rechtsanwah, der dem linken Flügel sti· 
ner Partei zugeordnet wird. Auf seinen 
schärfsten Konkurrenten, den Peroni· 
sten Italo Luder Uustizia!istische Partei 
- PJ) entfielen 40%der Stimmen. 2 

Die VCR verfUgt ebenfalls mit 129 Sit· 
zen. gt"genüber 11l für die Peronisten 
und weiteren 14 Sitzen. die sich auf die 
kleineren Parteien verteilen, über die ab· 
solute l\lehrheit in der Abgeordnt'ten· 
kammer, Dagegen fUhrt die I'J im Senat 
mit 24 von 46 Sitzen. 
Den Linksparteien gelang es nicht, ins 
Abgeordnetenhaus einzuziehen. Die 
Kommunistische !'artei Argentiniens 
(I'CA) mit 300.000 Mitgliedern dritt· 
starkste !'artei des Land ... s. hatt ... :,(usam· 
men mit den vier Parteit'n der Koalition 
d.'r Xationalcn Befreiung (COLlNA). 
der sie angehört. zur Wahl L Ludl.'Ts auf· 
gerufen. 
Der Mißerfolg der Unken bei dm Wah· 
len zum Parlament dürfte vor allem auf 
die Polarisierung zwischen der PJ und 
der VCR zuriickzufUhren sein. Die Pero· 
nisten. die erstmals seit ihn'r'Crundung 
durch Juan D, Peron l\Iittt' der 40er Jah. 
re eine Niederlage erlitten, hatten einen 
solch eindeutigen Wahlausgang nicht .'r· 
warteL 
Weshalb sich die meiSten Argentinier fUr 
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Alfonsin entschieden haben, Iiißt sich 
kaum aus den Wahlprogrammen ablei· 
ten. Denn beide große Parteien unter· 
schieden sich in ihren wirtschaftlich· 
sozialen Aussagen nur unwesentlich, 

Einerseits standen die Verhandlungen 
mit internationalen Banken über eine 
Zuruckstellung der zu :,(ahlenden 45Mrd 
Dollar Auslandsschulden, die Eindäm· 

mung der galoppierenden In nation und 
der Kampf gegen die hohe Arbeitslosig. 
keit im Vordergrund, Andererseits gillg 
es um die geplanten E.rmittlungen über 
die Ereignisse im Falklandabenteuer, 

Sowohl I. Luder als auch R, Alfonsin 
sprachen sich gegen das ,'on den s<:hd· 
dcnden Militärs erlassene Amnesti"g\" 
St'lZ aus. das den Generäk,t\ rur ihre ~kn· 
sc henrech tsverlet-z ung\' n 
sichern sollte, 

Straffr ... iheit 

Die VCR, die ihreIl größten Anhang uno 
ter den l\litteischichten hat, konn\(' .tahl· 
reich." Stimmen beim ('hemals (>cronisti. 
schell Wahlerpotential gewinn~'n. 
So mancher ainnl'rte sich an dit, kti;\\' 
pcronistische R\'gi,'rung, dit, nach (km 
Tode Juan J'l'rons 1974 mit Untl'Tstut ~ 

zung dt'r Militars die Verfolgullgswdle 

gegen linke Oppositionelle eingeleitet 
und ein innenpolitisches Chaos geschaf. 
fen halle, das zum eingreifen der Armee 
beitrug, Die peronistische Partei mußte 
selbst in ihren traditionellen Arbeiter· 
hochburgen. in Cordoba und im Indu· 
striegürtel von Buenos AiTes, große Ver· 
luste :,(ugunsten dcr Radikalen hinneh· 
men. Dies lag lIor allem an den korrupten 
peronisti s<:hcn Ce\\' er kscha f ts rLihrern, 
die sich nicht nur mit undemokratisehen 
Mitteln an der l\lacht hielten. sondern 
offen mit den ~1ilit~irs zusammenarbeite· 
ten. 
Für den bürgerlichen Politiker stimmten 
zudem große Teile der fast 5 l\lio Erst· 
wahler_ 3 

Die Niederlage I. Luders, löste in den 
Reihen der Peronisten heftige Kontro· 
versen aus. Die Fraktionskämpfe inner· 
halb der tief zerstrittenen PJ verschärf· 
ten sich, Forderungen nach dem Rück· 
Irill der verantwortlichen Politiker wur· 
den lauL Alle drei Flügel der Justizia· 
listen sehen in der Nominierung unf;ihi· 
ger und unseriöser Kandidaten einen 
wesentlichen Grund fUr den Vertrauens· 
schwund in der Wähll.'fSchaft. 
Progressive Kräfte kritisierten die Wahl· 
propaganda. die sich in einem Personen · 
kult um den seit fast 10 Jahren totl.'n 
legendären Führer der Bewegung, J. 
Peron, erschöpfte und akt ueHe Probleme 
in den Hintergrund treten ließ, Wenn die 
I'J auch weiterhin eine dominierende 
Kraft im politischen Leben Argentiniens 
bleiben will. muß sie in nächster Zeit 
tiefe Umwälzungen und Neuorientierun· 
gen vollziehen. 

Vom i .... ronetarism us zum Protek­
t io nismus 

Die l'eronisten wollen ein ... konstruktille 
OppOSition bilden und so kündigt.' 
Luder an am ~\ufhau der Demokratie 
und bei der Ikwältigung der Wirtschafts· 
krise mitwirken. um einen erneuten ~ l iIi · 

tärputseh :,(u verhindern. d('r abermals 
Tausend.'n lIon Argentinkrn ddS Lcben 
kosten wiirde.4 

Als dringlichste Aufgabe wartet duf dt'n 
neuen !'ra)id.-ntt:n dit: Verbesserung der 
katastrophalen wirtschaftlichen Situa­
tion des Landes. 
Argentinien ählt heutl' mit 45 ~lrJ 001· 
lar Schulden nach Brasilien und Mexiko 
zu dt'n tIldstvaschuldett:n Länd..-rn, 
Schatzungsweise 10 l\Ird Dollar d.::r Kre· 
ditt: nossen in ditO Taschen d.'r junta. 
20·3[) ~ I rd Dollar gingen dem Land 
dur,h KapitalIlucht verloren. Dil' Inl1a 
tion err .. idll miulerweik 400% imJdhr. 
dit: Kaufkraft da Löhnt, sank auf dil' 
Hälft.'. Ein \'krtd dt'r Bn-ölkl'rung ist 
ohne Arbl'i!. Dk Produktion S<luk in 
<:ahlrdcll<'l1 
25·50%, 

Industri.'b.,trit-bell ,m 



Zunächst strebt R. Alfonsin Verhandlun· 
gen mit dem Internationalen Währungs­
fonds (Ir-.I F) an, um rur die Auslands­
schulden längere Laufzeiten und niedri· 
gere Zinsen zu erreichen. Weiter sieht die 
neue Regierung eine schrillweise Real· 
lohnverbeuerung und eine Zinssenkung 
vor, um die Kaufkraft neu zu beleben. 
Die S1aiitliche Untentutzung soll zur 
Exportförderung (J--Ieisch , Getreide), 
diese wiederum zur Ankurbelung der 
Wirtschaft beitragen. Ebenso will die Re­
gierung Alfonin staatliche Hilfe bei der 
Reaktivierung und Modernisierung der 
Industrie und der Belebung des Binnen­
marktes durch Lohnerhöhungen leisten. 
Erfo[g verspricht sich Alfonsin von einer 
Verstärkung protektionistischcr Wirt· 
schaftsmaßnahmen - im Unterschied zu 
dem von der Junta eingeschlagenen 
monetaristischen Kurs und der totalen 
Liberalisierung des Außenhandels. 

Entmachtung der Foltergeneräle 

Eine Drosselung des Haushaltsddizits 
(gegenwärtig 11-15% des Bruttosozial· 
produkts) hofft die UCR mit einem ver­
stärkten Steuerdruck, niedrigeren Aus­
gaben und einer Reduzierung des MiIit;u­
haushaltes (derzeit 18% des Haushalts) 
zu erreichen. Angestrebt wird rur das 
Jahr 1984 ein Wirtschaftswachst um von 
5%. Gleichzeitig stehen 8 Mrd Dollar 
Schulden und 5,6 Mrd an Zinsen zur 
Tilgung an. 5 
Mit dcr Kürwng des Vertcidigungsetat5 
geht eine strukturelle Ver.inderung in­
nerhalb der Strcitkr'.ifte einher. um sie 
stärker durch die Regierung kontrollk­
ren zu können. 
Der 1'05ten des Oberbefehlshabers der 
drei Waffengallungen entfallt. Rang­
höchster Militär ist klinftig der Stabs­
chef. der dem zivilen Verteidigungsmini­
ster untersteht. Damit ]!eht eine perso­
nelle Änderung und Säuberung im MiIi­
tärapparat dnher. Langfristige Pläne der 
UCR ziden auf eine Abschaffung der 
allgemeinen Wehrpflicht in Frkdem;.tei­
ten. 
Eine Demokratisierung dt'r mehrheit­
lichen peronistisch bccinnußten Ge· 
werkschaftcn will die bürgerradikale Re­
gierung durch baldige Gewerkschafts­
wahlen erreichcn. Dabei geht ('s ihr nicht 
nur darum, korrupte Gewerkschafts­
funktionäre zu ~'!IImachtcn, sondern 
selbst Einfluß zu g ... winnen. 
10.000 Ermordct ... , 30.000 Verschwun· 
d~'ne - so lau!I'! die Bilant der Repres­
sion der Militärs, dk mittels des im Sep­
tl'mber 1983 vl·rki.llldetcn Amnestie.!!.e­
setzes alle ihre Vt'rbrechcn ftir straffrei 
l'rklärten, I'räsidl'nt Alfonsin, Mitbe­
-!!."rUnder der Standi,ICell MenschenrechtS­
kommission in Argentinicn . kündilo:t(' die 
Aufhebunlo: dieser Amnestie an und ver-

sprach, die Schuldigen auf normalem 
juristischen Weg zur Verantwortung :tu 

ziehen. 
Die VCR befürchtet, die Militärs könn­
ten im Falles eines aggrcssiveren Vorge­
hens bei der Untersuchung ihrer Verbre­
chen einen erneuten Putsch auslösen. 6 

Ein positives Echo fand die Wahl R. 
Alfonsin! in den lateinamerikanischen 
Ländern, Die Wahlen bestärkten insbe­
sondere die demokratische Opposition 
in den von MiHtärregimes regierten 
Nachbarländern. 
Chilenische und brasilianische Opposi­
tionelle vereinbarten Treffen mit dem 
neuen argentinischen Präsidenten. Am 
massivsten wirkte das argenlinische 
Wahlcrgebnis in Uruguay. Mit spontanen 
Demonstrationen forderte die dortige 
Bevölkerung die Abhaltung von allge­
meinen Wahlen. 
In Europa hofft Präsident Alfonsin auf 
eine Zusammenarbeit mit den sozial­
demokratischen Parteien. Der franzö' 
sische Staatspräsident Fran4öOis Mittel' 
rand und Felipe Gonzalcs in Spanien wa· 
ren Stationen auf seiner letzten luropa. 
reise. finanzielle Hilfe und Handdsbe­
ziehungen mit Europa sind die wichtig­
sten argentinischen Interessen. 
Die Hinwendung zur europäischen So­
zialdemokratie erlaubt ein souveriineres 
Auftreten Argenliniens gegenüber der 
Reagan-Admini$lration. Der neue Au­
ßenminister. Dante Caputo, beschrieb 
die Bezi ... hungen zu den USA als .. weder 
asymmetrisch noch abhängig·'.7 Argen­
tinicn, ~1itglied der ~ichtpaktgebun­

denen. spricht sich entschieden gegcn die 
US-Intcrventionsabsichten in Mittel­
amerika aus. Im ci]!enen außenpoliti­
schen Konnikt mit Großbritannien be· 
absichtigt die neue Regierung auf diplo­
matischem Wege, unter Einbeziehung 
der UNO. eine Lösung der Falklandfrage 
herbeizufUhren. 
Der klare Sieg R. Alfonsins bewog die 
militärischen Führer schon im Dezember 
1983 und nicht wie vorgesehen .tum 30. 
Januar d.J. in die Kasernen zurückzukeh­
ren. Mit eim:m schweren wirtschaft-

lichen und moralischen Erbe ubernimmt 
der neue zivile Präsident die Staatsge. 
schäfte. 
Wird er nach Juan Peron der erste gc­
wählte Präsident sein, der sei ne sechs­
jährige Amtsperiode absoh-ieren kann? 

Anmnkungcn: 
I) Siehedazu:AIB6f1982,S.4ff. 
2) Laut: EI Dia, Mexiko·Stadt, 2.11.198.5 
.5) Daten nach: Uno mas uno, Mcxiko.stadt, 

2.11.198.5: EI Dia, 10.11. 198.5;Mayoria. 
Stockholm, 10.11. 1983: U: Monde, Paris. 
18.11.1985 

-4) Internauonal Hen.ld Tribune, Paris/Zurich, 
4.11.1983 

!I) Zahlen nach: SüddC\ltsche Zeitung, 14.11. 
1983; frankfuner Rundschau, 9.11. 1983; 
U: Monde Diplomatique, Paris. OklOber 
1983 

6) Siehe: Latin America Weekly Report, ton­
don. 11.11.1983, S. 11: EI Dia, 10.11. 
1983; \'gl. Newsweek. New York, 14.1 L. 
1983: L'Exprc5S. Paris, 11.11. 1983 

7) Siehe:Mayoria,24.11.1983 

SER VICE CIVIL INTERNATIONA L, 
Deutscher Zweige.V. 

- AF RIKA·KOM MISSION-

Fre iwillige rlirWorkcamps gesucht 

In Zusammenarbeit mit Pannerorganisa­
lionen in Afrika (Senegal, Sierra Lcone, 
Elfenbeinkilsle, Ghana, Togo, Nigeria, 
Bouwana und Lesotho) vermittelt die 
Afrika·Kommission de. SCI im Sommer 
1984 wieder Teilnehmer in imcrnationale 
Workamp' (3·6 Wochen). 
Die freIwilligen helfen dureh unbezahhe Ar· 
beit beim Aufbau einer Infrastruktur wie 
Schulen, Hospitälern u.i. Dies wird groBen· 
teils zur Unterstützung ~on Selbsthilfepro­
jekten dcr ländlich"n Bevölk"rung durch~­
fUhrt. 
Vorau$$ettung zur Teilnahme in die Beteili· 
gung an zwei Vorbereitungsseminaren im 
April und Juni 1984. Im Herbll fUhren ..... ir 
dl.nn ein Auswenungstrcffen durch. 
Wir erwarten aUlOh die w"itere Mitarbeit in 
der Afrika·Kommission, beispielsweise bei 
unserer Solidaritäts.arbeit in der BRD. 
InformationSmaterial und Voranmeldung 
(mit Vermerk AI B-An~cige) bis Ende Januar 
1984an: 
SCI - Afrika·Kommission, Btiicherstr. 14, 
S300 Bonn I 
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Wolfram tinner 

"Air Land Battle" 
Auf zum 

Um die neue Doktrin "Air Land Battle" 
weltweit umsetzen zu können, baute 
WashingIOn in den 80er jahren die Prä­
senz der US-Streitkräfte in sämtlichen 
Regionen von .. lebenswichtigem In­
teresse" oder Konfliktträchtigkeit aus. 

Zu den ständig kreuzenden Kriegsnotten 
Ge 35-40 Schiffe und Flugzeugträger) im 
Atlantik, ;\Iitte!meer und I'azifik kam 
jene im Indischen Ozean. Wie der Auf­
marsch in der zweitenjahreshälfte 1983 
rund um Nikaragua zeigte. sind die USA 
jederzeit in der Lage. kurzfristig zusätz­
lich zu den routinemäßig in der Karibik 
kreuzenden 15-20 Kriegsschiffen ein 
gleichgroßes Kontingent in ihrem "Hin­
terhof' zum Einsatz zu bringen. 

RDF·Einsätze weltweit .. , 

Die gegenwärtige 
Stützpunktsystems. 

Ausweitung ihres 
der Mannschafts· 

stärken und Manöveraklivitäten erfolgt 
gerade hier (Honduras, Grenada!) sowie 
im Nahen und l\littleren Osten.13 In aus­
wärtigen Militärbasen hatten die USA 
Mitte r\ovember 1983 an dgenen 
KampftTuppen stationiert: im karibisch· 
mittclamerikanischen Raum über 
25,000. im Nahen und Mittkren Osten 
etwa 4.500, in Ostaskn ca. I 10.000 und 
in Westeuropa mehr als 300.000. Hinzu 
kommt die Schndk Eingn'iflrupfH.' 
(RDF), die vor allem auf ad·hoc-Inter· 
ventiOllen bei Krisenfällen im Nahen und 
Mittleren Osten zugeschnitten ist. abl'r 
auch - schon wqiJen der g~'ographischen 
Nähe zu den US-Stützpunkten in der 
Region und zur 5. flotte im Indik - rur 
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Einsätze im Südlichen Afrika, Ostafrika 
und Südasien geeignet ist. 
Für den Fall der Kriegsgefahr in Europa, 
soll sie dort mit drei Divisionen die 
NATO-Streitkräfte verstärken. Die Gre· 
nada·lnvasion "om 25. Oktober 1983 er­
brachte darüber hinaus den Beleg, daß 
mall in Washington darauf setd, die 
größtenteils auf dem Boden der USA 
bereitstehende Eingreif truppe als fle ­
xible Reserve rur beliebige andere Kri· 
sensehauplätze zu nutzen. In diesem Fall 
wurden die soeben gen Libanon entsand­
ten RDF-Einheiten der 82. Luftlande­
division zum Angriffsziel Grenada um­
dirigiert, um mit dt:m ersten US·An· 
griffskrieg seit Vietnam ( 1964·73 ) klar· 
zustellen. daß die Reagan-Administra­
tion nicht bei der .,Abschreckung" bzw. 
politischen Erpressung der Gegenseite 
halt zumachen gedenkt. 14 

Generalleutnant Rober! C. Kingston, 
Kommandeur der Schndien Eingreif­
truppe, benannte in einer Stellungnahme 
vier mögliche Fälle, die die direkte I nter­
vemion seiner Truppe in der Oln:gion 
erforderlich machen könnten: "a) innere 
Instabilität, b) regionale Konflikte, c) 
sowjetisch unterstützte Subversion oder 
Invasion von Stellvertretl.'rIl und d) so­
wje\iseht, bewaffnete Intervention"." 
Ver!~'idigungsminister Caspar Weinber­
ger sprach in diesem Sinne in St'inem 
Bericht zum Budget 1984 davon, d.tß da 
ftir dit' US-Kont.erne beanspruchtt: "Lu· 
gang .tu Märkten im t\usland und Boden­
schaucn und anden'lI Ressourcen" 
schon durch "kidne" Konflikt.' in der 
Drillt:1I Wdt gt:rahrd.-t würde. Ukse 
könnten somit als strategische Bedro· 

hung bzw. als Infragestellung der "natio­
Ilalen Sicherheit" der Weltmacht USA 
angesehen, die RDF-Truppe also zur 
Verteidigung der wirtschaftlichen und 
strategischen Eigeninteressen eingesetzt 
werden. 1S 

Oie Reagan·Administration wurde seit 
Beginn der von ihr gesteuerten Söldner­
invasion gegen Nikaragua im frühjahr 
1983 nicht müde, die "nationale Sicher­
heit" der USA durch Grenada. Nikara­
gua. Kuba usw. für bedroht zu erklären. 
In Wahrheit stehen hier weder nennens­
werte US-KapitalinveSlitionen noch stra­
tegische Rohstoffe auf dem Spiel. Ge­
nausowenig kann von einer militärischen 
Bedrohung der USA durch eines dieser 
kleinen Entwicklungsländer die Rede 
sein. 
Es geht hier schlicht und einfach darum. 
die Revolutionsprozesse dieser Völker 
und ihre Beispielwirkung durch militäri­
schen Gewalteinsatz von außen zu zer· 
schlagen. 
Oie aktuellen Interventionsszellarios von 
Grenada. Nikaragua oder dem Libanon 
verdeutlichen, daß jelle möglichen Fälle 
des RDf-'- BefehJshabers Kingston in der 
Regel als billige Vonvände herzuhalten 
haben: Die "innere Instabilitat" (Grena­
da, Libanon) sowie "regionale Konflik· 
te" (Nikaragua, EI Salvador, Nahost) 
kann man durch eigene Destabilisie­
rungspraktiken schließlich selbst aus­
lösen oder auf die Spitze treiben und 
schOll eröffnen sich günstige "Gelegen. 
heiten". um mit US.Kampftruppen er· 
neut zuzuschlagen. 

... bei günstigen "Gelegenheiten" 

Nachdem die Eingreif truppe auf Grena· 
da ihre Generalprobe bestandt:n hat. 
mhlen sich die Verantwortlichen in 
Washington sichtlich amutigt, auch ge­
gen stärkere Gegner militarisch vorzu· 
gehcn. Da das Pentagon rur 1984/85 eine 
Erhöhullg der militärischen ~ I ittcl ausge· 
rechnet für i\littclamerika und den 
Nahcn und Mittleren Ostt:n beantragt 
hat, ist umso mehr zu berurchten, daß in 
diesen Krisenregiont:n die nächsten Inva­
sionsversuche in Vorbt:reitung sind. 
Die dem RDF-Zentralkommando unter­
stellteIl Armeedivisionen wurden jüngst 
von 3 auf 4 erhöht und ergänzen sich mit 
2 l\larinedivisionl'n, 7 Luftwaffen· 
Kampfgeschwaderll und einer 12.000 
Mann starken Landebrigade der Marille. 
Die dert.eit insgesamt 298.000 Mann um­
fassendt· Eingrciftruppe unterhält sdt 
januar 1983 <:in gesondt:rtt:s Kommando 
rur die Region des Persischen Golfs und 
Südwestasiens (Naher und Mittlerer 
Osten). das auf See stationiertt: Vt:rt·inig. 
tc Kommando ftir Südw,·stasien. 16 

Als Zusammenfassung rq~ulart'T Tl'il· 
str~'itkräfte da US,\ ist die RDF reich· 



lich mil "taktischen Atomwaffen" aus­
gerüstet und wird künftig das be­
stimmt die weh weit gühige Vorschrift 
der Doktrin "Air Land Battle'- (A LB) ­
auch mit chemischen Binärwarren 
bestückt. Ihre Umrüstung auf neue 
Waffensysteme, die gleichermaßen fUr 
den Einsatz konventioneller wie atOma­
rer und chemischer ~Iunition verwend­
bar sind (155-mm-Anilleriegeschiilze, 
230-mm-I-laubitzen, Cruise Missiles, 
Lance-Raketen U5W.), schreitet zügig 
\-oran. Schließlich ist sie als integraler 
Bestandteil der US·Streitkräfte in deren 
KriegfUhrungsdoktrin "Air Land Battle·' 
eingebunden und wird ihr Einsatz mit 
dem der sie flankierenden strategischen 
AtOmwaffent räger (U-Boot- und Luft­
gestützte Mitt~lstreckenrakelen, Lang. 
streckenbomber B-52·11 u.a.) abge­
stimmt. 17 Als Beispiel sei die gegenwär­
tig in Fort Lewis (Bundesstaat Washing­
ton) vollzogene Umformierung der 
9. Armeedivision in eine rasch eingreif­
bereite, bewegliche Division, in eine 
Mustertruppe der Marke "Air Land 
Battle" genannt. Diese RDF-Truppe 
stützt sich auf "leichtgewichtige Fahr· 
zeuge, neue Waffen, fortgeschrittenste 
Apparaturen der elektronischen Krieg­
Hihrung und schwerbewaffnete Hub­
schrauber".l8 Und eben damit scheint 
sie beHihigt. gemäß dem A LB-Konzept 
jederzeit den Einsatz konventioneller. 
atomarer und/oder chemischer Waffen 
zu kombinieren sowie Offensivschläge 
bis tief ins gegnerische Ilinteriand vorzu· 
tragen (siehe Teill in AlB 11·12/ 1983. 
S.4-7). 

Es versteht sich, daß die Kriegsplaner des 
Pentagon desto eher den frühzeitigen 
Einsatz atOllldf-chemischer Kampfmittcl 
anordnen werden, je stärker man die 
Verteidigungskrafl der überfallenen zu 
veranschlagen hat. 

Im I' alle J'\ik"raguas und erst n:fht 
Kuh,,~ ('\W" hatten die lIS·lnvasoren. 
verglichen mit Grenada, mit einem un­
gleich größeren Widerstanrupotential .lU 

rechnen. Also läge hier der Griff .lU 

nichtkOllventionellen Waffen näher. um 

auf diesem Wege dem andernfalls uno 
beugsamen Verteidigungwillen derange· 
griffenen Völker doch beizukommen. 
Genau dies versuchten die USA 1961-73 
mit ihrem chemischen Krieg gegen die 
Befreiungsfront Süd\'ietnams. Und den 
Ersteinsatz von Atomwaffen erwogen 
die Verantwortlichen in Washington seit 
dem Koreakrieg (1950·53) in rund 20 fUr 
sie ungünstig verlaufenden Konfliktfal­
lcn. 19 

Fähigkeit, Krisen zu riskieren 

Mit der ALB-Umrüstung und Präventiv­
kriegs-Konzeption werden die übergän­
ge von der konventionellen zur atomar­
chemischen KriegfUhrung noch fließen­
der. Umso größer erscheint die Gefahr, 
daß angesichts des verordneten frühzei­
tigen Einsatzes der nicht konventionellen 
Waffen lokale Konnikte im Handum· 
drehen in einen globalen atomaren oder 
atomar-chemischen Schlagabtausch hin· 
übergleiten. 
Top·Berater der Regierung Reagan wie 
Colin S. Gray oder Richard Perle fordern 
zudem kategorisch, diese Gefahr mit 
totaler Risikobereitschaft auszureizen, 
vorausgesetzt, die USA bzw. NATO­
Mächte verfUgen zu diesem Zeitpunkt 
über die militärische Überlegenheit. 
"Ich habe mich stets weniger darüber 
beunruhigt", so der I'entagon-Staats· 
sekretär Perle, "was wirklich während 
eines nuklearen Schlagat->tauschs ge­
schieht, als über die Wirkung, die das 
nukleare Gleichgewicht auf unsere Be­
reitschaft hat, in lokalen Konfliktsitua­
tionen bestimmte Risiken auf uns zu 
nehmen. Ich bin nicht besorgt. daß die 
Sowjets die Vereinigten Staaten angreifen 
könnten aufgrund der überzeugung, ei­
nen Nuklearkriegzu gewinnen. Was mich 
bekümmert. ist dl:r Gedanke an einen 
amerikanischl:n I'räsidenten. der in einer 
bestimmten Krise glaubt, er könne es 
sich nicht leisten .:u handeln, weil die 
nuklearen Waffen der Sowjctunion so 
beschaffen sind, daß sie im Falle einer 
Eskalation besser die Leiter hinaufmar-

schieren als unsere. "20 

Laut dem "Sieg ist möglich "-Theoreti­
ker Gray erwächst aus der erstrebten 
strategischen überlegenheit u.a. "die 
Fähigkeit, in der Erwartung, akzep table 
politische Ergebnisse zu erzielen, Krisen 
zu riskieren, und .,. wenn nötig, Krieg 
auf jeder Ebene zu fUhren und zu über­
leben". 21 

Derart handlungsbereit will man die US­
Streitkräfte mit dem Reagan'schen 
Superrüstungs-Programm 22 (KernstÜCk 
ist die atomare Erstschlagsfähigkeit ge­
genüber der Sowjetunion) und mit der 
neuen Kampfdoktrin "Air Land Battle" 
machen. Von daher hat man in Washing. 
ton kein wirkliches Interesse mehr an 
Rüstungsbegrenzungs. oder Abrüstungs­
verhandlungen, es sei denn an Roßtäu­
schertricks gegenüber der sensibilisierten 
Öffentlichkeit und Friedensbewegung. 

Binärwaffenträger Crui se Missiles 

Die übliche Begleitmusik von der .,Rake­
tenlücke" oder vom angeblichen sowjeti­
schen Einsatz chemischer Kampfmittel 
in Afghanistan und Südostasien, der von 
westlichen f: xperten längst widerlegt 
wurde23 , erfUllen so den Zweck, die 
eigene kriegsvorbereitende Vorrüstung 
zu kaschieren bzw. zu rechtfertigen. Als 
Element jener erhöhten Angriffsbereit· 
schaft muß auch das gigantische Auf· 
rüstungsprogramm der USA auf dem Ge­
biet d~r chemischen Waffen angesehen 
werden. 
Die USA verfUgten schon in den 70er 
J ahren über die weltgtößtcn Bestände an 
chem ischen Kampfstoffen (ca. 40.000 
t). Sie zeigten sich aber, beeindruckt \'on 
den Protesten gegen ihre chemische 
Kriegrtihrung in Vietnam 24 . seinerzeit 
erstmalig zu B~grenzullgsschrillen auf 
diesem Feld bereit. 

Im Jahr 1975 trat Washington mit 50 
Jahren Verspätung endlich dem Cenfer 
I'rotokoll über das Verbot der An­
wendung chemisch-bakteriologischer 
Kampfmillel bei. In den 1976 aufge. 
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Was sind chemische Waffen? 
Chemische Waffen (e-Waffen) bzw. Kampf­
stoffe finden sich 5<:,( ihrem ErSldnsatz im 
I. Wdtkricg - und zwar durch deutsche 
Truppen am 22. April 1915 -als Massenv<:r­
nichtungswaffcn in den Arsenalen der rUh· 
fcnden Großmächte. Dies obgleich die Haa­
ger Landkriegsordnung 1899 längst ein 
völkerrechtlich verbindliches VcrbOl des 
Einsatzes von "Gift und \'Crgiftctcn Waffen" 
vermgt halle und später, im Jahr 192:', die 
Gt:nfer Konfen:nz des Völkerbundes das bis 
heute bedeutendste Dokument, ein Proto­
koll zum Verbot der Anwendung von chemi­
schen (und biologischen) Waffen annahm. 
nas Gcnfcr Protokoll ging dabei "von er­
stickenden, giftigen und ähnlichen Gasen 
und bakteriologischen Mitteln" aus - eine 
Ddinition, die ungeachtet dcrzwischcnzcit­
lieh erweiterten Palette derartiger Kampf­
stoffe noch heute zutrifft_ 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen 
bekräftigte in seinem Bericht zu den Wirkun· 
gen von C- und B·Waffen im J ahre 1969 
ausdrücklich die unverändnte Gültigkeit des 
Genfer Protokolls, d.h. des Anwendungs"er­
bots aller existenten und möglichen derarti· 
gen Kampfstoffe, einschließlich der Reiz· 
stoffe. Er stützte seine Ausführungen auf den 
im gleichen Jahr erarbeiteten Bericht einer 
UN·Expertengruppen - sie setzte sich aus 
Vertretern der Wutmä,hte wie des soziali­
stischen Lagers zusammen -, die eine Unter­
scheidungder chemischen Kampfstoffe nach 
ihrem Wirkungsgrad vornahm. Sie unter· 
schied acht toxikologische (giftige) 
Wirkungsgruppen, angefangen bei den uno 
mittelbar tödlich wirkenden Nervenkampf· 
stoffen über Haut- (Lost, Lewisit), l.ungen· 
(Phosgene) und Blutkampfstoffe (Arsen. 
wasserstoff, Blausäure, Chlorcyan), Tränen· 
gas und andere Reizstoffe (CS, CN), außer 
Gefecht setzende Psy,hokamphtoffe bis hin 
Zu pnanzcnschädigenden Mitteln (Her. 
biziden und anderen Entlaubungsmilteln. 

Im übrigen können auch die als .,harmlos" 
ausgegebenen Giftstoffe wie der Reizstoff 
es oder Herbizide tödlich wirken, wenn sie 
wie im Vietnamkrieg seitens der USA in 
hohen Dosen bzw. konzentrierter Form ein· 
gesetzt werden. In den Vereinten Nationen 
kam es 1969 zu Auseinandnsetzungen dar· 
über, ob Reizstoff .. und Herbizide auch in 
den Geltungsbereich des Genfer Protokolls 
fallen, was namentlich die ertappten ,hemi­
schen Krieger aus Washington in Zweifel 
zogen. 
In den Arsenalen der führenden C·Waffen­
Mächte USA, Frankreich und Sowjetunion 
überwiegen die extrem giftigen Nerven. 
kampfslOHe, die geruch·, geschmacklos und 
tdls farblose Oll,mikalien sind ... Sie vergif· 
ten" - so der Expcrtenbericht der UNO­
,.das Nervensystem und ußt"rbrech"n I,,· 
benswichtige Körperfunktionen. Si" stellen 
die modernsten [)"kannt"n Kri"gschemi· 
kalien dar. Sie töt"n schnell und sind wir· 
kungsvoller als all" anderen "hemicben 
Kampfstoffe mit Ausnahme der Toxine." 
Diese Wirkstoffe, die ohne jede örtliche Rei · 
zung aufgenommen wcrden, fUhren inner· 
halb weniger l\IinUien zum Zusammenbruch 
des Ne"'ensystems und zum Erstickt·n. tH,i 
nichuödlichn Dosi. zu schweren Gehirn· 
schäden. 
Die Nervcnkampfstoffc Tabun, Sarin, 
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Soman, dM Tammelin'sche Ester, VX und 
Senfgase sind allesamt phospbororganische 
Verbindungen, wobei letzterer über die 
größte Seßhaftigkeit verfligt. D.h. derin den 
USA in den 60er Jahren entwickelte Kampf· 
stoff VX ist auch zur langanhaltenden GeIän· 
de- und Pflanzenvergiftung geeignet. Die 
Tötungsrate bei Mensch und Tier liegt rur 
Sarin bei 50-60%, rur VX bei 50-80% der 
Besprühten. 
Toxine sind eine Besonderheit unter den 
chemischen Kampfstoffen, da sie aus biolo· 
gischen Substanzen (tierische, bakterielle, 
pflanzliche oder Pilzgifte ) zusammengesetzt 
sind. Sie unterscheiden sich von den biologi­
schen Waffen allerdings insofern, als sie 
keine lebenden Organismen sind und heute 
teils synthetisch hergestellt werden können. 
K3mpfstoffe wie die bakteriellen Botulinus·. 
Tetanus- oder Pesttoxine wie das tierische 
SaxitoKin haben eine höhere Giftigkeit als 
Soman oder VX. Sie bewirken Lähmungen 
der Muskulatur, des Nervensystems und der 
Atmungsorgane. 

Bei den chemischen Binärwaffen, deren Pro­
duktion in den USA in den 80er Jahren 
aufgenomm .. n wurde. handelt es sich nicht 
um neue Verbindungen bzw. Giftstoffe. Neu 
sind lediglich die Technologie und Muni· 
tionurt. Während es sich b .. i den anderen 
C-Waffen um synthetische Verbindungen im 
Endzustand handelt, werden bei den Binär· 
waffen zwei geringgiftige Substanzen ge. 
trennt gelagert (in Containern), transportiert 
oder in Munition (in zwei Kammern) abge· 
füllt. Ern nach dem Abfeuern der Munition 
bzw. dem Ausklinken der Bombe werden die 
beiden Verbindungen vermbcht und durch 
eine chemische Reaktion auf dem Weg zum 
Ziclpunkt zum hochwirksamen Kampfstoff 
Sarin, VXusw. 
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C,Waffen werden heute nicht nur mit großen 
BomtH,n, Sprühtanks, Generatoren und 
Minen zum Einsatz gebracht. Durch das nun 
be\'orzugte Verschießen mit Raketen, Flug· 
körpergefechuköpfen und Artilleriegrana· 
ten Jassen sich ihre Trcffgenauigkeit und Ein· 
satzdichtc, damit auch ihre Wirksamkdt 
außerordentlich erhöhen. Sie können daher 
in umkämpften Frontabschnitten ebenso 
wie himer den Frontlini"n cingesctzt Wer­
den, ohne - angemessene Sdbu.chutzvor· 
kehrungen. d.h. SchurzanzüKe, Gasmasken, 
kollcktiver ABC·Schutz. vorausgesetzt bei 
plötzlichen Welten'erilßderungcn (Wind!) 
noeh groß.<: Verlu.tc uot"r den "igenen Trup· 
pen bcfürcht~n zu müssen. Die modemen 
C-Waffen können daher in den umkampften 
Frontabschnitten geradeso cinKes.::tzt ",.·r· 
den wie hinter den Frontlinien. Sic haben 
gegenüber atomaren Waffen dcn Von.ug. 
wesentlich biUillU'itU sein. 

nommenen sowjetisch-amerikanischen 

Verhandlungen über eine gcnH;~insame 

Vorlage rur ein Verbot chemischer Waf· 

fen hatten sich beide Seiten ausdrücklich 

auf die 1975 inkraftgetretene UNO·Kon· 

vention zum Verbot b iologischer Waffen 

bezogen, in der die Verpflichtung auf 

"das anerkannte Ziel eines w irksamen 
Verbots chem ischer Waffen"25 bekräf­

tigt worden war. 

Da es so rur die Gegenseite kaum auszu­

machen ist, welche Art von Spreng­

köpfen gestartete Cruise Missiles oder 

Pershings nun tragen, erhöht dies die Ge­
fahr, daß im Fall des Einsatzes von che­

mischen Waffen, der Gegner unverzüg­
lich mit atomaren Waffen antwortet. Es 

senkt also die Schwelle ZUIll atomaren 

Schlagabtausch weiter ab . 

Vorteile chemischer 'Vaffen 

Worin sehen die Macher von "Air Land 

Battle" die besonderen Vorzüge ihres 
frühzeitigen, kombinierten Einsatzes 

chemischer und atomarer Waffensy· 

sterne? 

"Kernwaffen oder chemische Waffen 

können nützlich sein, um die feindliche 

Artillerie und die Reserven des Feindes 

zu zerstören, Fluchtrouten zu schließen 

und geeignete Ziele zu bekämpfen, ein­

schließlich feindlicher Kernw .. ffen. Mit 

genügend Unterslützungdurch Kcrnwaf· 

fen oder chcmischen Waffen kann die 

Ausbeutung des Angriffserfolgs kurt. 
nach dcrn Angriff selbst beginnen. "27 

So sicht es die DienStvorschrift dl'r US­

Armee ( Ficld i\ l anual 100-5) . 

Doch im J ;ilir 1980 brach die Regierung 

Carter diese bilateralen Verhandlungen 

ab und veranlaßte - mit Zustimmung 

des Kongresses - die drastische Auswei­

tung der I'roduktion vo n C-Waffen, ein­

schließlich neuer Trägersystt'ffic (Rake­

ten, i\lörscr u.a. ), rur den Lcitraum 

1980-86 . Im Februar 1982 gilb dann 

Präsident Reagan dcn Entschl'id des Wd· 

ßcn Hauses bckannt. die Hcrstellung 

ncuartiger chemischcr Waffl·nsysteme. 

der Binarkampfstoffe (s ichc Kasten), in 

die Wcge zu kiten. S"in bis 1986 auf 4-8 
Mrd Dollar vcranschlagtcs chemischc, 

AufTÜstungsprogramm bdnhallet u.a. 

dk Herstcllu ng I.ehntauwnder ßinärg<ls­

granaten, von ,.ßigq'c"-Bomb<·n und 

i\lineJl sowie die Umrüstung der benötig· 
t<:n T rägersystemc ",k LaIKl" und P<:r· 
shing·Rakct t·IJ, Cruise '\Iissiks, Haubit­

I.l·n odn Raketen"'l·rfcr. 26 

Mit dcr EinlUhrung dcr transportabkren 

ßinarwaffeIJ l"itete Washington nidtl 

nur dne IIcue Rund<' des WcUrustt'ns 

(dk UdSSR, Frankn'kh u.a. dürft~'n 
bald nachziehl'n) ('in, sonde'rn sie werte­

tl'n zugleich dk chcrnisdlcll Kampf­
stoffe in dcr KrieKführung a la "Air Land 



Sattle" ungemein auf. Eine der gefahr­

Iichsten Konsequenzen ergibt sich aus 
der doppelten Einsetzbarkeit chemi­

scher und atomarer Sprengköpfe mil den 
neuen Mittelstreckenrakten, die ab so­
fort im eurasiatischen Raum stationiert 
werden. 

Die speziellen Vorteile des C-Waffenein­

satzes kennzeichnet das Handbuch an 
anderer Stelle so: Er solle so angelegt 
werden, daß er beim Gegner "Opfer her­
vorruft, die Mobilität beschränkt und die 
Wirksamkeit der feindlichen Aufgaben 
beschränk!. .. Ein wesentlicher Vorteil 
(des Einsatzes chemischer Kampfstoffe; 
d. Red.) ist darin zu sehen, daß Zuflucht­
orte, Schützenlöcher und Bunker, die 
keine wirksamen filtersysteme besitzen, 
mit tödlicher Wirkung durchdrungen 
werden können. Die Nebenwirkung wird 
auch beträchtlich gesenkt, wenn Kampf­

stoffe eingesetzt werden, die den Gegner 
außer Gerecht sen.en.. . Chemisches 
Feuer kann allein eingesetzt werden, 
aber es iSl wirkungsvoller, wenn es zu­
sammen mit konventionellen und nukle-
aren Munitionen zum Einsatz 
komm!. ,,28 

Welche Sofort· und Langzeitwirkungen 
von dem ncuen llw:nar-chemische n 
KriegführungskOIl<:ept d.er USA ins lIaus 
stehen und welche Rolle der Bundes-

republik dabei zugewiesen ist, ~oll im 
nachfolgenden letzten Teil untersucht 
werden. lYird!Qrlgt:setzt 

Anm«kungcn: 
13) Siehe: AlB 1{l983,S.34ff. 
14) Daten nach: V.S. News & World Report 

(USNW R), Washington.14.11.1983 
15) Zit. nach M. Wen~r und K. Egc:, in: 

MERIP ReporU. Washington, Januar 
1983, S. 13 und epd·Entwitklungspolitik, 
Nr. 19/0ktober 1983, S.6 

16) Daten nath: USNWR, a.a.O. 
17) Siehe im Einzelnen: AlB 7·8/1983, S. 

lOH. 
18) Nach: MERIP ReportS,a.a.O. 
19) Ausruhrlich siehe in: AlB 10/1983, S. 4-8 
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vom Himmel. München 1983, S. 26 
21) Air force Maguine, Washingion, Nr. 

5/Man. 1982. S. 125lf. 
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24) Zur US-Kriegftihrung in Vietnam siehe: 
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Kultur 

Peter Wahl 
Ein Beitrag Hollywoods zu Nikaragua 

Um eS gleich vorwegzunehmen: Wer erwariet. 
mit "Under Fire" einen cineastisthen Lecker· 
bissen zu sehen, wird enttäuscht werden. 
Trotzdem kann der Film. der am 11. Novem· 
ber 1983 in unseren KinoJ anlief, nicht als 
reißerische Dutzendware. made in Hollywood, 
abgelan werden. 
Denn er iSI, wie Regi!-5eur Roger Spolliswo-ode 
zu Recht sagt, "ein filmisches Plädoyer ftir 
nationale Befreiung und Selbstbestimmung 
des Volkes". Vor allem ist dieser Film aber. 
wenige Wochen nath der Grenada·lnvasion 
und angesithts der existenziellen Bedrohung 
Nikaraguas und der Befreiungsbewegung EI 
Salvadors durch eine US-lmervemion,äußer51 
nützlich. 
Die Solidaritätsbewegung lut gul daran, die 
O1.ance zu nUlzen, um mit diesem Film Polit ik 
zu machen. 

Die Handlung: Russell Price (dargestellt von 
Nick Nohe), US·amerikanischer Fotoreporter, 
macht Bildberithterstattung von Kriegen in 
der Dritten Welt. Zuerst im Tschad, dann in 
Nikaragua. 1979 kurz vor der Revolution. Sein 
Berufsetbos: "Ich stehe auf keiner Seite, ich 
mache nur Bilder." 
Auf der Jagd nach besonders sensationellen 
Fotos ~rät der "objektive" Bildreporter in die 
bewaffneten Auseinandersctzungen zwischen 
somozistischcr Nationalgarde und sandinisti· 
scher Guerilla. Er erlebt die Brutalität der 
$omon·Garden. begreift langsam die Rolle 
der USA in diesem Konflikl, erfahrt die Unter· 
drückung und Ausbeutung des Volkes. 
Gefördert wird seine BewuStseinsveränderung 
durch Claire Ooanna Canidy), seine Kollegin 
und später auch Gdiebtc, dIe mit der Sache des 
nikanguanischcn Volkes sympathisiert. 
Die beiden gelangen in ein Guerilla·Camp. Rus­
seil Price' professioneLLes Konnen wird ge­
braucnt, um den Sandininas zu helfen. Er soll 
ein Foto von eincm toten Guerillafiihrer '0 
hinbekommtn, als ob diescr noch Lebe, weil 
dies Hir den Erfolg dtr Sandinistu von großer 
politisch·psychologischer Bedeutung ist. Price 
macht das Bild nach einigen inneren Kämpfen. 
Mil der "fotognl.fischen l.iige" ergreift er !'ar· 
tei für di", hi5torischc Wahrh<:it, (ur die Gerech· 
tigkeit dei Befreiungskampfe. und gibt den 
"objekliven" Standpunkt des unkteiligten 
Beobachters endgültig auf. 

Seine Haltung wird bestärkt, als er feststellt, 
daß eine ganze Reihe von im Guerilla·Camp 
zufallig entstandenen Fotos gestohlen wurden 
und von dem CIA·Agenten Jazy Oean·Louis 
Trintignant) al~ Fahndungsfotos zur Jagd auf 
Guerilleros mißbraucht werden. 
Im folgenden muß Price dann noch eine Reihe 
von gefahrlichen Abenteuern überstehen, in 
deren Verlauf z.B. sein Freund Alu (Gene 
Hackman, die schauspielerisch überzeugendste 
Figur des Filmi), ebenfalli Journalist, kalt­
blütig von Somma·Gardisten ermordet wird. 
Schließlich gibt es aber dann ein Happy-End, 
und dill nitht nur privat, sondern auth poli· 
tisch: Die siegreichen Sandinistu ziehen in 
r.ianagua ein, die jubelnden Massen singen die 
Hymne derGuerilla. 

Dies alles ist mit viel Action, Verfolgungsjag· 
den, Schießereien, einer Liebesgeschichte UIW. 
gewürzt. Zu letzterem fällt übrigens angenehm 
auf, daS die weibliche Hauptrolle als emanzi­
pierte, intelligente und politisch bewußtere 
Figur, als der männJithe Held, gendtet ist. 
Alles in allem ist der Film nath dem konven­
tionellen Muster Hollywoods gestrickt. Und 
hier gelten natürlich die altbekannlen Ein· 
wände, die man ~gen dill Genre vorbringen 
kann. 

Gleichzeitig aber in darin doch eine ganze 
Menge an Politik und Aufklärung verpatkt. So 
wird die Anatomieeinerdiktatorisch regierten 
Bananenrepublik Mittelamerikas recht gut 
sichtbar gemacht: Korruption, Zynismus der 
herrschenden Qiquen, die Brutalität der Re­
pre5sionsorgane. Die Rolle der USA wird vor 
allem über die Figur des CIA-Agenten J azy und 
des Public·Relations·Beraters Somozill auf8e­
zeigt. Die Guerilleros werden als sympathische 
Menschen, ihr Kampf als legitim dargestellt. 
Beim Zuschauer wird eine emotionale Identifi­
kation mit ihrer Sache en.eugt. 

Sympal h iewerbu ng giir d ie Sandinistas 

Natürlich hat der Streifen auch politi5ch seine 
Grenzen. Die politiscb-ökonomischen Hinter­
gründe des Befreiungskampfes werden allen· 
falls angedeutel. Die Kritik an der US·Politik 
ist nicht gerade auf der Höhe neuester Imperia· 
lismusanalyscn, sondern sie geht eher von 
liberalen Positionen aus. Die Guerilla wird 
zwar mit Sympathie, aber doch recht ober· 
flächlich abgehandelt, und, und, und ... 
Aber wenn wir einmal davon ausgehen, daß der 
Film nicht als Bildungsabend ftir Aktivisten 
der Solidariläubewegung konzipiert, sondern 
rur ein breites Publikum gemacht ist, dann 
kann er sicherlich nützliche Ansätze für poli­
tische Einsichten schaffen. Will dann weiter 
daraus wird. hängt nicht zuletzt an uns. 
Deshalb: Reingehen und weiterempfehlen; 
oder besser noch: vOr dem Kino Infostände 
machen und Flugblätter mit Hintergrundinfor· 
mation zur politischen Situation in Mittel · 
amerika verteilen. Man sollte den Film als An· 
knüpfungspunkt nutzen. um Diskussionen zu 
provozieren, um zu versuchen, die emotionale 
Identifikation mit der sandinistischen Revo· 
lution in politisches Engagement zu verwan· 
deln. 
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Rezension 

Aktuelle Bücher zu Nikaragua 
Oie US· lnvasion auf Grenada und die dro­
hende Inte rvention gegen Nikaragua harn.n 
verstärkt Interesse für diese Region wach~­
rufen. Vor allem Zu Nikaragua sind mehren: 
lesemwerte Bücher erschienen. Vier davon sol· 
Ien hier vorgestellt werden : 
• Günte r Wallraff u.a .• Nicaragua von innen, 
Konkret Literatur Verlag. Hamburg 1983, 191 
S, , 18 DM 
• Hermann Schulz. Nicaragua, eine amerib· 
ni , che Vision, Rowohlt Verlag, Reinbd. bei 
Ilamburg 1983 , 203 S., 9.800M 
• Priener rur Frieden und Revolut ion, Pe te r 
Hammer Verlag, Wupperlal 1983, 128 S., 9 ,80 
DM 
• Jürgen Zimmer (Hn g. ), Pädagogik de r Be· 
freiung. Lernen in Nicaragua, KÖ$CI·Verlag, 
München 1983 , 238S. , 22 DM. 

Günter Wallra ff , rn.sonders bekannt durch 
se,n~ Enthüllungen über die Bildz~ i l ung, ist 
Autor des Reiseberichts ,,Nicaragua "on 
innen"' , Er weilte im August le tztenJahreuuf 
Einladung de r sandinistischen Regi~nmg 10 
Tage in Nikaragua. 
Um einen fundierteren überblick über di~ 
Innenen twicklung, abe r auch die Bedrohung 
von außen zu geben , ha t Wallraff acht Beiträ~ 
anderer Autoren mit aufgenommen. Dorothet 
Sölle, die mit WalIraH das Land bereiste. be· 
rich tet über d ie Kirche der Armen, Philipp 
Agee analysiert die Rolle d~s CIA in Nikaragua 
und Gabriel Garda Marqucz schilden die Be· 
setzung des Nalionalpalastes im J ahr 1978. 

Wie bei WaUraff kaum ande rs zu erwarten, ist 
das Buch milre iß.c:nd geschrieben, Man sollte 
nur dam it anfange n, wenn man auch Zeit fi n­
det, e. an einem Stück zu lesen. 
Es ist engagiert, ohm" die Widersprüche zu ver­
decken, aber auch ohne sich besserwisserisch 
aufzuspielen und zu erklären, wo es in Nikara­
gua nun Langzugehen babe. Themen seiner Re­
portage sind u.a. die Schwierigkeiten beim 
wirtschafllichen Aufbau des Landes, die durch 
die Dcstabilisierungspolitik der USA noch ver­
schärft werden, die Mitbestimmung in den Be­
Irieben und die Berichterstatlung übe r Nikara­
gua in den bürgerlichen Medien der Bund~s­
republik , 
Er läßt Symbolfiguren der Revolution, wie 
Tonuis Borge, Sergio Ramirez und Dora Maria 
Teilet zu Won kommen, Lt: lztere war bei der 
Besetzung des Na tionalpalastes dabei. Sie er­
zählt, wie sie Sandinista wurde und warum ihr 
ehemaliger Kampfgefahrte und Lt: iter der Ak­
tion. Eden Pastora, die Fronlen wechselt~. 
Das Buch hat nich t den Anspruch, die Rolle 
der verscbiedenen Klusen und Schichten zu 
analysieren. Es macht sie jedoch durch einige 
Beispiel., ufahrbar_ Wallraff b.,schreibt f er­
sonen, die ihre Privilegien yerloren haben und 
deshalb zu Gegnern der Revolulion geworden 
sind. 
So etwa bei einer Messe für den Enbischof 
Obando y Bravo, als die vCTsammehe bürger· 
liche Opposition den US-Botschafter lautstark 
begrüß te : " Da sind die Taxifahre r von !\.Iam' 
gua, denen die dollarschweren Touristen fe h­
Je n, d ie zahllosen Zwischenhänd ler, die nach 
der Umorganisation der Venrieb5wegc ihr ar­
beilslosts Einkommen einbüßten. Da ist de r 
Arzt, der vor de r Revolution für die Blind­
dannopcration an einem Baucmjungen vom 
Vater 4.000 C6rdobas (damals etwa 400 Dol­
lar) ...: rlang te und, als der n icht zahk n konnte, 
daftir die Kuh und di" beiden 5.::hweilll· de, 

Bauern nahm - die Lt:bensgrundlage." 
Wallraff greift auch beikle Probleme wie das 
der MiskitQS auf, verschweigt dabei di~ Fehler 
nicht, die die Sandininasam Anfang began8en 
haben. Er beschreibt aber auch, wie diese 
Schwierigkeiten von den Somozisten geschürt 
wurden und welche Maßnahmen d ie Sandini· 
staJ jetzt ergriffen haben, um die Lt:benssitua· 
tion der Indios zu verbessern. 
Nach der Lektüre staut sich die Wut im Bauch 
8'=8'=n alle, die "ersuchen wollen, das nikara· 
guanische Volk am friedlicben Aufbau zu hin­
dern. Wallraffschreibt nich t nurüberSolidari · 
tät, sondern prakti~iert sie auch. Er hat ein 
Spenden konto zugunsten eines Krankenhau­
ses in J alapa ein~richte t . 

Eine brauchbare Einfrihrung für Nik.aragua­
Neulinge iSI das Buch .. Nicaujlua - e ine ameri­
unische Vision" von Hermann Schult., Den 
Anfang bildet eine Chronik des Befreiungs­
kampfes von Augusto C. Sandino bis zum Sieg 
de r Revolution. Gut 8'=lun~n ist die Erklärung 
des Miskitoproblem s, indem die historischen 
Hintergründe rn.,chrieben werden. 
Viel Raum wurde der Entwicklung der Kultur, 
der Alphabetisierung und den Pocsiewerk.stät­
ten Ernesto Cardenals einger'.iumt. 
Darüber ist leider ein sehr entscheidender 
Punkl zu kun gekommen: Die Analyse de r 
Des tabilisierungs- und Imervenlionspolitik de r 
USA. Da das Buch vor allem ftir Leser gedacht 
zu se in scheint, die noch nicht sehr viel über 
das Land wissen, häue m an sich dazu mehr 
Informationen gewünscht. 
Miguel d 'Escoto, Erne~ lo und hmando Car­
<kna l, d ie drei katholischen Priester und Mini· 
Sler der sandinistischen Revolutionsregierung 
kommen in dem im Pet<::r !lammcr Verlag ef' 
Khienenen Buch ",Prieste r fur frieden und Be· 
fre iung" zu Worl. Sie liefern Diskus­
sionsbeiträge zu ihrem Verständnis der Theo­
logi" der Befreiung und zu den Auseinander· 
!;C tzungen mil de r nika"'dguanischcn Ki rchen­
führu ng. 
Das Buch •. Padago:>gik de r Bdrciung"' handeh 
vom Lernen im befreiten Nikaragua. Die zum 
größten Teil nikaraguanischcn AUIO~n schil­
dern Konzepte zu eiMf Entkolonialisicrung 
der Bildung und zur Verwirklichung Paulo 
Frcircs alternativer Pädagogik der Drillen 
Welt . P.Grund 



· Infodienst 

Asylanten - UNO 

I' Ilonhngjl) t><, Inn.:nmm,"" l..Im"""mann 

Nach den Auseinandersetzungen zwischen 
Bundcsinncnminister Zimmermann und dem 
UNO-Flüchllingskommiu.aria\ im September 
1983 (\'81. AlB 11-12{l983, 5.69) schickte das 
Kommissariat eine weilere Dcltgation in die 
BRD. 
Der von ihr vorgelegte neUe Bericht übu die 
hiesige Asylpraxis kam unter Mitwirkung von 
Bundes- und Landesbehörden zuslande. Darin 
wird Verständnis flic das Verhalten der Sun­
desrepublik gejußert, da eS ihr "legitimes Be­
dürfnis" sei, gegen die wachsende Zahl von 
Flüchtlingen, die aus wirtschaftlichen Grunden 
ihr Land verlassen, vorlugehen. Das Bundes­
innenministuium sah deshalb eine geeignete 
Gtspriichsgrundlage rUT gegeben, um den UN­
Fli.io:;htlingskommissu Poul Hartling fUr den 
6.-8.12.1983 einzulad<:n. 
rkr neue Bericht läßt zwar <:in Entge!\tnkom· 
men des UN·Kommissariats gegenüber der 
Bundcsr<:gierung <:rkennen. Eine Kemaussage, 
nämlich der Vtr;toß dtr bundesdeutsch<:n 
Asylpraxis gegen die Men.schenrtthte. bleibt 
jedoch nach wie "or erhalten. 

AuslänclerpollUk 

Zwei Lichtblicke im aushind<:rpoliti.schen All­
tag der BRD: 
Dem 42jährig<:11 Chemotechniker Magd; 
Gohary aus Ägypten muß die Stadt München 
eine Aufenthaltsgenehmigung erteilen. Im 
Gegellsatz 7.um bayrichen Innenministerium 
und dem Ausländeramt <:n1schicd das Ver­
waltungsgericht Münch<:n, daß M. Gohary 
keine Gefahr für die demokratisch<: Grund· 
ordnung ist. 
Vor dem Arbeitsgericht konnte sich der seit 
25 jahr<:n in der Bundesrepublik lebende 
ägyptisch~ Staat!i.lngehörige Karam Khdla. 
Ho<;hschuliehre r an der Unive~ität Hamburg, 
g~gen die Verweigerung d<:r Arlxitscr13ubnis 
durch die Hans<:sladt durchsctzen. 
DO<;h die ausländl'rfdndlichen Kräfte g<:ben 
nicht auf: So legte die Staatsanwaltschaft 
München Berufung ein; K. Khdla erhi<:!t un­
millclbar nach Urtcilsv<:rkündung von d<:r 
Hamburger Behörd,· .. ks Inneren die Nach· 
richt . .1 .. 6 seine AufenthaltsgenehmIgung 
nicht mehr verlanger! werde. 
Zum "Fall Magdi Gohary" hat die Anti· 
Apar!hcid·Bcw<:gung. Blüchentr. 14, 5300 
Bonn I, <:ine Broschür.: herausgebracht 
(Pr<:is: 3 DM). 

Ao1>eltsbrigaden nach Nlkaragua 

Am 26./27. Novemlxr 1983 fand in Wut-Ber­
lin das Bundestreffen der Niknagua-Gruppen 
mit rund 200 Teilnehmern stall. Sie beschlos­
stn, den Schwerpunkt dtr Solidaritätsarbtit 
auf die Organisierung und Unterstützung von 
ArbeiUbrigaden zu legen: "Zur Unterstiitzung 
und zum Schutz Nikaraguas rufen wir dazu 
auf, Arbeitsbrigaden zu bilden und nach Nika­
ragua zu entsenden. Durch unSere Anwesen­
heit in Nikaragua wollen wir demonstrieren, 
daß Nikaragua stinen Weg des Aufbaus tiner 
neuen Gesellschaft nur im Frieden gehen kann. 
Und wir machen deutlich, daß jeder AngriH 
auf Nikaragua auch ein Angriff auf die welt­
weite Friedensbewegung wäre." 
Die nikaraguanischt Regierung halle sowohl 
darum gebeten, Brigaden mit insgesamt 400 
Westeuropäern für den Einsatz bei der Kaffee­
und Baumwollernte aufzustellen. als auch 
Techniker· und Gesundheitsbrigaden zu bil­
den. Die enten der 145 Brigadisten aus der 
Bundescepublik flogen Mitte Dezember 1983 
nach Nikaragua ab. 
Nähere Informationen sind erhältlich bei: In­
formationsbüro Nikaragua, Katernbe rger 
Schulweg 123, 5600 Wuppertal, Tel.: 02021 
760527 

Materialien zu Honduras 

Ein in der Reihe AS K·UintergJ"und erschiene­
nes hektographiertes Material gibt einen kur­
zen, aber detaillierten Gesamtüberblick üb<;r 
HondutaJ. Das Hdt analysiert die historische 
Entwicklung des Landts und dit aktuelle poli­
tische und wiruchaftlichc Situation. Alle 
bürgerlichen und revolutionären Parteien, Or­
ganisationen und Bündnisse werden knapp dar­
ge$\elh. Dieser 15seitige ASK·Hintergrund 
kann gegen 1,50 D~I in Bridmarkcn bezogen 
werden bei: Solidaritänshop Drille Welt, 
~lainzer Landstr. 15, 6000 Frankfurt I. 
Die Stärke dtr Broschüre " lI onduras - am 
Rande du Kriegu" liegt in ihrer detaillierten 
Analyse der Entwicklung des Landes seit Be· 
ginn des 20. jahrhunderts. Im Millelpunkt 
51<:ht der Einfluß der United Fruit Company 
und des US·lmperialismus. Das 68seitige Heft 
kann für 4 D~! bezogen wuden bei: Latein· 
amerika-Komit« Duisburg e.V., c/o Yvonne 
Ayoub, johannilerstr. 130. 4100 Duisburg I. 

Bonn und der Ubanon 

Nachdem die USA dem libanesischen Phalan­
geregime im jahre 1983 bereits umfangreiche 
Wirtschafts- und Militarhilfc zukommen ließen 
(sich<: AlB 11-12/1983, S. Ilff.), sicht der 
Entwurf des Bundeshaushalts für 1984 
400.000 DM für die "logistische Unterstüt­
~ung" und den "Aufbau einer Grenzschutz­
truppe" im Libanon vOr. Außerdem Ix .. i!ligte 
Bonn der Regierung Gemaycl 30 Mio DM 
Kapitalhilfe für 1983 und noch einmal 6 Mio 
D~1 Technisch .. · Hilfe feir 1984. 
Diese Hilfe kam vor allem auf Betrei!.>en der 
Deutsch-Arabischen-Gescllschaft zustande, 
deren PTä,idenl, j. Möllcmann (FDP, Staats· 
sekretär im Auswärtigen Amt). und Vizcpräsi· 
d~-nt, V. Kohler (CDU, Stadusekrctär im Mini· 
sterium für wiruchaftliche Zusammenarb<:il), 
direkt am Regicrungshebcl sit7.cn. Nach Aus­
sage des Gcn<:ralsckrctärs dieser Gesclbchaft, 

H. Bock, könne es sich "e;n hochindustriali· 
siertes Land wie die Bundesrepublik nicht lei· 
sten, seine wirtschaftlichen Interessen im Liba· 
non zu vernachlässigen". 
Den Libanon bezeichnete er als "Sprungbrett" 
fUr die anderen arabischen Länder. In diesem 
Zusammenhang sind denn auch die Forderun· 
gen Möllemanns und Köblers nach "Abzug der 
israelischen Truppen aus dem Libanon" und 
"Selbstbestimmungsrecht für das palästinen­
sische Volk" eher als Offerte an die Adres~e 
finanzkräftiger Wirtschaftskreise im arabi­
schen Raum zu werten. 

BRD - Südafrlka 

Am 30.11.1983 empfing Auß<,nminister Gen· 
scher den südafrikanischen Außenminister 
Rotlof Botha, der scinen Suatsbesuch in Bonn 
zU weiteren Gesprächen mit Vertretern der 
Wirtschaft und Politikern. z.B. FJ. Strauß, 
nutzte. Letzttrer hatte sich eut Anfang No­
vember 1983, anläßlich eints Empfangs des 
B~IW-Konzerns in Südafrika mit zahlreichen 
Vertretern des Apartheid-Staates getroffen. 
Gegen den Besuch R. 80thas in der BRD und 
die Gespräche mit offiziellen Vertretern des 
Landes protestierten in einem offenen Briefan 
den Außenminister Genscher die Anti·Apart· 
heid·Bewegung. das Antiimperialistische Soli· 
daritätskomitee, der Otristliche Friedens· 
dien~t. medieo international, die Südafrika· 
Projektgruppe "Frauen gegen Apartheid" der 
Evangelischen Frauenarbeit in Deutschland 
U.a. Ditst Organisationen vtTwiesen ebenso 
wie die Fraktion der Grünen im Bundestag, die 
eine Aktuelle Stunde des Parlaments beantragt 
hatte, auf den rassi$lischen Otarakter des 
Apartheidregimts, das die Bundesregierung 
durch ihre Politik aufwerte. 

lluchtlp: CIA 

rktaillierte Informationen, wie die USA die 
Entwicklung in souveränen Staaten in ihrem 
Interessc beeinflusstn, gibt das Jitmtins.am 
mit der Arbeitsgemeinschaft Dritte Welt 
Läden e. V_ und der GEPA (Gesellschaft Zur 
Fördtrung der Partnerschaft mit der Dritten 
Welt mbH) herausgcgebene Taschenbuch: 
R. Dhunjibhoy/K.L. Hübentr (lI n;g.), Unter­
wanderung. Die Dutabilisicrungntrategie der 
USA \'On Angola bis Nicaragua, Pe ter Ham­
mer Verlag, Wuppertal 1983, 190 S" 16,80 
ml. 
Die beiden journalisten haben aus der 
jüngsten Geschichte von sieben Ländern -
Nikaragua. Jamaika. Grenada, Kuba, Gua· 
yana, Angola und Australien - tine erdrilk· 
kende Bcweis!ast gegen die US-Rtgierungtn 
erarbeitet. 
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Kurzinformationen 

A~ den Kommunalwahlen vom 15.11.1985 
gingen die oppositionellen Linksparteien ab 
eindeutige Gewinner hervor. Die Verein.t<: 
Link.e (lU). ein ZUN.mmcnllChluB !an aller lin­
ken Parteien, konmc 51" der Stimmen auf 
sich vcreinen. ObclT:Ischcnd liegte sie mit 
ihrem Spitzcnkandidalcn A. Barnntubeidcn 
Biirgcrmeistcrwahlcn in der HaupUladt Lima.. 
.58", der abgegebenen Stimmen entfielen auf 
die lozialdemokratische Revolutionäre Volks­
alliaru: Amcriku (APRA). Dagegen mulhc die 
Rcgic-nmgspartei Bclaundc Tcrryl, die Volks­
aktion (AP), mit nur 12% (1980; 44';') starke 
Einbußen hinnehmen. Die mit ihr koalierende 
Christliche Volkspartei (PPC) erhielt 16% der 
Stimmen. 
Der von der IU und der APRA gerUhTt<: Wahl­
kampf richtete sich vor allem gegen die Wirt­
schaftspolitik Belaundc Tcrryl und machte sei­
ne Regierung für die Inflalionsrate von 120%, 
den Rückgang des Vollueinkommens um 
10,7" ( 198!) und die Vernichtung von 
900.000 Arbeitsplätzen verantwortlich. 
Die maoistische GuerilJaorganilliltion Sendero 
LuminOJ.O, die im Vorfeld der Wahlen ,'er­
mehrt Anschllge veriibte, halle zum Boykott 
der Wahlen aufgerufen. Dieser wurde jedoch 
kaum befolgt. Lediglich in drei Provinzen der 
unter AusRahmaunand stehenden Ayachu­
cho-Hochlandregion sah sich die Regierung in­
folge der GuerilJaaktivititen :ur AusKLZung 
des Umengangs gezwungen. 

Zehntauiltnde von Arbeitern und AngelteIlten 
zogen am 21,1 1.1983 durch die Straßen der 
Haupt.stadt La Pu, um in einem von der boU­
villnischen Arbeiterzentrale COB ausgerufenen 
245tündigen Generalstreik gegen die jüngsten 
Wirtsehafumaßnahmen der Regierung:u pro· 
testieren. Die amtierende Parteienkoalition 
DemoknttiKhe Volksunion (UDP) unter 11. 
Siles Suazo war dem Diktat del lnternationa· 
len Währungsfonds zur Bekjmpfung der Infla­
tion und Tilgung der 2,8 Mrd Dollar Auslands­
schulden gefolgt und hatte , neben einer dr.uti­
sehen Abwertungdes Pe$O um 150%, die Preise 
rur Benzin um 200'lf, und dIe der Grundnah­
rullgSminel um 70'J!0erhöht. 
Das Wirtsehahschaos und ein wachsender Ver­
lrauenssehw\lnd in der Bevölkel\lng schw,,' 
ehen die Position der Regierung, die nach dem 
A\lsscheiden der IIOzialdemoknttilchen Be .... e· 
gung der Revol\ltion .. ren Linken - MIR (",I. 
Al B !/198!, 5.46) nur noch von den lIark 
zerstrittenen Flüge]n der den Prisidenten lIeI· 
lenden Linken Revolution;oren Nationalisti· 
schen Bewegung (~INRI), der Kommunisti­
schen Partei Boliviens und den ChristdemoLua· 
ten getragen wird. j. Pu Zamont, Führer der 
MIR und Vitcpr.ilident der Republik, drangt 
gemeinsam mit den Rechtsparteien Revolulio· 
näre Nuion:aJistische Partei (MNR) und Natio· 
nalistische Demokratische Allianz (ADN) auf 
S..aZ01 RÜCktritt. 

Adreneniinderungen 
bitte rechlzl/llg bei Redllktion 

und Polt bebnntgebenl 

54 

Surinam 

Am 29. No,~mber 198! gab die Regierung 
Surinams bekannt, einen Putsch "ereitelt zu 
haben. Hinter dem UmSturz~ersuch $011 der 
~om ehemaligen Pnisidenten Henk Olm A Sen 
geführte Bdreiungsr.H Surinaml (SLC). der 
seinen Sitz in den Niederlanden hat, gestanden 
haben. 10 Personen "'aren beTdu zuvor ver­
haftet worden. 
Dieser PUlSch"ersuch erfolgte, nachdem .ich 
eine Verbesserung der Beziehungen dcr MiIi · 
tarregierung Bouterse zu Bnuilien und den 
USA abzeichnete. So nahm die surinamische 
Regierung die Ermordung des grenadischen 
Präsidenten Bishop zum Anlaß, aUe kubani · 
schen Dip]omaten und Berater des Lande.:u 
ve ... ·eisen. Kuba wurde vorgeworfen, hinter 
dem Mllchtwechsel in Grenada gestanden zu 
haben. 
In Absprache mit Washington dr~ngle 8111 ' 
silien seit Sommer 1983 auf eine engere Zu· 
.ammenarbeit und drohte, keinen kuba ni­
sehen Einfluß an seinen Grenzen zu dulden. 

Die daraufhin ge,t;hlossenen Vertr~ge mit Bra· 
lilien beinhalten eine umfangreiche Militärhi] · 
fe, ein tbnde]lIilbkommen und einen I5·Mio­
Dollar-Kredit. 
Ein Gegner der Zusammenarbeit mit Br.uilien. 
der Führer des linken Flugeb der Regierung 
und MiniSier rur Kultur und Vollumobihsie· 
rung, Sital, wurde im J Uni 1983 abgeseat. Im 
OktQb.l,r 198! hielten sich sowohl Premier­
minister Errol A1libux als auch PrliSldent Bou· 
ter5e in den USA auf und fiihrten Cupriche 
mit Mitgliedern der Reagan·Admtnistration. 

Venezuela 

J. Lusinchi, Spitzenkandidat der so:iaIdemo­
kratischen Demokratischen Aktion (AD), wur· 
de bei den venezudanischen Präsidentschafts­
und ParJamenuwah]en am 4. Daember 198' 
mit 56,8" der Stimmen zum neuen Staats­
oberhaupt gewählt. Sein schärfster Konkur­
rent, R. Caldera von der bisher amtierenden 
chriudemokratischen COPEI, erhielt '4,6'" 
Enuäuschend fie] das Ergebnis fur die Links· 
krlifte aus. So konnte die Bewegung für den 
Soziali~mu5 (MAS) unter Führung von M.T. 
Petkoff nur 4~ gewinnen. das linke Parteien· 
bündnis j.V. RangeIs, dem u.a. die Kommuni· 
stische Partei und die Wahlbewegung des Vol· 
kel (MEP) an~hören, kam auf ''''. 
Mit dem Aml$antritt de$ neuen Präsidenten im 
."ebruar dJ. sind keine wesentlichen politi . 
schen Veränderungen zu erwarten. Ente Maß­
nahmen j ....... sinchis gelten der Bekämpfung 
der schweren wirtschaftlichen und finam:iellen 
Krise. die der scheidenden Regierung Hern'ra 
Campiru angelastet wird. Die AD versprach 
dne Stimulierung vor allem der Bauindustrie 
und eine Förderung der einheimischen Land· 
wirtschaft, um das 6Q'1Oige Nahrunpmittd· 
defizit des Landes ausgleichen 1:U können. 
Venezuela, dureh seine Olvorkommen ein rei · 
ches Land, iSI dennoch mit einer Ausland"'er­
$Chuldung von '7 Mrd Dollar bdutet, wckhe 
tUT Hälfte im jahr 1984 fallig werden. Ver· 
handlungen mit dem Internationalen Wih­
rurtg$fondl (IMF) Itehen rur Fruhjahr an. BIS­
lang lehnen die politischen Kriftc des Landes 
dIe Diktatpoli tik des IMF geschlossen ab. 

SI. Cbrlstopher und Nevls 
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St. Christopher und Nevls 

Nach einer 16jahrigen Oberpngueit all mll 
Großbritannien assozierter Slaat ilt die friihrre 
britischr Kolonie St. Otristopher/Nevis, eine 
auf Karun meist als "St. Kiul/Nevil" bezeich­
nete Iniltlgruppe der Kiemen AntiLLen, . m 19. 
September 1983 unabhängig geworden. Die 
Unabhängigkeit der scit 1967 mit "innerer 
Autonomie" aUSjleStalletell Inseln St. Olristo· 
pher (168 qkm) und Nevil (93 qkm) wurde 
]980 mit dem Wahlsieg der Partcicnkoalition 
I1cwcgung der Volksclllheit (PAM) und Re­
form partei VOll Nevil (NRP) über die bi, dahin 
reiPer~nde Labour Party eingeleitet und im 
Dezember 1982 auf einer in London tagt' ndcn 
V crfas~ungskonferenz beseh IUlscn. 
~ut Verfassung bLelbl die britllt;h~ König'" 
fo rmell Staatsoberhaupt. Sie wird auf den In· 
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sc:ln duu~h einen Gcncralgou~emeur reprisc:n· 
t,ert. Enter Frcm;"rministcrder unabhäng'gen 
Föderatton SI. Olristopher/Ncvil wurde der 
leit 1980 amtierende Regierung:s<:hef. Ken· 
ncdy A. Simmollds. 
Hauptzweig der bi$her wenig ~ntwiekelt~n und 
von britischem Ka"ita' beherrschtcn Witt ­
schaft dei In$CIstaates ist die LandwirlKhafL. 
Ca. 80,," der lalldwirlSt;baftlichen Nutzfläche 
bestch~n au~ Zuckerrohrplantagen. Außerdem 
werden Baumwolle, Pfeilwurz, Kokospalmen 
und Tabak angebaut. Die Einwohncr betreiben 
;11 geringem Umfang Viehzucht und Fis.:hfang. 
Daneben gibt eS cinigc kleine Betriebe zur Ver· 
ar!Jdlu'~ Landwirtlehaftlichcr Rohstoffe. 
Wichtigste Dcviscnqueill' ist jedoch derTouris· 
mus. Die sozial,' Lage der ca. 45.000 Einwon­
ner in allerdingf nach WM: "or durch Armut 
und hohe Arbeitslosigkeit charakterisiert. 



Uruguay 

Am 3. Nationalen Prote.Hag am 27. NO"cm­
ber 1983 fand die größte Demonstration in der 
Geschichte des Landes stall. In Montevideo 
waren rund 400.000 Menschen auf den Bei­
nen. Alle legaltn und illegalen politischen Par­
teien, darunter auch die ~rbotcnc Fremc Am­
plio (Breite Front), hatten :tu einer Demon­
stration für die Freilassung der politischen Ge­
fangenen, die Rückkehr der Exilierten, die 
Wiederherstellung der pcuönlichen Freihei­
ten, freie Wahlen und die Zulassung aller Par­
tcien aufgerufen. 
Im ~1ilitar gibt es Au~inandcrsctzungcn über 
den weiteren Weg. Marine und Luftwaffe sind 
für eine übereinkunft mit den traditione!!<:n 
Bürgerparteien Colorado5 und Blancos; Präsi­
dent Alvarez, der sich vor allem auf das Hcer 
stütU, lehm die, bislang ab. Um das Land aus 
der Krise zu führen und wieder ökonomische 
Zugcnändnisse machen zu können, wurdc der 
frühere Winschaftsminister Alejandro Vegh 
Villega~ wieder in sein altes AmI eingeset:z:t. 
Die Basis für solche Zugeständnisse ist allel' 
dings sehr schmal. Die Auslandsverschuldung 
beträgt .~ Mrd Dollar (bei einer Einwohnerzahl 
von knapp 3 Mio); der Kaufkraftv.:rlusl belief 
sich allein 1983 auf 63%; die Arbeil$losigkeit 
beträgt nach offi:z:icllen Angaben 16, nach in· 
offiziellen 2:'%. 

Bangladesh 

Unter Führung einer opposilionellen Vereini· 
gung von 22 Partden blockicrten am 
28.11.1983 ca. :'0.000 ~Ienschen in derbenga· 
lischen Haupl$tadl Dacca das Regierungszen· 
uum. Gegen die Demonstranten wurden Pali· 
zei und Militär einges.ctu. Präsident Ershad 
s.ctzte die erst am 14.11. 1983 wieder dnge· 
fUhrten polilisLhcn Freiheilen außer Kraft. 
verbot alle Parteien und '-erhangte erneut das 
Kriegsrecht überda~ Land. 
Auf diese Maßnahmen ",agierte die Opposi· 
tion mit dem Aufruf zum Generalstreik, der in 
mehrerLn Stadten des Landt""s , z.B. dcr Hafen· 
~tadt Chittagong. bdolgt wurde. Öffentliche 
Einrichtungen des Landes, wie Schulen, Ban· 
kcn und Verhhrsemrichwngen wurden durch 
die Unruhen stiUgdegt. 
Die Opposition in Bangladcsh, der haupt· 
sächli ... h Studenten, Intellektudle, aber auch 
Arbeiter und Teile der Landbt-völkcrung ange· 
hören, fordert die umgehende Durchflihrung 

von Parlamentswahlen und reagierte damit auf 
die Ankimdigung von Präsidenuchaftswahlen 
(ur Mai 1984 und Parlamenuwahlcn fUr Ende 
1984. Es wird befürchtet, daß durch die vor­
gczogo:nen Präsidentschaftswahlen Fakten für 
die Parlamentswah!en geschaffen werden sol· 
len, die das Militär weiterhin an der Spitze des 
Staates halten sollen. General Ershad hat seine 
Kandidatur angekündigt und sich mit der 
Volkspartei eine Basis hierfür geschaffen. 

lypem 

Am 1:'.11.1983 erklärte sich der türkische Tei l 
der Insel :z:ur unabhängigen "Türkisch~n Repu' 
blik Nord·Zypern". Dieser Schrill vertieft die 
seil dem Einmarsch türkisch~r Truppen im 
jahre 1974 dauernde faktische Teilung des 
Landes. Zugleich ~erunmöglicht er die von der 
UNO angestrebte Wiederaufnahme der Ge· 
spräche zwischen der türkischen und der grie· 
chischen Volksgruppe. 
Folgerichtig stößt Rauf Denktasch, Präsident 
des ncuen Teilstaates, auf eine naho:zu umfas· 
sende internationale Ablehnung. So v~rurteilte 
U.a. der Weltsicherheitsrat die einseitige Unab­
hängigkeitserklärung. Lediglich die Türkei hat 
den neuen Staat offi:z:ie!l anerkannt. Bis heute 
kontrolliert Ankara mit 22.000 Soldaten den 
Nordteil der Insel und trägt üh~r 50%der Haus· 
haluausgaben. 
Die erneute Verschärfung des Zypernkonflikts 
erhöht :z:w~ife!los die Spannungen im östlich~n 
Miuelmeer. Das seit längerem erkennbare An· 
sinnen der US·Administration, die Insel durch 
den Erwerb von Stüupunktrechten in einen 
"unversenkbaren Flug:z:eugträger" zu verwan­
deln, durfte jet:z:t neuen Auftrieb erhalten. 

JapanlKorea 

Auf seiner einw&higen Asienreise Anfang 
NO\'ember 1983 machte Bundeskanzler Kohl 
kräftig Stimmung gegen die "Bedrohung 
Asiens" durch sowjetische SS-20·Raketen. 
Besond~r$ deutlich untustrich er bei seinem 
japan·B~such sein~ Entschlossenheit, neue 
US·Millelslreck~nraket~n in der BRD :z:u sta· 
lionieren. Die Ermutigung sein~r japanischen 
Gastgeber zu weiteren Rüstungsanstrengungen 
kam vor allem dem nachfolgenden Iksucher 
aus Washington zupaß. 
Zwar wurden während desjapan·Besuches von 
US·Präsident Reagan (9.-11.11.1983 ) wirt· 
schaftliche Themen gegemiber der Öffentlich· 
keit in den Vordergrund geruckt,jedoch gehör­
te es auch zu den erk.lärten Zielen Reagans, 
japan zu einem entschlosseneren Ru,tu~· 
kurs zu bewegen. Im Rahmen der US-Global· 
strategi~ werden d~n japanem bedeutende 
SteUvertreterfunktionen an der Pnifiknankt"" 
zugedacht. Dies betrifft besonders die Kon· 
trolle der Strdße von Tsushima; eine Blockade 
dieses Seeweges würde den Aktionsradius der 
sowjetischen Paz.ifikfiolte, die im Zuge der 
sowjetischen Gegenmaßnahmen gegen die 
NATO·"Nachrü~tung" eine Aufwertung er­
fahrt, stark einschränken. 
In diesem Zusammenhang ist auch die bei Rea­
gans amchließ~ndem Südkorea·8esuch verein­
barte Verstärkung der Kampfkraft sowohl der 
südkoreanischen Armee als auch der 40.000 
dort stationierten US-Soldalen zu sehen. 

Kurzinformationen 

Tscftad 

Die in der tschad ischen Hauptstadt N'Djamena 
ansässige Regierung Hissene Habri hat am 24. 
No~ember 1983 Verhandlungen "ohne Vor· 
bedingungen" mit den oppositionellen Grup· 
pen der Obergangsregierung der National~n 
Einheit (GUr..'T) unter Goukouni Queddei zu· 
gestimmt. Sie sollen Anfang dJ. unter Beteili· 
gung der Organisation ftir Afrikanische Einheit 
(OAU) in Addis Abeba staufinden. 
Die GUNT, die den Norden des Tschad kon· 
trolli~rt, haue hereits im September 1983 auf 
ihre Forderung verzichtet, Gespräche mit H. 
Habre nur dann zu führen, wenn die französi· 
schen Truppen abziehen. 
H. Habre hatte bis dahin auf Verhandlungen 
mit Libyen bestanden, da es angeblich den 
Norden des Landn besetzt hält (vgl. AlB 
10/ 1983, S. 14ft). Der Sinneswandel der Re· 
gierung in N'Djamena ist einerseits darauf :z:u· 
TÜCkzuführen, daß die französischen Truppen 
sich weigern, den Norden des Landes:z:u er­
obern. Andererseits hat eine Aufstandsbewe· 
gung von 5 .000 Guerilleros der GUNT die fünf 
südlichen Provinzen des Landes ergriffen. Da· 
mit wird es fiir H. Habre immer schwieriger, 
den Mythos der libyschen Intervention auf· 
rechl2.uerhalten. Ob es allerdings zu den Vel' 
handlungen kommen wird, ist fraglich, da 
Habre weiterhin darauf besteht, als Regie· 
rungschef anerkannt zu werden. was die 
GUNT nicht akzeptieren kann. 

0.. ,10 ," Ot. ,<m .. nnll,n,<r v ...... <kr ,och ßI. ~l,,· 
tJ;~a.bt."al"" "nd 5ponden IIM"lI'" ""d VOn k., ... 
p""., od .. D.,"mpuon .bnVl"i ,Il. 
I-tbrn der Herau".b< <It< ,I.·.nfo ••• ,orhal'e. ,">f". 

n"" k!t,.en v., ... na m" l" ... '., "bot La,e,'amor'." 
"nd Ube. d.< On"e Woll 1111""''''' U.'. m"""'" be· 
h."~n B\I<hern .tU den " ... In •• lO>l<l .. n. Fora .. , 
ol.!. ko".nlo .. . ...., ... ""11'.« on! 
W<rd .. ....,"IJo.a un r<l..-... krti. do. h und u",<r · 
"U'" u ....... Art><o,~ 

o.c ,10 t>oc~, tO Aw,.ben ,m Johr m" a." ,.holm.:hen 
So:hw<",unkan 
LATEI ... A . ...., Ellt" ... - H,nt<'I,undbtncto'. und Ana· 
,~" 
LÄ."O(R,"",CIiIiIC HT(;ooI. Informt""".., ube. a"· 
,uoll. E"'ln, ... 
SOUDAlI.rTÄTSBEWEGI;:"'G. Nactonch,.. au. do. 
G",PI><"". Ubot All"""'''' und KamPlst .... o..ku",o­
nen Ln ~.r Soltdanll"bt"oIU"' 
E,o.<lpr .. , ).00 DM. Jah •• , .. bon ....... n'-
DM l'.-lur So:huler. S",a.n,..,. -'o..luDlI. Arbe",t<>« 
DM JO.· &I •• onn&lo. Abonn.m.", 
DM H.· lu. "''''"",0'''" 
DM "'., &I. Fotd.,abonneme., 
GllII.I1>l' !kd'lIfunl<. lur W,ed." .. <,.f .. 

Bi". 10 ...... 51 •• ," 1:0 .... 10 ... probt.e" on 

R-..,. M. ,. _ I, , .... ."..., .. lJ 

55 



RiuS 
HALLO NICARAGUA 
Sach-Comic 
143 S" Weltkreis 

R. Dhun]ibhoy/K. L. Hübener (Hg,) 
Unterwanderung. 

Die Destabilisierungsstrategie der USA 
von Angola bis Nicaragua 

190 S., Peter Hammer 1983 




